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Zur Sache

was zählt ist, dass man zu mehrheits-
fähigen Entscheidungen kommt. 

Was bedeutet die neue Rechtslage 
für unsere Berufspraxis? Was ist neu 
und was ist bei näherer Betrachtung 
nicht so neu? 

Mit dieser Sonderausgabe des WPK 
Magazins möchte Ihnen die Kammer 
gebündelte Informationen zum Be-
rufsrecht an die Hand geben. Im Vor-
dergrund stehen dabei die Änderun-
gen der WPO und die Neufassungen 
der Satzungen infolge des APAReG.

Den Einstieg in die Neuerun-
gen liefert Ihnen das nebenstehende 
Schaubild. Einzelheiten erfahren Sie 
in den Beiträgen unserer Kollegen auf 
den folgenden Seiten.

Ein bedeutender Teil der Änderun-
gen betrifft die Neuordnung der Auf-
sicht über Abschlussprüfer. Der Prä-
ventivcharakter der Aufsicht wurde 
insgesamt gestärkt. Die Abschlussprü-
feraufsichtskommission (APAK) wur-
de aufgelöst. Seit dem 17. Juni nimmt 
die Abschlussprüferaufsichtsstel-
le (APAS) beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
das öffentliche Interesse in der Auf-
sicht wahr. 

Zwar bleibt unsere bewährte Selbst-
verwaltung in der Kammer weitgehend 
erhalten, Abschlussprüfer unterliegen 
aber im Hinblick auf die Prüfungen bei 
Unternehmen von öffentlichem Inte-
resse nur noch der öffentlichen Auf-
sicht.

Es bleibt zu hoffen, dass nun eine 
Konsolidierungsphase eintritt. Auf 

als Folge der geänderten EU-Ab-
schlussprüferrichtlinie und der neu-
en EU-Verordnung aus dem Jahr 2014 
wurden unsere beruflichen Rahmenbe-
dingungen durch das Abschlussprüfer-
aufsichtsreformgesetz (APAReG) und 
das Abschlussprüfungsreformgesetz 
(AReG) mit Wirkung zum 17. Juni 2016 
weitreichend geändert. Auch wenn in 
der phasenweise hitzig geführten be-
rufspolitischen Diskussion biswei-
len anderes behauptet wurde, Ziel der 
WPK im gesamten Gesetzgebungsver-
fahren war eine Eins-zu-eins-Umset-
zung der europäischen Vorgaben unter 
Nutzung von Mitgliedstaatenwahlrech-
ten im Sinne der WPK-Mitglieder. Der 
Gesetzgeber hat sich im Wesentlichen 
unserer Argumentation angeschlossen. 
Das Ergebnis ist aus Sicht der WPK ein 
vertretbarer Kompromiss mit Blick auf 
Prüfungsqualität und Unbefangenheit, 
Wettbewerb und Bürokratie.

Um die Vorgaben untergesetzlich 
abzubilden, beschloss der Beirat der 
WPK am 21. Juni einstimmig die Neu-
fassungen der Berufssatzung für WP/
vBP und der Satzung für Qualitäts-
kontrolle. Die neue Berufssatzung trat 
am 23. September in Kraft, die Sat-
zung für Qualitätskontrolle bereits am 
8. September. 

Mein Dank für die konstruktive Ar-
beit an den Satzungen gilt allen Betei-
ligten und sämtlichen Interessengrup-
pen im Beirat der WPK. Wir haben 
gezeigt, dass unsere Selbstverwaltung 
funktioniert. Unterschiedliche Auffas-
sungen gehören zur Diskussionskultur, 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
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das nicht, werden über kurz oder lang 
andere über unsere beruflichen Ge-
schicke entscheiden – und das kann 
nicht in unserem Interesse sein.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen, ich würde mich freuen, wenn 
Ihnen dieses WPK Magazin eine Hilfe 
ist und es vielleicht für eine gewisse 
Zeit seinen Platz auf Ihren Schreibti-
schen findet. Wenn Sie Fragen haben, 
helfen Ihnen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der WPK-Geschäftsstelle 
gerne; Ansprechpartner sind auf Sei-
te 18 genannt. Mich erreichen Sie per 
E-Mail unter gerhard.ziegler@wpk.de.

Ihr 

euro päischer und nationaler Ebene 
sollten die Ergebnisse der Reform in 
der Praxis abgewartet und mit Au-
genmaß ausgewertet werden. 

Insbesondere bleibt zu hoffen, dass 
es keine weiteren Eingriffe in unse-
re berufliche Selbstverwaltung geben 
wird. Wir sind allerdings aufgefor-
dert, das Privileg der Selbstverwal-
tung konstruktiv zu leben. Immerhin 
hat der Gesetzgeber mit dem APAReG 
die Möglichkeit der Ersatzvornah-
me zum Erlass von Satzungen in die 
WPO aufgenommen. Das ist ein un-
missverständliches Signal. Der Be-
rufsstand muss politisch in der Lage 
sein, zu einvernehmlichen Ergebnis-
sen zu kommen. Wir müssen bewei-
sen, dass wir handlungsfähig sind 
und dies auch bleiben. Schaffen wir 
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Neuerungen im Berufsrecht der WP/vBP

Qualitätskontrollen/
Inspektionen

• Qualitätskontrollen durch PfQK,  
soweit Praxen § 319 HGB-Manda-
te prüfen

• Anzeigeverfahren ersetzt Ausnah-
megenehmigung

• Registerauszug ersetzt Teilnahme-
bescheinigung

• Grundgesamtheit für Auftragsprüfung 
reduziert auf gesetzliche Abschluss-
prüfungen und BaFin-Aufträge

• Negative Bestätigungsaussage

• Möglichkeit der Teilnahme der 
KfQK an Qualitätskontrollen

• Aufsicht der KfQK über PfQK

• Spezielle Fortbildungsverpflichtung 
auch für inaktive PfQK

• Aktive Tätigkeit der PfQK im Bereich 
der gesetzlichen Abschlussprüfung

• Inspektionen durch APAS erset-
zen Qualitätskontrolle bei § 319 a 
HGB-Mandaten

• Qualitätskontrolle bei Mischpraxen 
nur noch alle sechs Jahre

• Prüfungsurteil bei einer Inspektion 
wie bei einer Qualitätskontrolle

Internes 
Qualitätssicherungssystem

• Anforderungen für § 316 HGB- 
Prüfungen in § 55 b Abs. 2 WPO, 
erhöhter Anforderungskatalog (un-
ter anderem jährliche Nachschau), 
Konkretisierung in BS WP/vBP

• Anforderungen für andere Prüfun-
gen in § 55 b Abs. 1 WPO

• Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Berufsaufsicht

• WPK erhält Kompetenz auch für 
schwere Berufspflichtverstöße

• Geldbußerahmen erhöht

• Mehr Rechtsschutz für WP/vBP

• Vorläufige Untersagungsverfügung

• Veröffentlichung von Sanktionen

• Sanktionen gegen Prüfungsgesell-
schaften

APAReG

Zuständigkeiten

• Selbstverwaltung der WPK bleibt 
erhalten

• APAS beim BAFA ist neue Aufsicht, 
soweit Praxen § 319 a HGB-Man-
date prüfen

• WPK behält Aufsicht in Bezug auf 
alle übrigen Mandate

Weitere Änderungen

• Verschärfungen der Cooling-Off-
Regelungen

• Katalog der originären Tätigkeiten 
erweitert

• Registrierung von EU-/EWR- 
Abschlussprüfungsgesellschaften

• Praxisabwickler für WP/vBP

• Verkürzte Prüfung zum WP für vBP

mailto:gerhard.ziegler@wpk.de


Neue und geänderte Berufspflichten –  
die neu gefasste Berufssatzung für WP/vBP
WP/StB Dipl.-Kfm. Karl Petersen, RA Norman Geithner1

 I. Vorbemerkungen
 II. Qualitätssicherungssystem der WP/vBP-Praxis
  1. Praxisorganisation
   a) Allgemeines
   b) Mindestanforderungen an das Qualitätssiche- 
    rungssystem
  2. Weitere Berufspflichten bei der Auftragsdurchführung
   a) Auftragsdatei
   b) Verantwortlicher Prüfungspartner, verantwort- 
    licher WP/vBP und Unterzeichnung von  
    Bestätigungsvermerken
   c) Personelle und zeitliche Ressourcen
   d) Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitäts- 
    sicherung
   e) Nachschau

 III. Unabhängigkeit
  1. Besorgnis der Befangenheit
   a) § 29 Abs. 5 und 6 BS WP/vBP
   b) Eigeninteressen (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 BS WP/vBP)
   c) Selbstprüfung (§ 33 Abs. 7 und 8 BS WP/vBP)
   d) Einschüchterung (§ 36)
  2. Kritische Grundhaltung
 IV. Sonstige Fortentwicklung des Berufsrechts
  1. Berufshaftpflichtversicherung
  2. Siegelführung
  3. Sonstige Liberalisierungen des Berufsrechts
 V. Billigung der Neufassung der Berufssatzung durch die  
  Rechtsaufsicht (BMWi)

Die Autoren zeigen die Gründe für die Neufas-
sung der Berufssatzung auf und erläutern deren 
Aufbau im Sinne eines „roten Fadens“, von der 
Auftragsannahme bis zum Bestätigungsvermerk.

1	 Unter	Mitarbeit	von	Ass.	jur.	Dr.	Ferdinand	Goltz	und	Antje	Kosterka	LL.M.
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I. Vorbemerkungen

Die Gründe für eine umfassende Änderung der Be-
rufssatzung im Sinne einer Neufassung sind vielfäl-
tig:
• EU-Verordnung zur Abschlussprüfung 2014;
• EU-Richtlinie zur Abschlussprüfung 2014, umge-

setzt durch das APAReG und das AReG, dabei ins-
besondere auch zu § 55 b WPO zur Qualitätssiche-
rung in der WP/vBP-Praxis;

• IESBA Code of Ethics (CoE) 2015;
• gesetzlicher Auftrag zur Überführung der Verord-

nung über die Berufshaftpflichtversicherung von 
WP/vBP (WPBHV) in die Berufssatzung;

• allgemeine Weiterentwicklung des Berufsrechts.

Das Ziel der Änderungen ist es, dem Berufsstand 
ein „abgerundetes Regelwerk“ an die Hand zu ge-
ben, das insbesondere für den Kernbereich der „Ab-
schlussprüfung“ nationale und internationale Regel-
werke aufgreift (unter anderem Regelungen der ISA/
des ISQC1).

Wegen der zahlreichen Änderungen im rechtli-
chen Umfeld war die VO 1/2006 nicht mehr aktuell. 
Umso wichtiger war es, dem Berufsstand über die 
Neufassung der Berufssatzung eine Handreichung 
im Sinne eines „roten Fadens“ von der Auftragsan-
nahme bis zum Bestätigungsvermerk zu geben. 

Die Summe dieser Änderungen führten zu ei-
ner Neufassung und dabei auch zu einer Neugliede-

rung der Berufssatzung, in der unter anderem ein 
eigener Teil für Regelungen zur Berufshaftpflicht-
versicherung und ein eigener Teil für Berufspflich-
ten zur Qualitätssicherung bei Abschlussprüfungen 
nach § 316 HGB geschaffen wurde. Vor allem mit 
Letzterem wird der Ansatz des APAReG-Gesetzge-
bers auf Ebene der Berufssatzung weitergeführt. In 
diesem Fall sind spezielle Vorgaben für Abschluss-
prüfungen nach § 316 HGB gebündelt. Die Beschrän-
kung von Berufspflichten auf diesen Bereich stellt 
eine wesentliche Liberalisierung für den Berufsstand 
dar. 

2	 Die	Verordnung	(EU)	Nr.	537/2014	(vgl.	Fußnote	11)	gilt	in	den	EU-Mitgliedstaaten	unmit-
telbar.	Mitgliedstaatenwahlrechte	wurden	in	Deutschland	über	das	AReG	im	Wesentlichen	
im	HGB	umgesetzt.
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Rechtsgrundlagen/Gründe für die Neufassung der Berufssatzung WP/vBP

APAReG WPO BerufssatzungEU-VO2

EU AP-RL

IESBA Code of Ethics

Verordnung über die 
BHV der WP/vBP

Allgemeine  
Neuerungen

AReG HGB

Weitere Gesetze

Neue Gliederung der BS WP/vBP

Teil 1: Allgemeine Berufspflichten (§§ 1 bis 22)

Teil 2: Berufshaftpflichtversicherung (§§ 23 bis 27)

Teil 3: Besondere Berufspflichten bei der Durchführung  
 von Prüfungen und der Erstattung von Gutachten  
 (§§ 28 bis 44)

Teil 4: Berufspflichten zur Qualitätssicherung bei  
 Abschlussprüfungen nach § 316 HGB

 Abschnitt 1: Weitere Berufspflichten bei der  
 Auftragsdurchführung (§§ 45 bis 49)

 Abschnitt 2: Berufspflichten zum Schaffen von  
 Regelungen für ein Qualitätssicherungssystem  
 nach § 55 b Abs. 2 WPO (§§ 50 bis 63)

Teil 5: Schlussbestimmungen (§§ 64 bis 66)
(neu)



Darüber hinaus wurde die Neufassung auch genutzt, 
um das Berufsrecht allgemein weiterzuentwickeln 
und auch zu entschlacken. Einige Vorgaben konnten 
aufgegeben werden, da sie bereits durch allgemei-
ne Reglungen oder gefestigte Rechtsprechung aus-
reichend geregelt sind, so unter anderem zum Fir-
menrecht. Ermöglicht wurde auch, das Berufssiegel 
künftig elektronisch oder drucktechnisch führen zu 
können.

II. Qualitätssicherungssystem der  
WP/vBP-Praxis

1. Praxisorganisation

a) Allgemeines
Die gesetzlichen Vorgaben zum Qualitätssicherungs-
system beschränkten sich bisher darauf, dass vorge-
ben wurde, dass der WP/vBP Regelungen, die zur 
Einhaltung der Berufspflichten erforderlich sind, zu 
schaffen und ihre Anwendung zu überwachen und 
durchzusetzen hatte (§ 55 b WPO a. F.). Nähere ge-
setzliche Vorgaben, wie die Ausgestaltung auszuse-
hen hat, gab es nicht. 

Durch das Abschlussprüferaufsichtsreformgesetz 
(APAReG), das insoweit die zwingenden Vorschriften 
des Art. 24 a EU-Abschlussprüferrichtlinie3 (EU-RL) 
umsetzte, wurde § 55 b WPO aufgegliedert. Absatz 1 
der Vorschrift enthält eine sämtliche Tätigkeiten des 
WP/vBP betreffende Generalklausel zur Einrichtung 
eines internen Qualitätssicherungssystems. Absät-
ze 2 und 3 der Vorschrift enthalten detaillierte Son-
derregelungen zum Qualitätssicherungssystem bei 
der Durchführung von Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB, wobei Absatz 2 den Mindestumfang 
der zu schaffenden Regelungen festlegt, während 
Absatz 3 Vorgaben zur Nachschau enthält. Der Ge-
setzgeber hielt sich bei der Umsetzung in deutsches 
Recht eng an die genannten EU-Vorgaben.4

Ausgehend von der in der Begründung zum 
APAReG geäußerten Erwartung des Gesetzgebers5 
war es Aufgabe der WPK, die genannten gesetzlichen 
Regelungen in der Berufssatzung zu konkretisieren. 
Insbesondere musste der neue differenzierende An-
satz in das Satzungsrecht übernommen werden. 
Hierzu wurde der alte § 7 der Berufssatzung,6 der 
seit jeher eine allgemeine Regelung zur Sicherstel-
lung der gewissenhaften Berufsausübung, also zur 
Einhaltung der Berufspflichten enthielt, um Aspek-
te des § 55 b Abs. 1 WPO ergänzt (jetzt: § 8 Abs. 1). 
In den neuen §§ 50 ff. wurden ausschließlich die ge-
setzlichen Sonderregelungen für Abschlussprüfun-

gen nach § 316 HGB (§ 55 b Abs. 2 und 3 WPO) auf-
gegriffen. 

Der auch in der Berufssatzung verwendete Be-
griff „Abschlussprüfungen nach § 316 HGB“ folgt 
dem Sprachgebrauch der WPO. Da der Gesetzgeber 
mit dem APAReG die Vorschriften der EU-RL eins 
zu eins in nationales Recht umsetzen wollte,7 sind 
hiermit ausschließlich Abschlussprüfungen im Sin-
ne von Art. 2 Nr. 1 Buchstabe a der EU-RL gemeint, 
also sämtliche Abschlussprüfungen, die nach Uni-
onsrecht vorgeschrieben sind. Dies sind nach Umset-
zung der EU-Bilanzrichtlinien Abschlussprüfungen 
nach § 316 Abs. 1 und 2 HGB, nach §§ 340 k, 341 k 
HGB sowie von Unternehmen im Sinne des § 264 a 
Abs. 1 HGB, sofern sie nicht nach § 264 b HGB von 
der Prüfung befreit sind. Die zuletzt genannten Vor-
schriften enthalten jeweils Verweise auf die §§ 316 ff. 
HGB. Findet sich ein entsprechender Verweis in an-
deren Vorschriften außerhalb des HGB, sind die dort 
genannten Prüfungen nicht erfasst.

Die Grundsatzregelungen der §§ 8 Abs. 1 und 50 
Abs. 1 enthalten für beide Bereiche die Klarstellung, 
dass die Anforderungen an das Qualitätssicherungs-
system von Art, Umfang und Komplexität der beruf-
lichen Tätigkeit abhängig sind (Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit). 

Die Berufspflicht, das Qualitätssicherheitssys-
tem zu dokumentieren, ist bereits in § 55 b Abs. 1 
WPO geregelt. Hierzu wurde eine konkretisierende 
Vorschrift in § 51 Abs. 2 aufgenommen, wonach in 
Praxen mit geringer Aufgabendelegation und einfa-
chen organisatorischen Strukturen die Dokumenta-
tion des Qualitätssicherungssystems auch durch den 
Nachweis der Einhaltung der Berufspflichten bei der 
Organisation der Praxis und im Rahmen der Auf-
tragsabwicklung erfolgen kann. Hiermit wurde eine 
langjährige Verwaltungspraxis der Kommission für 
Qualitätskontrolle aufgegriffen.8

b) Mindestanforderungen an das Qualitätssicherungs- 
system
§ 51 enthält einen nicht abschließenden Katalog der 
Themenbereiche, zu denen das Qualitätssicherungs-
system bei Abschlussprüfungen nach § 316 HGB Re-

3	 Richtlinie	2006/43/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	17.	Mai	2006	über	
Abschlussprüfungen	von	Jahresabschlüssen	und	konsolidierten	Abschlüssen,	zur	Änderung	
der	Richtlinien	78/660/EWG	und	83/349/EWG	des	Rates	und	zur	Aufhebung	der	Richtlinie	
84/253/EWG	des	Rates.

4	 „Eins-zu-eins-Umsetzung“,	vgl.	BT-Drucks.	18/6282,	Seite	1,	57	f.
5	 BT-Drucks.	18/6282,	Seite	78	ff.
6	 Sofern	nachfolgend	§§	ohne	Gesetzesangabe	erfolgen,	ist	die	Berufssatzung	gemeint.
7	 Siehe	Fußnote	3.
8	 Vgl.	hierzu	den	Hinweis	der	Kommission	für	Qualitätskontrolle	„Prüfung	eines	Qualitäts-

sicherungssystems	unter	besonderer	Berücksichtigung	kleiner	Praxen“,	Seite	3.
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gelungen enthalten muss. Hierbei wurde die Syste-
matik der Vorgängerregelung (§ 32) beibehalten und 
um die zusätzlichen Inhalte des § 55 b Abs. 2 WPO 
ergänzt. So soll sichergestellt werden, dass die Qua-
litätssicherungshandbücher der Praxen nur ergänzt, 
nicht aber vollständig neugefasst werden müssen. 

Anders als bisher enthält die neue Berufssatzung 
in den §§ 52 ff. nunmehr konkretisierende Vorschrif-
ten zu verschiedenen Katalogpunkten des § 51. Die-
se Regelungen enthalten wiederum Mindeststan-
dards für die praktische Handhabung, sollen die 
Berufsangehörigen aber auch im Sinne eines Leitfa-
dens bei der Umsetzung der Vorgaben des § 51 un-
terstützen. Inhaltlich sind, soweit § 55 b Abs. 2 WPO 
keine neuen Regelungserfordernisse aufgestellt hat, 

die dem Berufsstand bereits vertrauten Vorgaben der 
VO 1/2006 in die Berufssatzung übernommen wor-
den. Auch dies soll dazu beitragen, den Anpassungs-
bedarf in den Praxen möglichst gering zu halten. 

Eine Sonderregelung enthält § 8 Abs. 2, wonach 
die Vorschriften für Abschlussprüfungen nach § 316 
HGB (§§ 50 ff.) auch dann anzuwenden sind, wenn 
außerhalb dieses Bereichs ein § 322 HGB nachge-
bildeter Bestätigungsvermerk9 erteilt wird. Die 
hierdurch begründete Erwartungshaltung der Öf-
fentlichkeit rechtfertigt eine Erstreckung der Rege-
lungen zur Schaffung eines Qualitätssicherungssys-
tems nach § 55 b Abs. 2 WPO (§§ 50 ff.) auch auf 

9	 Zum	Begriff	Ziegler,	IDW	Life	2016,	Seite	742.
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Neuerungen im Qualitätssicherungssystem

Allgemeines QS-System
(§ 55 b Abs.1 WPO,  

§ 8 Abs. 1 BS WP/vBP-neu)

• Beratung

• Vertretung

• Gutachten

• Prüfungen außerhalb von § 316 HGB, ohne solche mit 
nachgebildetem BestV nach § 322 HGB (§ 8 Abs. 2 WP/
vBP-neu)

QS-System für AP nach § 316 HGB
(§ 55 b Abs. 2, 3 WPO,  

§§ 8 Abs. 2, 50 Abs. 1, 51 ff. BS WP/vBP-neu)

• Abschlussprüfungen nach § 316 HGB

• Abschlussprüfungen, bei denen der BestV § 322 HGB 
nachgebildet wird (§ 8 Abs. 2 BS WP/vBP-neu)

Pflicht zur Schaffung von  
Regelungen, skaliert

Pflicht zur Schaffung von  
Regelungen, keine Vorgaben zur Art 

der QS-Elemente, 

Durchführungspflicht je nach  
Auftragsrisiko

Pflicht zur Schaffung von  
Regelungen, skaliert, 

keine weiteren Vorgaben

Elemente des QS-Systems bei der  
Praxisorganisation

• Beachtung der allgemeinen  
 Berufspflichten

• Mitarbeiterentwicklung

• usw.

Elemente des QS-Systems bei der  
Auftragsabwicklung

• Maßnahmen zur auftragsbezoge-
nen Qualitätssicherung (Konsulta-
tion, Berichtskritik, auftragsbeglei-
tende Qualitätssicherung)

• usw.

Elemente des QS-Systems bei der  
Nachschau

• Praxisorganisation

• Auftragsabwicklung

Pflicht zur Schaffung von  
Regelungen, skaliert

Pflicht zur Schaffung von  
Regelungen, 

Durchführungspflicht je nach  
Auftragsrisiko

Pflicht zur Schaffung von  
Regelungen, skaliert, 

neu: Pflicht zur jährlichen Durch-
führung mit Mindestanforderungen 

(§ 55 b Abs. 3 WPO)



diese Fälle. Klargestellt ist, dass auch in diesem Fall 
die Anforderungen an das Qualitätssicherungssys-
tem aus den spezifischen Gegebenheiten der Pra-
xis des WP/vBP folgen und insbesondere von Art 
und Umfang sowie der Komplexität der vom WP/
vBP durchgeführten Abschlussprüfung abhängig ist 
(Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, vgl. § 8 Abs. 2 
Satz 2). § 8 Abs. 3 sieht vor, dass bei einer Bericht-
erstattung nach ISA 700 die hierfür relevanten Qua-
litätssicherungsregelungen (ISA 220, ISQC1) einzu-
halten sind.

Im Vergleich zur Vorgängerregelung des § 32 BS 
WP/vBP-alt wurde der Katalog des § 51 um die fol-
genden Bereiche ergänzt, zu denen Regelungen im 
Qualitätssicherungssystem zu schaffen sind:
• Nummer 4 wurde um Regelungen zur Einholung 

von Erklärungen nach § 6 Abs. 3 (Verpflichtung 
der Mitarbeiter zur Einhaltung der Vorschriften zur 
Verschwiegenheit, zum Datenschutz, zu den Insi-
der-Regeln und der Regelungen des Qualitätssiche-
rungssystems) und deren Dokumentation ergänzt.

• Nummer 10 wurde zur Auftragsabwicklung um den 
Aspekt erweitert, dass Regelungen auch zur Beur-
teilung der Kontroll- und Sicherheitsvorkehrungen 
für auftragsbezogene Datenverarbeitungssysteme 
durch den zuständigen WP/vBP zu schaffen sind 
(§ 55 b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 WPO). Die Vorschrift 
wurde darüber hinaus um Regelungen zur Führung 
der Prüfungsakte nach § 51 b Abs. 5 WPO ergänzt 
(§ 55 b Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 WPO). Konkretisierun-
gen hierzu finden sich in § 58.

• Nummer 11 zum Umgang mit Beschwerden und 
Vorwürfen wurde um Regelungen zum Umgang 
mit Vorfällen, die die ordnungsgemäße Prüfungs-
tätigkeit beeinträchtigen können, sowie zu deren 
Dokumentation ergänzt (§ 55 b Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 
WPO). In diesem Zusammenhang schreibt § 59 un-
ter anderem vor, dass durch angemessene Regelun-
gen ein Hinweisgebersystem und innerhalb oder 
außerhalb der WP/vBP-Praxis eine geeignete Stel-
le zur Entgegennahme von Beschwerden oder Vor-
würfen eingerichtet wird (§ 55 b Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 
WPO).

• Nach der neuen Nummer 13 sind Regelungen für 
die Grundsätze der Vergütung und Gewinnbeteili-
gung nach § 55 WPO zu schaffen (§ 55 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 8 WPO). Zu berücksichtigen ist in diesem Rah-
men insbesondere die Neuregelung des § 55 Abs. 1 
Satz 4 WPO, die von der konkretisierenden Vor-
schrift des § 61 Abs. 1 Satz 2 aufgegriffen wird. Da-
nach dürfen Einnahmen, die der WP/vBP aus der 
Erbringung von Nichtprüfungsleistungen an das 
geprüfte Unternehmen erzielt, kein Bestandteil der 

Vergütung oder Leistungsbewertung von Personen 
sein, die an der Abschlussprüfung beteiligt sind 
oder in der Lage sind, das Ergebnis der Abschluss-
prüfung zu beeinflussen. Die Vorschrift schränkt 
nicht die Zulässigkeit von Einnahmen aus Nicht-
prüfungsleistungen im Außenverhältnis ein.10 Sie 
regelt vielmehr die Leistungsbewertung und die 
Vergütung im Innenverhältnis, indem sie nicht 
sach angemessene Vergütungsanreize in Bezug auf 
die Durchführung eines konkreten Prüfungsauf-
trags verbietet. Die Gewinnverteilung unter den 
Gesellschaftern einer Berufsausübungsgemein-
schaft nach Anteilen oder Köpfen ist nicht in die-
sem Sinne auftragsbezogen und wird von dem Ver-
bot in Absatz 1 Satz 2 daher nicht erfasst. 

Nach § 61 Abs. 2 ist darüber hinaus durch an-
gemessene Regelungen sicherzustellen, dass aus-
reichende Leistungsanreize zur Sicherstellung der 
Qualität von Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
geschaffen werden. Dies kann beispielsweise da-
durch erfolgen, dass die Beachtung der Regelungen 
des Qualitätssicherungssystems die Vergütung so-
wie die berufliche Entwicklung eines Mitarbeiters 
positiv beeinflusst. 

• Die neue Nummer 14 sieht vor, dass Regelungen 
geschaffen werden, die für den Fall der Auslage-
rung wichtiger Prüfungstätigkeiten gewährleis-
ten, dass die interne Qualitätssicherung und die 
Berufsaufsicht nicht beeinträchtigt werden (§ 55 b 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 9 WPO). § 62 enthält hierzu kon-
kretisierende Vorgaben, regelt aber nicht, ob eine 
Auslagerung von Prüfungstätigkeiten auf Drit-
te an sich zulässig ist. Die Voraussetzungen hier-
für ergeben sich insbesondere aus den Vorschrif-
ten zum Datenschutz und zur Verschwiegenheit 
und sind gesondert zu prüfen. Ist eine Auslage-
rung danach zulässig, sind nach § 62 zusätzlich 
berufsrechtliche Vorgaben zur Gewährleistung 
der Prüfungsqualität sowie einer effektiven Be-
rufsaufsicht auch in Bezug auf die ausgelagerten 
Tätigkeiten zu beachten. So ist durch angemesse-
ne Regelungen insbesondere sicherzustellen, dass 
Umfang und Inhalt der Auslagerung sowie Grund-
sätze zur Qualitätssicherung, insbesondere zu hin-
reichender Information und Kommunikation, mit 
dem Dritten vereinbart werden (§ 62 Satz 2 Nr. 6), 
und dass die Angemessenheit der Arbeit des Drit-
ten und die Auswirkungen auf den Prüfungsbe-
richt und den Bestätigungsvermerk beurteilt wer-
den (§ 62 Satz 2 Nr. 7).

10	Vgl.	hierzu	Art.	4	Abs.	2	der	Verordnung	(EU)	Nr.	537/2014.
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2. Weitere Berufspflichten bei der Auftrags-
durchführung

Die Umsetzung der geänderten EU-RL in die WPO 
brachte weitere Berufspflichten mit Bezug zur Quali-
tätssicherung mit sich, die bei der Durchführung von 
gesetzlichen Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
zu beachten sind, und die in der Berufssatzung kon-
kretisiert werden.

a) Auftragsdatei
Eine Auftragsdatei muss zu Auftraggebern geführt 
werden, bei denen eine gesetzlich vorgeschriebe-
ne Abschlussprüfung nach § 316 HGB durchgeführt 
wird. Sie muss zu jedem Mandanten die Informatio-
nen nach § 51 c WPO enthalten. Die Auftragsdatei ist 
spätestens mit Annahme des Prüfungsauftrags anzu-
legen und kann elektronisch geführt werden (§ 45).

b) Verantwortlicher Prüfungspartner, verant wortlicher 
WP/vBP und Unterzeichnung von Bestätigungs vermerken
Der Begriff des verantwortlichen Prüfungspartners 
hat seinen Ursprung in Art. 2 Nr. 16 der EU-RL. 
Der deutsche Gesetzgeber hat ihn in das HGB (dort 
§ 319 a Abs. 1 Satz 4) und mit dem APAReG nun 
auch in die WPO übernommen (§ 43 Abs. 6 WPO). 
Erfasst ist, wer den Bestätigungsvermerk nach § 322 
HGB unterzeichnet oder für die Durchführung ei-
ner Abschlussprüfung als vorrangig verantwortlich 
bestimmt worden ist. Die WPO spricht daran an-
knüpfend die Auswahl und Ausstattung des verant-
wortlichen Prüfungspartners an. Dies galt es in der 
Berufssatzung WP/vBP weiter zu konkretisieren, was 
in § 46 erfolgt ist, wobei die Pflicht an sich, die Ver-
antwortlichkeit für die Auftragsdurchführung fest-
zulegen und zu dokumentieren, für den Berufsstand 
nicht neu ist (§ 24 a Abs. 2 BS WP/vBP-alt). 

§ 46 Abs. 1 Satz 1 konkretisiert § 43 Abs. 6 Nr. 1 
WPO. Bei der Auswahl des verantwortlichen Prü-
fungspartners ist sicherzustellen, dass dieser über 
die erforderliche, persönliche Eignung verfügt. Der 
Begriff der „persönlichen Eignung“ und umfasst die 
Qualifikation (praktische Erfahrungen, Branchen-
kenntnisse und Kenntnisse der fachlichen Regeln) 
sowie die Durchsetzungsfähigkeit einer Person (an-
gelehnt an ISQC 1. 30 b). Satz 2 der Satzungsvor-
schrift dient der Konkretisierung von § 43 Abs. 6 
Nr. 3 WPO. Nach dem Grundsatz der Eigenverant-
wortlichkeit muss sich der verantwortliche Prüfungs-
partner aktiv an der Prüfung beteiligen und sich sein 
eigenes Urteil bilden (§ 39 Abs. 4). Satz 3 der Sat-
zungsvorschrift stellt ergänzend klar, dass die Pflicht 
zur eigenverantwortlichen Auftragsdurchführung ei-

ner Konsultation im Sinne von § 39 Abs. 3 nicht ent-
gegensteht. Die Pflicht, dem Mandanten den verant-
wortlichen Prüfungspartner mitzuteilen (Satz 4), ist 
angelehnt an ISQC 1. 30 a.

§ 46 Abs. 2 konkretisiert § 43 Abs. 6 Nr. 2 WPO. 
Einem verantwortlichen Prüfungspartner müssen 
die zur angemessenen Wahrnehmung seiner Aufga-
ben erforderlichen Mittel, insbesondere Personal mit 
den notwendigen Kenntnissen und Fähigkeiten, zur 
Verfügung stehen. Absatz 3 der Satzungsvorschrift 
verlangt, dass ein verantwortlicher Prüfungspartner 
eine angemessene Zeit für die Durchführung einer 
Prüfung aufwendet (vgl. § 43 Abs. 6 Nr. 3 WPO).

Auch bei Einzelpraxen kommt die Benennung 
eines verantwortlichen Prüfers vergleichbar einem 
verantwortlichen Prüfungspartner in Betracht, un-
beschadet der persönlichen Verantwortung des be-
stellten WP/vBP (so auch ISQC 1. 12 c), soweit dies 
nach den Grundsätzen zur gewissenhaften und ei-
genverantwortlichen Berufsausübung zulässig ist. 
Auch dieser Mitarbeiter ist nach den Grundsätzen 
des § 46 auszuwählen und auszustatten. In formel-
ler Hinsicht fehlt allerdings die Befugnis zur Un-
terzeichnung des Testats (vgl. Erläuterungstexte 
zu § 38 Abs. 2). Bei Prüfungsgesellschaften müs-
sen deswegen verantwortliche Prüfungspartner be-
stimmt werden, weil eine Prüfungsgesellschaft ihr 
erteilte Prüfungsaufträge nur über entsprechend au-
torisierte und verantwortliche WP/vBP durchfüh-
ren darf (vgl. insgesamt auch die Erläuterungen zu 
§ 38 Abs. 2).

Bei der Bestellung einer Prüfungsgesellschaft 
als Abschlussprüfer, für die mehrere WP/vBP tätig 
sind, muss daher festgelegt werden, welcher der für 
die Gesellschaft tätigen WP/vBP in welcher Funkti-
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on und mit welchen Aufgaben für die jeweilige Auf-
tragsdurchführung verantwortlich ist (§ 38 Abs. 2). 

Die Praxisleitung muss für die Planung und für 
die Durchführung der Abschlussprüfung sowie für 
die Berichterstattung über die Abschlussprüfung zu-
mindest einen verantwortlichen WP/vBP vorsehen. 
Er ist unabhängig von der weiteren Zusammenset-
zung des Prüfungsteams genauso wie ein als Per-
son zum Abschlussprüfer bestellter WP/vBP in jeder 
Hinsicht für die Abschlussprüfung von deren Pla-
nung bis hin zu deren Ergebnis verantwortlich. Seine 
Tätigkeit wird der Gesellschaft, für die er tätig wird 
und die er bei der Erteilung des Bestätigungsver-
merks vertritt, zugerechnet. Auch wenn sich etwaige 
Haftungsansprüche gegen die Gesellschaft richten, 
trägt er – unbeschadet der Verantwortlichkeit der 
Gesellschaft selbst (§ 71 Abs. 2 WPO) – die berufs-
rechtliche Verantwortung für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfung. Zur Dokumentation sei-
ner Verantwortlichkeit hat er den Bestätigungs- oder 
Versagungsvermerk und den Prüfungsbericht zu un-
terzeichnen (§ 44 Abs. 1). 

Eine Prüfungsgesellschaft kann sich generell und 
auch im Rahmen von Abschlussprüfungen von meh-
reren Personen vertreten lassen. Dies ist bei Gesell-
schaften seit jeher Praxis, um durch das Vier-Au-
gen-Prinzip die Systemsicherheit und damit auch 
Qualitätsansprüche zu erhöhen. Für die Abschluss-
prüfung bedeutet dies, dass neben dem verantwort-
lichen und unterzeichnenden WP/vBP ein weiterer 
verantwortlicher und ebenfalls unterzeichnender 
WP/vBP vorgesehen werden kann. Dieser weitere 
WP/vBP hat zumindest die Stellung und Aufgaben 
eines verantwortlichen Prüfungspartners, die aus 
der Unterzeichnung des Bestätigungs- oder Versa-
gungsvermerks und damit aus der für das Abschluss-
ergebnis dokumentierten Verantwortung folgt (für 
Abschlussprüfungen nach § 316 HGB vgl. die Le-
galdefinition des § 319 a Abs. 1 Satz 4 HGB, die aus 
Art. 2 Nr. 16 der EU-RL folgt).

Dies verlangt von dem weiteren Verantwortli-
chen, dass er sich soweit mit allen wesentlichen As-
pekten des Auftrages und der Auftragsdurchführung 
befassen muss, dass er das Prüfungsergebnis in allen 
wesentlichen Belangen mittragen kann. Hierzu muss 
er sich über die grundlegenden Prüfungsansätze, den 
wesentlichen Ablauf der Prüfung, über die wesent-
lichen und kritischen Fragestellungen im Verlauf 
der Prüfung und über die Inhalte des Prüfungsergeb-
nisses sowohl im Prüfungsbericht als insbesondere 
auch im Bestätigungs- oder Versagungsvermerk je-
weils ein eigenes Urteil bilden. Hierzu kann er sich 
vom vorrangig verantwortlichen WP/vBP und ande-

ren Mitgliedern des Prüfungsteams informieren las-
sen, muss dort aber auch selbst nachfragen und aus-
gewählte Arbeitspapiere zur Prüfungsplanung und 
zu risikobehafteten Prüffeldern ansehen (dies gehört 
zu seiner aktiven Beteiligung als verantwortlicher 
Prüfungspartner, § 43 Abs. 6 Nr. 3 WPO). Anders als 
der vorrangig verantwortliche WP/vBP hat er aber 
nicht die Aufgabe, die Einzelheiten der Prüfungs-
durchführung aktiv mitzugestalten und zu begleiten.

Theoretisch besteht die Möglichkeit, beiden, so-
wohl dem vorrangig verantwortlichen WP/vBP als 
auch dem weiteren Verantwortlichen, die Funktion 
und die vollständigen Handlungspflichten eines vor-
rangig verantwortlichen Prüfungspartners zuzuwei-
sen. Im Ergebnis würden aber auch hier die beiden 
verantwortlichen WP/vBP nicht identische Hand-
lungspflichten haben, sondern sich – ähnlich wie bei 
einer Gemeinschaftsprüfung – die Prüffelder auftei-
len können.

Als Maßnahme der auftragsbezogenen Qualitäts-
sicherung ist, wenn der WP/vBP dies im Rahmen 
seiner Eigenverantwortlichkeit als notwendig erach-
tet, auch ein Berichtskritiker oder auftragsbeglei-
tender Qualitätssicherer zu bestimmen (vgl. hierzu 
gleich unter Punkt d) „Maßnahmen zur auftragsbe-
zogenen Qualitätssicherung“). Die Entscheidung hat 
der verantwortliche WP/vBP in Übereinstimmung 
mit dem Qualitätssicherungssystem der Praxis zu 
treffen. 

Ein Berichtskritiker (§ 48 Abs. 2) kann bei der je-
weiligen Prüfung auch die Rolle eines weiteren ver-
antwortlichen Prüfungspartners ausfüllen und in 
dieser Funktion ebenfalls unterzeichnen. Dies be-
deutet, dass er sich im Rahmen der Berichtskritik 
mit allen wesentlichen Aspekten des Auftrages und 
der Auftragsdurchführung befassen muss. Für ihn 
gilt das gleiche wie zuvor für den weiteren verant-
wortlichen Prüfungspartner dargelegt. Die Besonder-
heit in der Zusammenarbeit zwischen dem vorrangig 
verantwortlichen WP/vBP und dem weiteren verant-
wortlichen Prüfungspartner liegt bei dieser Fallkon-
stellation darin, dass allein der vorrangig verantwort-
liche WP/vBP für die Einzelheiten der Organisation 
und Durchführung der Prüfung und für die Erstel-
lung des Prüfungsberichts verantwortlich ist, wäh-
rend der weitere verantwortliche Prüfungspartner 
und Berichtskritiker neben den Aufgaben des wei-
teren verantwortlichen Prüfungspartners und Mit-
unterzeichners die Berichtskritik, nicht aber die Ein-
zelheiten der Prüfungsdurchführung verantwortet. 
Damit ist das für die Aufgaben des Berichtskritikers 
erforderliche Maß an Prozessferne vor allem in Be-
zug auf den Prüfungsbericht erfüllt.
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Der auftragsbegleitende Qualitätssicherer (§ 48 
Abs. 3) kann dagegen die durch die Unterzeichnung 
eines Bestätigungs- oder Versagungsvermerks doku-
mentierte Rolle eines weiteren verantwortlichen Prü-
fungspartners nicht übernehmen. Er muss über den 
gesamten Prozess die prozessunabhängige Kontrolle 
sicherstellen. Dies kollidiert mit einer gleichzeitigen 
Durchführungsverantwortung für diesen Prozess, die 
der auftragsbegleitende Qualitätssicherer als weite-
rer Unterzeichner und damit ebenfalls verantwortli-
cher Prüfungspartner hätte. 

c) Personelle und zeitliche Ressourcen
Bei der Durchführung von gesetzlichen Abschluss-
prüfungen ist ausreichend Zeit für den Auftrag auf-
zuwenden, die erforderlichen Mittel und – soweit 
erforderlich – Personal mit den notwendigen Kennt-
nissen und Fähigkeiten einzusetzen (§ 43 Abs. 5 
WPO). Diese Vorgabe zu den Kenntnissen und Fä-
higkeiten des Personals hindert WP/vBP nicht, Mit-
arbeiter mit geringerer Berufserfahrung einzuset-
zen, wie etwa Praktikanten oder Berufsanfänger. Es 
ist ausreichend, wenn der in der Summe erforder-
liche Sachverstand im Prüfungsteam insgesamt vor-
handen ist (vgl. § 47 Abs. 1). Berufsnachwuchs kann 
also weiterhin ausgebildet und praktisch eingesetzt 
und hierbei unterwiesen werden.

d) Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitäts-
sicherung
Bisher regelte § 24 d BS WP/vBP-alt die Maßnah-
men der auftragsbezogenen Qualitätssicherung, also 
die Berichtskritik und auftragsbegleitende Quali-
tätssicherung. Die Berichtskritik war bislang zwin-
gend durchzuführen bei allen Prüfungen mit Siegel-
führung, die auftragsbegleitende Qualitätssicherung 
zwingend bei der Prüfung von Unternehmen von 
öffentlichem Interesse. Diese Maßnahmen befinden 
sich nun in Teil 4, der spezielle Berufspflichten zur 
Qualitätssicherung für Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB vorsieht, hier in § 48. Sie gelten damit 
nur noch für Abschlussprüfungen nach § 316 HGB. 
Dies stellt eine wesentliche Liberalisierung dar. Es 
gilt das folgende, neue System: 

Eine zwingende Durchführung von Maßnahmen 
zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung ist in der 
Neuregelung des § 48 nicht mehr vorgesehen. Der 
WP/vBP hat zu prüfen, ob und welche Maßnahmen 
zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung zu ergrei-
fen sind. Folgende Maßnahmen stehen zur Auswahl: 
die Konsultation (§ 39 Abs. 3), die Berichtskritik 
und die auftragsbegleitende Qualitätssicherung, wo-
bei für die auftragsbegleitende Qualitätssicherung 

bei Abschlussprüfungen von Unternehmen von öf-
fentlichem Interesse Art. 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 537/201411 (EU-VO) gilt.

Die Konsultation zielt darauf ab, durch die Einho-
lung von internem oder externem Rat einzelne Zwei-
felsfragen zu klären. Die Berichtskritik zielt darauf 
ab, in Bezug auf das Prüfungsergebnis und seine Dar-
stellung im Prüfungsbericht eine erhöhte Sicherheit 
zu verschaffen, indem auch die Tätigkeit des ver-
antwortlichen WP/vBP dem „Vier-Augen-Prinzip“ 
unterliegt.12 Sie ist vor Auslieferung des Prüfungs-
berichts durchzuführen (Absatz 2 Satz 1). Die auf-
tragsbegleitende Qualitätssicherung zielt darauf ab, 
bereits während der Durchführung der Abschluss-
prüfung, also prozessbegleitend, eine erhöhte Si-
cherheit in Bezug auf die Qualität der Abschlussprü-
fung zu verschaffen.

Bei der Frage, welche Maßnahme im Einzelfall an-
gemessen ist, sollte berücksichtigt werden, dass die 
Konsultation dazu bestimmt und geeignet ist, durch 
Einholung von Rat einzelne Zweifelsfragen zu klä-
ren. Ist ersichtlich, dass ein Abschlussprüfungsman-
dat nicht nur eine, sondern mehrere Zweifelsfragen 
aufwirft oder dass das Risiko des Prüfungsmandates 
(Art, Branche oder Komplexität) höher ist, sollte ge-
prüft werden, ob eine Berichtskritik oder eine auf-
tragsbegleitende Qualitätssicherung angemessen ist. 
Ein erhöhtes Fehlerrisiko, dass dies notwendig wer-
den lassen kann, kann in folgenden Konstellationen 
vorliegen:
• Erstprüfung durch die WP/vBP-Praxis oder Prü-

fungsgesellschaft;
• Erstmalige Prüfung eines Unternehmens mit kom-

plexen Strukturen;
• Prüfungen, denen eine besondere Bedeutung für 

die Öffentlichkeit zukommt;
• Komplexe und intransparente Unternehmens-

struktur, wesentliche Änderungen der Unterneh-
mensverhältnisse;

• Besondere Branchenrisiken;
• Zu erwartender Verkauf des zu prüfenden Unter-

nehmens;
• Beabsichtigter Börsengang des zu prüfenden Un-

ternehmens;
• Going-Concern-Prämisse zweifelhaft;
• Erstmaliger IFRS-Abschluss.

Bei der Abwägung, auch bei der Entscheidung über 
einen Verzicht auf eine Maßnahme zur auftragsbe-

11	 Verordnung	(EU)	Nr.	537/2014	des	europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	16.	April	
2014	über	spezifische	Anforderungen	an	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	
öffentlichem	Interesse	und	zur	Aufhebung	des	Beschlusses	2005/909/EG	der	Kommission.

12	 Vgl.	die	Erläuterungen	zu	§	38	Abs.	2.
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zogenen Qualitätssicherung, ist ebenfalls zu berück-
sichtigen, ob in der Praxis des WP/vBP auf andere 
Weise sichergestellt ist, dass Änderungen der Gesetz-
gebung, Rechtsprechung und Prüfungsstandards in 
die Vorgaben für die Durchführung der Prüfung, die 
Beurteilung des Prüfungsergebnisses und die Abfas-
sung des Prüfungsberichts zeitnah Eingang finden. 
Während der gesamten Dauer der Auftragsdurchfüh-
rung ist zu prüfen, ob die Entscheidung aufrechter-
halten werden kann. Die Begründung für die Ent-
scheidung ist zu dokumentieren.

Die Praxisleitung kann aus Gründen gesell-
schaftsinterner Qualitätssicherungsansprüche eine 
Berichtskritik oder auftragsbegleitende Qualitätssi-
cherung generell oder für bestimmte Auftragskatego-
rien vorgeben, darf sie aber nicht generell ausschlie-
ßen. Der verantwortliche WP/vBP muss immer die 
Möglichkeit haben, sie bei Bedarf vorzusehen.

Im Qualitätssicherungssystem sind angemessene 
Regelungen zu schaffen, die sicherstellen, dass ge-
prüft wird, ob und welche Maßnahmen zur auftrags-
bezogenen Qualitätssicherung ergriffen werden. Kri-
terien für die fachliche und persönliche Eignung des 
Berichtkritikers und des auftragsbegleitenden Quali-
tätssicherers sind vorzusehen (§ 60 Abs. 1). Bezüg-
lich der Abschlussprüfung von Unternehmen von 
öffentlichem Interesse ist vorzusehen, dass die Vor-
gaben des Art. 8 EU-VO eingehalten werden und das 
der auftragsbegleitende Qualitätssicherer hier ein 
Abschlussprüfer im Sinne der EU-RL sein muss. 

Vorgaben zur internen Rotation des internen Qua-
litätssicherers sind mit der Neufassung der Berufs-
satzung entfallen.

e) Nachschau
Die Nachschau wird erstmalig im Gesetz geregelt 
(§ 55 b Abs. 3 WPO). Danach ist für bestimmte Be-
reiche des internen Qualitätssicherungssystems eine 
jährliche Nachschau vorzunehmen (Grundsätze und 
Verfahren für die Abschlussprüfung, die Fortbil-
dung, Anleitung und Kontrolle der Mitarbeiter sowie 
die Handakte). Die Regelung in der Berufssatzung 
wurde entsprechend ergänzt (§ 49 Abs. 1 Satz 4). 
Der Nachschauturnus im Übrigen ist jedoch unver-
ändert: sie ist in angemessenen Abständen sowie bei 
gegebenem Anlass durchzuführen (Abs. 1 Satz 3 der 
Vorschrift). 

Die Nachschau ist künftig nur noch bei Ab-
schlussprüfungen nach § 316 HGB durchzuführen. 
Auch dies stellt eine Liberalisierung dar. Unverän-
dert beinhaltet die Nachschau die Beurteilung der 
Angemessenheit und Wirksamkeit des Qualitätssi-
cherungssystems der WP/vBP-Praxis insgesamt so-

wie eine Überprüfung der Wirksamkeit des Systems 
durch eine Nachschau einzelner Prüfungsaufträ-
ge. Dies gilt sowohl für die umfassende als auch für 
die gesetzlich geforderte jährliche Nachschau. Eine 
ausschließliche Überprüfung der Richtigkeit und 
Vollständigkeit des Sollsystems würde noch keine 
Einschätzung zur Wirksamkeit erlauben. Bei der jähr-
lichen Nachschau verwendet der Gesetzgeber zwar 
die Begrifflichkeit einer Bewertung der Grundsätze 
und Verfahren unter anderem für die Abschlussprü-
fung; dies ist jedoch im Sinne der EU-RL zu verste-
hen, die für die hier relevante jährliche Nachschau 
eine Bewertung der „Angemessenheit und Wirksam-
keit“ verlangt (Art. 24 a Abs. 1 k EU-RL). Daher sind 
auch bei der jährlichen Nachschau die Prüfungsak-
ten im angemessenen Umfang heranzuziehen, be-
schränkt auf die in § 55 b Abs. 3 WPO, § 49 Abs. 1 
Satz 4 geregelten Bereiche.

Alle in der WP/vBP-Praxis als Abschlussprüfer 
verantwortlich tätigen WP/vBP sind mit mindestens 
einem Auftrag einzubeziehen (§§ 49 Abs. 2 Satz 3, 
63 Nr. 7). Dies gilt allerdings nicht für den jährlichen 
Turnus. 

Die jährliche Nachschau und die umfassende 
Nachschau können auch gleichzeitig durchgeführt 
werden, um im Rahmen der jährlichen Nachschau 
über die Jahre des von der Praxis festgelegten weite-
ren Nachschauturnus die weiteren Nachschauanfor-
derungen zu erfüllen.

Als Ergebnis der Nachschau sind festgestellte 
Mängel in einem Bericht zu dokumentieren (in Be-
zug auf die jährliche Nachschau jedes Jahr, §§ 49 
Abs. 3, 63 Nr. 9). Die WP/vBP-Praxis hat zu entschei-
den, welche Maßnahmen zur Beseitigung der Mängel 
zu ergreifen sind und über deren Beseitigung im Fol-
gebericht zu berichten. 

Stehen geeignete Personen zur Durchführung der 
Nachschau in der Praxis nicht zur Verfügung, kann 
der WP/vBP die Nachschau auch im Sinne einer 
Selbstvergewisserung durchführen (§§ 49 Abs. 4, 63 
Nr. 5). Dies war schon bisher möglich, ergibt sich nun 
aber unmittelbar aus dem Satzungstext. Die Nach-
schau durch Selbstvergewisserung setzt einen ange-
messenen zeitlichen Abstand zur Abwicklung der in 
die Nachschau einbezogenen Prüfungsaufträge vo-
raus. Die Gründe für die Durchführung der Nach-
schau im Wege der Selbstvergewisserung sollten zu 
Nachweiszwecken dokumentiert werden. Wird die 
Abschlussprüfung zusätzlich unter Beachtung der 
ISA durchgeführt, ist zu beachten, dass ISQC 1 die 
Selbstvergewisserung nicht kennt. 

Im Qualitätssicherungssystem sind entsprechen-
de Regelungen zu schaffen, die sicherstellen, dass 
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eine ordnungsgemäße Nachschau erfolgen kann (vgl. 
den Mindestkatalog des § 63). 

III. Unabhängigkeit

1. Besorgnis der Befangenheit

a) § 29 Abs. 5 und 6 BS WP/vBP
Mit dem neuen § 29 Abs. 5 Satz 3 wurde eine 
Tz. 290.46 f. des IESBA Code of Ethics 2015 aufgrei-
fende Regelung in die Berufssatzung aufgenommen. 
Liegt eine wesentliche Gefährdung der Unbefan-
genheit vor, hat der Mandant ein berechtigtes Inte-
resse, über die Gefährdung und ergriffene Schutz-
maßnahmen unterrichtet zu werden. Die Vorschrift 
sieht daher eine entsprechende Informationspflicht 
für den Fall vor, dass Schutzmaßnahmen ergriffen 
werden können. Stehen keine Schutzmaßnahmen 
zur Verfügung, die geeignet sind, die Gefährdung 
der Unabhängigkeit zu beseitigen oder auf ein un-
wesentliches Maß zu reduzieren, hat der WP/vBP 
den Auftrag durch Kündigung zu beenden. Die ge-
botene Information des Mandanten erfolgt in die-
sem Rahmen.

Mit dem neuen § 29 Abs. 6 wurde Art. 22 Abs. 6 
EU-RL auf der Ebene der Berufssatzung umgesetzt, 
nachdem der Gesetzgeber weder die WPO noch das 
HGB entsprechend ergänzt hatte. Die Vorschrift re-
gelt Verhaltenspflichten des WP/vBP für den Fall ei-
nes Unternehmenszusammenschlusses oder -kaufs 
unter Beteiligung des geprüften Unternehmens in 
dem zu prüfenden Geschäftsjahr oder im Zeitraum 
bis zur Berichterstattung über das Prüfungsergeb-
nis. Satz 1 verpflichtet den WP/vBP zu prüfen, ob 
aus dem Unternehmenszusammenschluss oder -kauf 
Gefährdungen für seine Unabhängigkeit resultieren. 
Ist dies der Fall, hat er nach Satz 2 innerhalb von 
drei Monaten nach Wirksamwerden der Fusion oder 
des Unternehmenskaufs sämtliche Maßnahmen ein-
zuleiten, die erforderlich sind, um Beziehungen, die 
seine Unabhängigkeit gefährden, zu beenden und bis 
zu deren Beendigung geeignete Schutzmaßnahmen 
zu ergreifen. Ist dies nicht möglich, ist der Auftrag 
durch Kündigung zu beenden.

b) Eigeninteressen (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 BS WP/vBP)
Nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 können kapitalmäßige oder 
sonstige finanzielle Bindungen unmittelbar gegen-
über dem zu prüfenden, dem zu begutachtenden 
oder dem auftraggebenden Unternehmen zur Besorg-
nis der Befangenheit aufgrund finanzieller Eigenin-
teressen führen. 

Die vorgenannten Bindungen können nach dem 
neu eingefügten Absatz 1 Nr. 2, der Tz. 290.112 f. des 
IESBA Code of Ethics 2015 aufgreift, auch dann ein 
schädliches finanzielles Eigeninteresse begründen, 
wenn sie gegenüber einem Unternehmen bestehen, 
an dem auch das zu prüfende, das zu begutachten-
de oder das auftraggebende Unternehmen oder ein 
gesetzlicher Vertreter, ein Mitglied des Aufsichtsrats 
oder ein beherrschender Gesellschafter dieses Unter-
nehmens ein nicht nur unwesentliches finanzielles 
Interesse hat. In die Beurteilung, ob in diesen Fäl-
len eine Gefährdung der Unbefangenheit vorliegt, 
hat auch einzufließen, ob der Mandant oder eine der 
genannten natürlichen Personen bedeutenden Ein-
fluss auf das Drittunternehmen ausüben kann (vgl. 
Tz. 290.112 des IESBA Code of Ethics 2015). Festge-
stellten Gefährdungen kann durch geeignete Schutz-
maßnahmen begegnet werden.

c) Selbstprüfung (§ 33 Abs. 7 und 8 BS WP/vBP)
Die Vorgängervorschrift (§ 23 a Abs. 7 und 8 BS WP/
vBP-alt) hatte die auf dem Selbstprüfungsverbot be-
ruhenden Ausschlusstatbestände des § 319 a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 HGB-alt aufgegriffen und berufs-
rechtlich auf sämtliche Prüfungen bei § 319 a-Unter-
nehmen erstreckt. Die Neuregelungen in § 33 Abs. 7 
und 8 setzen diese Tradition fort, indem sie die 
durch das AReG neugefassten Ausschlusstatbestän-
de des § 319 a Abs. 1 Satz 1 HGB für sämtliche bei 
§ 319 a HGB-Unternehmen durchgeführten Prüfun-
gen in die Berufssatzung übernehmen.

Der neue § 33 Abs. 7 ergänzt die in Absatz 6 ent-
haltenen Vorschriften zur Erbringung von Bewer-
tungsleistungen um den Regelungsgehalt des neuen 
§ 319 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HGB, soweit Prüfungen 
bei Unternehmen von öffentlichem Interesse durch-
geführt werden. Danach wird die Besorgnis der Be-
fangenheit bei der Prüfung solcher Unternehmen un-
widerleglich vermutet, wenn der WP/vBP in dem zu 
prüfenden Geschäftsjahr oder bis zur Erteilung des 
Bestätigungsvermerks über die Prüfungstätigkeit hi-
naus bei der zu prüfenden oder für die zu prüfende 
Kapitalgesellschaft Bewertungsleistungen im Sinne 
des Art. 5 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchstabe f EU-VO er-
bracht hat, die sich einzeln oder zusammen auf den 
zu prüfenden Jahresabschluss unmittelbar und nicht 
nur unwesentlich auswirken.

§ 33 Abs. 8 Satz 1 Halbsatz 1 stellt wie § 319 a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HGB-neu klar, dass die Erbrin-
gung von Steuerberatungsleistungen im Sinne des 
Art. 5 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchstabe a Ziffer i und iv 
bis vii EU-VO lediglich in Ausnahmefällen die unwi-
derlegliche Vermutung begründet, dass die Besorg-
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nis der Befangenheit besteht. Ein solcher Ausnahme-
fall liegt vor, wenn sich die Steuerberatungsleistung 
unmittelbar und nicht nur unwesentlich auf den zu 
prüfenden Jahresabschluss auswirkt. Das in § 319 a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HGB-neu genannte, bestimmte 
Fälle der Steuergestaltungsberatung betreffende Bei-
spiel einer nicht unwesentlichen Auswirkung auf 
den zu prüfenden Jahresabschluss wurde in Absatz 8 
Satz 1 Halbsatz 2 übernommen.

Nach dem neuen Absatz 8 Satz 3 können Rechts-
dienstleistungen im Sinne des § 2 Abs. 1 RDG, die 
der WP/vBP für einen Prüfungsmandanten außer-
halb des Anwendungsbereichs der EU-VO erbringt, 
zur Besorgnis der Befangenheit führen, wenn sie sich 
unmittelbar und nicht nur unwesentlich auf die Dar-
stellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage in 
dem zu prüfenden Jahresabschluss auswirken. Mit 
dieser Regelung wird deutlich gemacht, dass anders 
als im Geltungsbereich der EU-VO (Art. 5 Abs. 1 Un-
terabs. 2 Buchstabe g) die Erbringung der genannten 
Rechtsdienstleistungen nur im Ausnahmefall zur Be-
sorgnis der Befangenheit und damit zum Ausschluss 
von der Prüfung führt. 

d) Einschüchterung (§ 36)
Der Gefährdungstatbestand der Einschüchterung ist 
aufgrund seiner ausdrücklichen Nennung in Art. 22 
Abs. 1 EU-RL auch bei der Konkretisierung des be-
rufsrechtlichen Befangenheitstatbestands (§ 49 Va-
riante 2 WPO) zu berücksichtigen. Der Katalog 
der Gefährdungstatbestände in § 29 Abs. 2 Satz 2, 
§§ 32 ff. war daher entsprechend zu ergänzen. § 36 
Satz 1 greift die Definition der Einschüchterung in 
Tz. 100.12 des IESBA Code of Ethics 2015 auf, die 
neben tatsächlichem auch Fälle vermeintlichen 
Drucks mit einbezieht.

§ 36 Satz 2 macht deutlich, dass bei der Beurtei-
lung, ob die Unabhängigkeit des WP/vBP durch Ein-
schüchterung gefährdet ist, auch die gesetzlichen 
Regelungen zur Wahl und Beauftragung des Ab-
schlussprüfers (§ 318 HGB) sowie die entsprechen-
den berufsrechtlichen Vorgaben zu beachten sind, 
die auf einen Schutz des Abschlussprüfers vor un-
sachlichen Beeinflussungen abzielen. So ist die Dro-
hung des Mandanten, einen bereits erteilten Auftrag 
zur Durchführung einer gesetzlichen Abschluss-
prüfung zu kündigen (Tz. 200.8 des IESBA Code of 
Ethics 2015), von vornherein nicht geeignet, ein un-
abhängigkeitsgefährdendes Drohpotential zu begrün-
den, da der Widerruf des Prüfungsauftrags durch den 
Mandanten nach § 318 Abs. 1 Satz 5 HGB nur zuläs-
sig ist, wenn im gerichtlichen Ersetzungsverfahren 
(§ 318 Abs. 3 HGB) ein anderer Abschlussprüfer be-

stellt worden ist. Fachliche Meinungsverschieden-
heiten schließt § 318 Abs. 6 Satz 2 HGB ausdrücklich 
als Kündigungsgrund aus. Aus diesem Grund kön-
nen auch die übrigen in Tz. 200.8 des IESBA Code 
of Ethics 2015 beschriebenen Handlungen des Man-
danten nicht zur Besorgnis der Befangenheit führen, 
aufgrund derer der WP/vBP den Auftrag zu beenden 
hätte. 

Eine Unabhängigkeitsgefährdung im Sinne 
von § 36 kann nach alledem erst dann vorliegen, 
wenn eine Einschüchterungshandlung die Schwel-
le strafrechtlicher Relevanz überschreitet, zum Bei-
spiel als Nötigung oder Bedrohung (§§ 240, 241 
StGB). Diese Auslegung entspricht auch der han-
delsrechtlichen Rechtslage, da der WP/vBP in die-
sen Fällen den Prüfungsauftrag wegen Unzumutbar-
keit der weiteren Prüfungsdurchführung kündigen 
kann. Ein berufsrechtlicher Zwang zur Kündigung 
besteht gleichwohl auch in dieser Situation nicht, 
da der WP/vBP eine gegebenenfalls vorliegende Ge-
fährdung mit geeigneten Schutzmaßnahmen besei-
tigen oder so weit abschwächen kann, dass sie ins-
gesamt als unwesentlich zu beurteilen ist. Zu den 
Schutzmaßnahmen kann auch die Erstattung einer 
Strafanzeige gehören.

2. Kritische Grundhaltung

Der Gesetzgeber hat in Umsetzung von Art. 21 Abs. 2 
EU-RL eine Regelung in die WPO aufgenommen, wo-
nach WP/vBP während der gesamten Prüfung eine 
kritische Grundhaltung zu wahren haben. Dazu ge-
hört es, Angaben zu hinterfragen, auf Gegebenhei-
ten zu achten, die auf eine falsche Darstellung hin-
deuten könnten, und die Prüfungsnachweise kritisch 
zu beurteilen (§ 43 Abs. 4 WPO). In der Gesetzes-
begründung wird klargestellt, dass die Regelung die 
kritische Grundhaltung nicht neu einführt. Sie war 
bereits bisher ungeschriebener Berufsgrundsatz und 
Teil der gesetzlichen Grundpflichten des WP/vBP.13 

Auch hierzu erwartete der Gesetzgeber Konkretisie-
rungen in der Berufssatzung.14 Mit § 37 wurde eine 
entsprechende, auch auf die Erstattung von Gutach-
ten anzuwendende Vorschrift in Teil 3 der Berufs-
satzung eingefügt. In den Erläuterungstexten werden 
die in Art. 21 Abs. 2 Unterabs. 2 EU-RL genannten 
Beispielfälle aufgegriffen, in denen einer kritischen 
Grundhaltung besondere Bedeutung beigemessen 
wird.15

13	 BT-Drucks.	18/6282,	Seite	73.
14	 BT-Drucks.	18/6282,	Seite	73.
15	 Auch	hiermit	wurde	einer	ausdrücklichen	Erwartung	des	Gesetzgebers	entsprochen,	vgl.	

BT-Drucks.	18/6282,	Seite	73.
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IV. Sonstige Fortentwicklung des  
Berufsrechts

1. Berufshaftpflichtversicherung

Die bisher in der Verordnung über die Berufshaft-
pflichtversicherung der WP/vBP (WPBHV) enthal-
tenen Regelungen zur Berufshaftpflichtversicherung 
wurden durch das APAReG zum Teil und insoweit 
in die WPO übernommen, als dass wesentliche und 
Mandanteninteressen berührende Versicherungsan-
forderungen dort geregelt sind (zur Serienschaden-
klausel § 54 Abs. 2 Satz 2 WPO; zu anderen Versi-
cherungsausschlussmöglichkeiten, zum Beispiel bei 
wissentlicher Pflichtverletzung, § 54 Abs. 3 Nr. 1 
WPO, Einführung eines Selbstbehalts von 1 Prozent 
des Selbstbehalts der Mindestversicherungssumme, 
§ 54 Abs. 4 Satz 2 WPO).

Die weiteren, eher „technischen“ Regelungen 
wurden in einem neuen Teil 2 der neuen Berufssat-
zung WP/vBP gebündelt.16 Sie sieht hierbei folgen-
de Erleichterung für den Berufsstand vor: Die bis-
her an mehreren Regelungsstandorten normierten 
Anzeige- und Nachweispflichten von WP/vBP und 
Versicherern (§ 17 Abs. 1 BS WP/vBP-alt, § 1 Abs. 4 
Satz 2, § 6 und § 7 a WPBHV) sind nun einheitlich 
und gleichlautend in § 26 geregelt. Dabei genügt es, 
wenn die Anzeige durch den WP/vBP oder den Ver-
sicherer erfolgt. Das bedeutet, dass in dem in der Pra-
xis häufigeren Fall der Erbringung des Nachweises 
durch den Versicherer die Anzeigepflicht des WP/
vBP nicht weiter nachgehalten werden muss.

2. Siegelführung

Künftig ist die elektronische sowie zusätzlich auch 
die drucktechnische Wiedergabe des Siegels mög-
lich. Diese Neuerung war aufgrund des Voranschrei-
tens der Digitalisierung (Elster, E-Bilanz usw.) erfor-
derlich, da es absehbar war, dass Erklärungen aus 
dem Vorbehaltsbereich in diversen Sachzusammen-
hängen zukünftig ausschließlich elektronisch abge-
geben werden können. 

3. Sonstige Liberalisierungen des Berufsrechts

Liberalisiert wurde das Berufsrecht darüber hinaus 
durch einige Streichungen:
• Dies betrifft zum einen die Regelung, wann WP/

vBP die Verwendung des Namens und/oder Qua-
lifikation zu werblichen zwecken Dritter zulassen 
dürfen (§ 13 Abs. 3 BS WP/vBP-alt, jetzt § 14). Auf-

grund der Liberalisierung des Wettbewerbsrechts 
war diese Regelung schon lange ohne praktische 
Relevanz. Die heutige Möglichkeit der Kooperation 
mit Gewerbetreibenden, der Mitgliedschaft in ei-
nem Empfehlungsverbund oder in einem Netzwerk 
geht regelmäßig mit der Verwendung des Namens 
oder der Qualifikation von Berufsangehörigen zu 
werblichen Zwecken einher. Rechtliche Grenzen 
finden sich im Namensrecht, Straf-/Ordnungswid-
rigkeitenrecht und Wettbewerbsrecht.

• Gestrichen wurde außerdem die Regelung zu Infor-
mationspflichten über die Firmierung unter ande-
rem auf Geschäftsbriefbögen und Praxisschildern 
(§ 13a BS WP/vBP-alt). Damit wurde im Wesent-
lichen die ständige Rechtsprechung zum Firmen-
recht wiedergegeben. Maßstab für die Kundma-
chung ist nunmehr allein § 52 WPO, der unlautere 
Werbung, also unsachliche oder irreführende Wer-
bung verbietet. 

• Die Regelung zu beruflichen Niederlassungen und 
Zweigniederlassungen (§ 19 BS WP/vBP-alt) wur-
de ebenfalls gestrichen, da diese Begriffe in der 
WPO (§§ 3, 47) geregelt sind. Beides sind publi-
kumsfähige Organisationseinheiten, in denen die 
Einhaltung der Berufspflichten ihren organisatori-
schen Ausgangspunkt nimmt. Niederlassung und 
Zweigniederlassung unterscheiden sich durch die 
aus ihrer Organisation oder Verortung folgenden 
Notwendigkeit einer eigenen Leitung. 

• Verschoben und teilweise gestrichen wurde die 
Regelung zur Firmierung von Berufsgesellschaf-
ten (nun Teil 1). Der neue § 22 Abs. 2 legt nun 
nur noch fest, dass die Firmierung oder der Name 
keine Hinweise auf berufsfremde Unternehmen 
oder Unternehmensgruppen enthalten darf. Gren-
zen setzen wiederum das allgemeine Firmen- und 
Wettbewerbsrecht.

V. Billigung der Neufassung der Berufs-
satzung durch die Rechtsaufsicht (BMWi)

Die vom Beirat beschlossene und neugefasste Be-
rufssatzung trat am 23. September 2016 in Kraft. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) sah im Genehmigungsverfahren keinen An-
lass, die Berufssatzung im Ganzen oder in Teilen auf-
zuheben (so die Rechtstechnik, § 57 Abs. 3 Satz 2 
WPO). 

16	 Im	Beitrag	von	Dörschell/Uhlmann,	dort	unter	Punkt	VI.,	Seite	36	in	diesem	Heft,	ist	eine	
synoptische	Darstellung	enthalten,	in	der	die	Regelungen	der	alten	WPBHV	den	neuen	
Regelungen	der	WPO	und	der	neuen	BS	WP/vBP	gegenübergestellt	werden.
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Das BMWi äußerte sich jedoch zu den neugefass-
ten Erläuterungstexten der Berufssatzung und über-
mittelte einige Anmerkungen. Der Vorstand der WPK 
hat sich dazu beraten und die Anmerkungen teilwei-
se übernommen. 

Gegenüberstellung der Berufssatzung für WP/vBP alt/neu abrufbar unter 
www.wpk.de/link/mags11601/  
www.wpk.de/magazin/s1-2016/
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Wesentliche Anpassungen des Qualitätskontroll-
verfahrens 
WP/StB Dipl.-Kfm Joachim Riese, Dr. Reiner J. Veidt, RA/StB Carsten Clauß

 I. Vorbemerkungen
 II.  Registrierung als Abschlussprüfer bei der WPK
  1. Anzeige der Tätigkeit als Abschlussprüfer und  
   Eintragung in das Berufsregister
  2. Löschung der Eintragung als gesetzlicher Abschluss- 
   prüfer aus dem Berufsregister
  3. Verhältnis von WPO und HGB (§ 319 Abs. 1 Satz 3  
   HGB)
 III. Neuerungen bei der Durchführung von Qualitäts- 
  kontrollen
  1. Anordnung einer Qualitätskontrolle nach einer  
   Risikoanalyse durch die KfQK 
  2. Prüfervorschlagsverfahren – Recht der KfQK zur  
   Benennung des PfQK in einem besonderen Fall
  3. Recht der KfQK zur Teilnahme an Qualitätskontrollen
 IV. Durchführung von Qualitätskontrollen
  1. Prüfungsgegenstand einer Qualitätskontrolle 

  2. Prüfungsansatz 
  3. Berichterstattung und Prüfungsurteil
  4. Wegfall der Firewall
  5. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
 V. Auswertung von Qualitätskontrollberichten
  1. Maßnahmen der KfQK 
  2. Festsetzung von Zwangsmitteln
 VI. Neuerungen für Prüfer für Qualitätskontrolle 
  1. Spezielle Ausbildung als PfQK 
  2. Widerrufsgründe 
  3. Aufsicht der KfQK über PfQK 
 VII. Fazit

Was gibt es Neues im Qualitätskontrollverfah-
ren, was ist nicht so neu? Die Autoren stellen das 
Verfahren dar und geben Hinweise zu Änderun-
gen für Prüfer für Qualitätskontrolle nach dem 
APAReG.1

1	 Im	WPK	Magazin	1	und	2/2016	wurde	bereits	ein	Beitrag	zu	den	Neuerungen	des	Quali-
tätskontrollverfahrens	durch	die	Reglungen	des	APAReG	veröffentlicht	(„Qualitätskontrolle	
–	alter	Wein	in	neuen	Schläuchen?“).	Dieser	Beitrag	ist	angesichts	der	abgeschlossenen	
Beratungen	und	des	Inkrafttretens	der	Neufassung	der	Satzung	für	Qualitätskontrolle	am	
8.	September	2016	überarbeitet	und	ergänzt	worden.
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I. Vorbemerkungen

Mit Inkrafttreten der Änderungen der WPO durch 
das APAReG und der Neufassung der Satzung für 
Qualitätskontrolle (SaQK) ist die Anpassung der 
rechtlichen Rahmen zum Qualitätskontrollverfahren 
an die in 2014 in Kraft getretene EU-Abschlussprü-
ferrichtlinie2 (EU-RL) und die EU-Verordnung3 (EU-
VO) abgeschlossen. 

Das Qualitätskontrollverfahren ist durch die Re-
gelungen des APAReG nicht grundlegend verändert 
worden. Vieles, das zunächst als Neuerung erschien, 
ist gar nicht so neu. Mitunter wurde beispielswei-
se die Abschaffung der Teilnahmebescheinigung 
als Bürokratieabbau angesehen, weil vor Aufnahme 
der Tätigkeit als gesetzlicher Abschlussprüfer keine 
Qualitätskontrolle mehr durchgeführt werden muss. 
Es ist jedoch festzustellen, dass in der Zeit vor dem 
APAReG die Tätigkeit als gesetzlicher Abschluss-
prüfer ebenfalls ohne eine Qualitätskontrolle aufge-
nommen werden konnte. Regelmäßig wurde einem 
WP/vBP zunächst eine Ausnahmegenehmigung er-
teilt. 

Das Qualitätskontrollverfahren hat auch keinen 
grundsätzlichen Systemwechsel erfahren. Eine Qua-
litätskontrolle wird weiterhin von einem als Prü-
fer für Qualitätskontrolle (PfQK) registrierten WP/
vBP durchgeführt, den die Praxis unverändert selbst 
auswählt. Auch kann die Kommission für Quali-
tätskontrolle (KfQK) weiterhin PfQK ablehnen. Die 
Ablehnungsgründe bleiben unverändert. Neu hin-
zugekommen ist, dass die KfQK nach mehrfach un-
geeigneten Prüfervorschlägen selbst einen PfQK be-
stimmen kann. Gegenstand der Qualitätskontrolle 
ist unverändert die Angemessenheit und Wirksam-
keit des Qualitätssicherungssystems. Allerdings ist 
von dem PfQK kein positives Gesamturteil mehr ab-
zugeben. Er hat lediglich eine negative Prüfungsaus-
sage zu machen (negative assurance). Dies hat eine 
Anpassung des Prüfungsansatzes zur Folge, der nun-
mehr in der SaQK beschrieben ist. Die KfQK wertet 
unverändert den Qualitätskontrollbericht aus und 
entscheidet bei Mängeln über Maßnahmen zu deren 
Beseitigung. 

Mit dem APAReG sollten die EU-RL und EU-VO 
eins zu eins umgesetzt werden. Dies machte Anpas-
sungen der WPO erforderlich, die zu Erleichterun-
gen, aber auch zu neuen Belastungen führen. So wird 
einerseits beispielsweise die Grundgesamtheit für 
die Auftragsprüfung auf gesetzliche Abschlussprü-
fungen nach § 316 HGB begrenzt, andererseits wer-
den höhere Anforderungen für die Aufrechterhal-
tung der Registrierung als PfQK eingeführt (Pflicht 

zur Fortbildung auch für inaktive PfQK oder regel-
mäßiger Nachweis der Tätigkeit im Bereich der Ab-
schlussprüfung). Außerdem werden die Erfahrungen 
der letzten 15 Jahre mit dem Qualitätskontrollver-
fahren aufgegriffen und Schwächen beseitigt, wie sie 
auch in den Tätigkeitsberichten der KfQK und der 
Abschlussprüferaufsichtskommission (APAK) be-
schrieben wurden. 

II. Registrierung als Abschlussprüfer bei 
der WPK

Die Tätigkeit als Abschlussprüfer kann künftig ohne 
eine Ausnahmegenehmigung oder Qualitätskontrol-
le aufgenommen werden. Die Aufnahme ist der WPK 
künftig nur noch anzuzeigen.4 Diese Anzeige hat spä-
testens zwei Wochen nach Annahme des Prüfungs-
auftrages zu erfolgen.5 Mit dieser Anzeige sollte zu-
gleich die Erteilung des Registerauszugs aus dem 
Berufsregister beantragt werden.6 

Die Anzeige kann aber bereits vor Annahme eines 
Prüfungsauftrages erfolgen, wenn die konkrete Ab-
sicht der Durchführung gesetzlicher Abschlussprü-
fungen nach § 316 HGB besteht.7 Mitunter ist festzu-
stellen, dass, insbesondere im öffentlichen Bereich, 
eine Eintragung als gesetzlicher Abschlussprüfer 
in das Berufsregister gefordert wird, obwohl diese 
rechtlich nicht erforderlich ist. WP/vBP-Praxen, die 
nicht als Abschlussprüfer im Berufsregister eingetra-
gen sind, wären in diesen Fällen von der Teilnahme 
an der Ausschreibung ausgeschlossen. Dieser Aus-
schluss würde aber zu einer nicht berechtigten Be-
nachteiligung der WP/vBP-Praxen führen. 

1. Anzeige der Tätigkeit als Abschlussprüfer und 
Eintragung in das Berufsregister

Die Pflicht zur Anzeige ist prinzipiell keine Neue-
rung. Bisher musste vor Aufnahme der Tätigkeit als 
Abschlussprüfer eine Ausnahmegenehmigung bean-
tragt werden. Dabei waren auch Art und Umfang der 
Tätigkeit als Abschlussprüfer mitzuteilen. Die nun-

2	 Richtlinie	2014/56/EU	des	Europäischen	Parlamentes	und	des	Rates	vom	16.	April	2014	
zur	Änderung	der	Richtlinie	2006/43/EG	über	Abschlussprüfungen	von	Jahresabschlüssen	
und	konsolidierten	Abschlüssen.

3	 Verordnung	(EU)	Nr.	537/2014	des	Europäischen	Parlamentes	und	des	Rates	vom	16.	April	
2014	über	spezifische	Anforderungen	an	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	
öffentlichem	Interesse	und	zur	Aufhebung	des	Besxchlusses	2005/909/EG	der	Kommission.

4	 Ein	Musterschreiben	für	die	Anzeige	und	ein	Merkblatt	sind	abrufbar	unter		
www.wpk.de/service-center/qualitaetskontrolle/anzeige/.

5	 §	57a	Abs.	1	Satz	2	WPO.	
6	 §	40	Abs.	3	WPO,	§	319	Abs.	1	Satz	3	HGB.
7	 §	7	Abs.	1	Satz	1	SaQK.	
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den Prüfungen unter Angabe der zu prüfenden Ge-
schäftsjahre, sowie der Größenklassen nach § 267 
HGB und deren Rechtsformen.9 Kann das zu erwar-
tende Stundenvolumen der einzelnen Prüfungen ab-
geschätzt werden, soll dies, wie auch die Anzahl der 
prüfenden WP/vBP und eventuelle Niederlassungen 
oder eine Mitgliedschaft in einem Netzwerk mitge-
teilt werden.10

Neu dagegen ist, dass wesentliche Veränderun-
gen von Art und Umfang der angezeigten Prüfungs-
tätigkeit der WP/vBP-Praxis der WPK mitzuteilen 
sind.11 Die Frage, ob eine Änderung wesentlich ist 
und damit die Pflicht zur Anzeige begründet, ist im-
mer anhand der konkreten Gegebenheiten der WP/
vBP-Praxis und den Auswirkungen auf das Quali-
tätssicherungssystem zu beurteilen. Wesentlich ist 
immer die erstmalige Bestellung als Abschlussprü-
fer eines Unternehmens im Sinne von § 319 a Abs. 1 
Satz 1 HGB und auch die Aufgabe der Prüfung dieser 
Unternehmen. 

Die Anzeige ist nur erforderlich, wenn die WP/
vBP-Praxis noch nicht im Berufsregister als gesetz-
licher Abschlussprüfer nach § 316 HGB eingetragen 
ist.12 Ist die WP/vBP-Praxis eingetragen, ist keine An-
zeige mehr erforderlich. Im Internet steht ein Muster-
antrag zur Verfügung. In einem ebenfalls dort hinter-
legten Merkblatt finden Antragsteller Erläuterungen 
zu den erforderlichen Angaben.13 

2. Löschung der Eintragung als gesetzlicher  
Abschlussprüfer aus dem Berufsregister

Die nunmehr vorgesehene Löschung als Abschluss-
prüfer aus dem Berufsregister ist neu. Inhaltlich kor-
respondiert sie mit der bisherigen Versagung des 
Prüfungsurteils durch den PfQK oder dem Wider-

ruf der Teilnahmebescheinigung.14 Natürlich bleiben 
nach einer Löschung als gesetzlicher Abschlussprü-
fer nach § 316 HGB alle übrigen Eintragungen im Be-
rufsregister erhalten. 

Eine Löschung kann aus unterschiedlichen Grün-
den erforderlich sein. Eine Praxis ist zu löschen, 
wenn keine Qualitätskontrolle innerhalb der von der 
KfQK gesetzten Befristung durchgeführt wird.15 Dies 
entspricht dem bisherigen Ablauf der Befristung der 
Teilnahmebescheinigung, wenn keine neue Quali-
tätskontrolle durchgeführt worden ist. Eine Löschung 
erfolgt auch bei wesentlichen Prüfungshemmnissen16 
oder wesentlichen Mängeln, die das Qualitätssiche-
rungssystem als unangemessen oder unwirksam er-
scheinen lassen.17 Auch dies entspricht einer bishe-
rigen Versagung des Prüfungsurteils durch den PfQK 
oder, wenn dieser sein Prüfungsurteil unzutreffen-
der Weise nicht versagte, dem Widerruf der bereits 
erteilten Teilnahmebescheinigung. 

Ein Unterschied ist allerdings darin zu sehen, 
dass in der Vergangenheit die Löschung aus dem 
Berufsregister durch den Ablauf der Befristung ei-
ner Teilnahmebescheinigung oder Ausnahmegeneh-
migung erfolgte. Nunmehr bedarf es eines positiven 
Entscheidungsprozesses der KfQK.18

	 8	 §	7	Abs.	2	Satz	2	SaQK.
	 9	 §	7	Abs.	2	Satz	3	SaQK.	
	10	 §	7	Abs.	2	Satz	4	SaQK.	
	11	 §	57a	Abs.	1	Satz	4	WPO,	§	7	Abs.	3	SaQK.	
	12	 §	7	Abs.	1	Satz	3	SaQK.	
	13	 www.wpk.de/service-center/qualitaetskontrolle/anzeige/.
	14	 §	57a	Abs.	6	a	WPO.
	15	 §	57a	Abs.	6	a	Satz	2	Nr.	1,	1.	Alt.	WPO.
	16	 §	57a	Abs.	6	a	Satz	2	Nr.	2	WPO
	17	 §	57a	Abs.	6	a	Satz	2	Nr.	3	WPO
	18	 §	57a	Abs.	6	a	Satz	2	WPO.

RA/StB Carsten Clauß  
ist Leiter der Abteilung 
Qualitätskontrolle bei der 
WPK.

Dr. Reiner J. Veidt ist  
Geschäftsführer der WPK.

WP/StB Dipl.-Kfm  
Joachim Riese ist Vorsit-
zender der Kommission für 
Qualitätskontrolle der WPK.

mehr bei der Anzeige er-
forderlichen Angaben sind 
mit diesen Angaben im We-
sentlichen identisch. Mit-
zuteilen ist, ob gesetzliche 
Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB, solche von Un-
ternehmen von öffentli-
chem Interesse im Sinne 
von § 319 a Abs. 1 Satz 1 
HGB sowie betriebswirt-
schaftliche Prüfungen, die 
von der BaFin beauftragt 
wurden, durchgeführt wer-
den.8 Mitzuteilen ist darü-
ber hinaus auch die Anzahl 
der jährlich abzuwickeln-
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3. Verhältnis von WPO und HGB  
(§ 319 Abs. 1 Satz 3 HGB)

Voraussetzung für die wirksame Bestellung einer 
WP/vBP-Praxis zum gesetzlichen Abschlussprüfer 
nach § 316 HGB ist ein von der WPK zu erteilender 
Auszug aus dem Berufsregister über die Eintragung 
als gesetzlicher Abschlussprüfer.19 War der Wegfall 
der Teilnahmebescheinigung noch als Beitrag zur 
Entbürokratisierung gesehen worden, ersetzt nun der 
Registerauszug de facto die bisherige Teilnahmebe-
scheinigung. 

Der Vorstand der WPK hat im gesamten Gesetz-
gebungsverfahren die Streichung von § 319 Abs. 1 
Satz 3 HGB gefordert. Die Vorschrift ist system-
fremd und auch nicht erforderlich. Konsequenzen 
eines Verstoßes gegen die Berufspflicht zur Durch-
führung einer Qualitätskontrolle sollten nicht im Ge-
sellschaftsrecht, sondern vielmehr abschließend im 
Berufsrecht geregelt werden. Durch die Berufsauf-
sicht stehen ausreichend Instrumente zur angemes-
senen Ahndung eines Berufsrechtsverstoßes zur Ver-
fügung, so dass das Damoklesschwert der Nichtigkeit 
des geprüften Jahresabschlusses nicht nötig gewesen 
wäre. Die Nichtigkeit des geprüften Jahresabschlus-
ses betrifft materiell die geprüften Unternehmen. 
Bei Einführung des Qualitätskontrollverfahrens in 
2001 war darauf geachtet worden, bei Verstößen ei-
ner WP/vBP-Praxis, Auswirkungen auf die geprüften 
Unternehmen zu vermeiden.

III. Neuerungen bei der Durchführung 
von Qualitätskontrollen

Das APAReG bringt folgende wesentlichen Neuerun-
gen mit sich:
• Anordnung einer Qualitätskontrolle nach einer Ri-

sikoanalyse durch die KfQK, 
• Vorschlagsverfahren – das Recht der KfQK zur Be-

nennung des PfQK in einer besonderen Ausnahme-
situation,

• Recht der KfQK zur Teilnahme an Qualitätskon-
trollen,

• Aufsicht der KfQK über PfQK,
• Prüfungsansatz und -urteil sowie 
• Wegfall der Firewall. 

1. Anordnung einer Qualitätskontrolle nach  
einer Risikoanalyse durch die KfQK 

Bisher war die nächste Qualitätskontrolle nach ei-
nem festen Turnus durchzuführen. Nunmehr wird 

	19	 §	319	Abs.	1	Satz	3	HGB.
	20	 §	57a	Abs.	2	Satz	4	und	6	WPO,	§	12	f.	SaQK.	
	21	 §	57a	Abs.	2	Satz	4	WPO.
	22	 §	57a	Abs.	2	Satz	5	WPO.
	23	 §	13	Abs.	1	Satz	2	SaQK.	
	24	 §	13	SaQK.	

der Zeitpunkt, bis zu dem die nächste Qualitätskon-
trolle durchzuführen ist, von der KfQK individuell 
für die einzelne Praxis auf der Grundlage einer Ri-
sikoanalyse festgelegt.20 Diese Neuerung ergibt sich 
aus der EU-RL, wonach der feste Rhythmus von die-
ser Risikoanalyse abgelöst wird. 

Für Praxen, deren Qualitätssicherungssystem in 
der Vergangenheit bereits durch eine Qualitätskon-
trolle geprüft wurde, findet eine Qualitätskontrolle 
mindestens alle sechs Jahre statt.21 Nach einer erst-
maligen Anzeige hat die erste Qualitätskontrolle 
mindestens drei Jahre nach Beginn der ersten gesetz-
lichen Abschlussprüfung stattzufinden.22 Insofern 
hat der Gesetzgeber für Neueinsteiger eine antizi-
pierte Risikoanalyse vorgenommen. Bei der Würdi-
gung, ob eine Praxis erstmals als Abschlussprüfer tä-
tig wird, werden die tatsächlichen Verhältnisse der 
Praxis und deren Praxisumfeld berücksichtigt.23 Dies 
bedeutet, dass auch eine prüferische Tätigkeit der 
Praxis vor der Anzeige in einem anderen Rechtsträ-
ger berücksichtigt wird. Errichtet zum Beispiel ein 
Einzel-WP eine WPG und führt seine Tätigkeit als 
Abschlussprüfer künftig in der WPG fort, so han-
delt es sich bei dieser nicht um eine erstmalige Auf-
nahme der Tätigkeit als Abschlussprüfer, sondern 
lediglich um die Fortführung der Tätigkeit als Ab-
schlussprüfer in einem anderen Rechtsträger. Bei der 
Risikoanalyse wird auch berücksichtigt, ob eine Pra-
xis die Tätigkeit als Abschlussprüfer zwischen meh-
reren Rechtsträgern hin und her schiebt (sogenann-
tes „Rechtsträgerhopping“), um den Aufwand für 
eine Qualitätskontrolle zu reduzieren. 

Die weit überwiegende Anzahl aller Qualitätskon-
trollen wird jedoch bei Praxen durchgeführt werden, 
die bereits Qualitätskontrollen abgewickelt haben. In 
diesen Fällen erfolgt die Risikoanalyse insbesondere 
auf der Grundlage des Ergebnisses der letzten Quali-
tätskontrolle. Hat diese keine Mängel des Qualitäts-
sicherungssystems ergeben, sind das Qualitätsrisiko 
und damit das Risiko aus Sicht der Öffentlichkeit ge-
ring. 

Weiter wird die Struktur der Praxis in die Analy-
se einfließen.24 Strukturmerkmale sind: Art, Anzahl 
und Komplexität der künftig abzuwickelnden gesetz-
lichen Abschlussprüfungen, Rechtsformen der zu 
prüfenden Gesellschaften und deren Größenklassen, 
Anzahl der prüfenden WP/vBP und der im Prüfungs-
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bereich eingesetzten Mitarbeiter, Auslagerungen von 
Prüfungsleistungen sowie Niederlassungen und Mit-
gliedschaft in einem Netzwerk. 

Die KfQK wird die Entscheidung über den Zeit-
punkt, bis zu dem die nächste Qualitätskontrolle 
durchzuführen ist, so früh wie möglich treffen.25 Die-
se erfolgt
• nach einer Qualitätskontrolle26

 mit Abschluss der Auswertung des Qualitätskon-
trollberichtes;

• nach einer erstmaligen Anzeige27

 nach Vorlage aller erforderlichen Informationen zu 
Art und Umfang der zu erwartenden Tätigkeit als 
gesetzlicher Abschlussprüfer (vergleichbar mit den 
Angaben, die bereits zur Erteilung einer Ausnah-
megenehmigung mitzuteilen waren);

• aus gegebenem Anlass28

 bei Bekanntwerden von Umständen, die die An-
ordnung einer Qualitätskontrolle erfordern (zum 
Beispiel durch Veröffentlichung in der Presse oder 
durch Informationen aus Berufsaufsichtsverfah-
ren).29 Diese Möglichkeit ist im Grunde nicht neu. 
Bereits bisher konnte die KfQK außerhalb einer 
Qualitätskontrolle Maßnahmen (Auflage, Sonder-
prüfung, Widerruf der Teilnahmebescheinigung) 
erlassen.30

Im Grunde ist auch die nunmehr explizit geregel-
te Risikoanalyse und Anordnung einer vorzeitigen 
Qualitätskontrolle nichts Neues. Bereits vor Ände-
rung der WPO durch das APAReG war der KfQK 
durch die Anordnung einer Sonderprüfung im Um-
fang einer vorgezogenen Qualitätskontrolle diese 
Möglichkeit eröffnet. Im Zuge der Auswertung eines 
Qualitätskontrollberichts und der Entscheidung über 
den Erlass von Maßnahmen nach einer Qualitätskon-
trolle erfolgte eine Analyse des Risikos, das von der 
geprüften Praxis ausging. 

Eine Risikoanalyse erfolgt auch, wenn eine Praxis 
wesentliche Änderungen von Art und Umfang ihrer 
Prüfungstätigkeit mitteilt.31 

Bis Ende 2016 wird die KfQK allen Praxen, deren 
Teilnahmebescheinigung/Ausnahmegenehmigung 
eine Laufzeit bis Ende 2022 hat, eine Prüfungsanord-
nung zukommen lassen.

	25	 §	12	SaQK.	
	26	 §	12	Abs.	2	SaQK.	
	27	 §	12	Abs.	3	SaQK.	
	28	 §	12	Abs.	4	SaQK.
	29	 §	57e	Abs.	6	WPO.
	30	 §	57e	Abs.	6	WPO	i.	d.	F.	v.	dem	APAReG.
	31	 §	57a	Abs.	1	Satz	4	WPO.

Bisher Neuerungen

Ausnahmegenehmigung Anzeige der Aufnahme der  
Tätigkeit als Abschlussprüfer

Peer prüft Peer unverändert

Freie Prüferauswahl unverändert

Recht der KfQK zur Ablehnung  
eines Prüfervorschlages

unverändert

_ KfQK kann bei mehrfach unge-
eigneten Prüfervorschlägen ei-
ner Praxis einen PfQK bestim-
men

Gegenstand der Qualitätskon-
trolle (Angemessenheit und 
Wirksamkeit des Qualitäts-
sicherungssystems)

unverändert

Gesetzliche Abschlussprüfun-
gen und betriebswirtschaftliche 
Prüfungen, bei denen das  
Berufssiegel geführt wurde

Gesetzliche Abschlussprüfun-
gen nach § 316 HGB und Auf-
träge, die von der BaFin erteilt 
werden

Positives Gesamturteil Negative Prüfungsaussage

– Recht der KfQK zur Teilnahme 
an Qualitätskontrollen

– Aufsicht der KfQK über die  
PfQK

– Regelung des Prüfungs-
ansatzes in der SaQK

Teilnahmebescheinigung Ersetzung durch einen Auszug 
aus dem Berufsregister über 
die Eintragung als gesetzlicher 
Abschlussprüfer

Voraussetzung der Registrie-
rung als PfQK:
• Nachweis der Kenntnisse in 

der Qualitätssicherung (auch 
durch freiwillige Teilnahme 
an einem Schulungskurs)

• Verpflichtende Teilnahme an 
einer Ausbildungsveranstal-
tung

Voraussetzung für die Aufrecht-
erhaltung der Registrierung:
• Pflicht zur speziellen Fortbil-

dung nur für aktive PfQK
• Pflicht zur speziellen Fortbil-

dung für alle, auch nicht  
aktive PfQK

• Nachweis der Tätigkeit 
im Bereich der Abschluss-
prüfung

Neuerungen des Qualitätskontrollverfahrens 
durch das APAReG
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2. Prüfervorschlagsverfahren – Recht der KfQK 
zur Benennung des PfQK in einem besonderen 
Fall32

Die zu prüfenden Praxen sind unverändert frei in der 
Auswahl des PfQK. Diese freie Auswahl wird nur für 
den Fall beschränkt, dass allgemeine oder besonde-
re Ausschlussgründe bestehen.33 Neu ist, dass PfQK 
nicht nur von der Durchführung einer Qualitätskon-
trolle ausgeschlossen sind, wenn Ausschlussgründe 
oder sonstige Umstände die Besorgnis der Befangen-
heit begründen, sondern auch in den letzten drei Jah-
ren vor Beauftragung der Qualitätskontrolle bestan-
den haben.34 PfQK haben daher auch zu prüfen, ob in 
diesem zurückliegenden Zeitraum Ausschlussgrün-
de bestanden. Der PfQK hat das Nichtvorliegen der-
artiger Gründe in seiner Unabhängigkeitsbestätigung 
zu erklären.35 

Die KfQK kann zukünftig einen PfQK zur Durchfüh-
rung einer Qualitätskontrolle benennen,36 wenn Pra-
xen die Durchführung einer Qualitätskontrolle durch 
wiederholte Vorschläge von „ungeeigneten“ PfQK, die 
die KfQK zur wiederholten Ablehnung zwingen,37 ver-
zögern würden. Nach Wegfall der befristeten Teilnah-
mebescheinigung erfordert die fristgerechte Durch-
führung von Qualitätskontrollen eine entsprechende 
Regelung. Die Regelung sollte eher als Ausnahmefall 
zu verstehen sein, da der Vorschlag eines geeigneten 
PfQK in der Hand der zu prüfenden Praxis liegt. Seit 
der Einführung des Qualitätskontrollverfahrens wur-
den bislang noch nie zwei Vorschläge einer Praxis 
nacheinander abgelehnt. Insoweit dürfte diese Rege-
lung zukünftig wenig praktische Relevanz haben. 

3. Recht der KfQK zur Teilnahme an Qualitäts-
kontrollen 

Bisher war es der KfQK nicht möglich, an Qualitäts-
kontrollen teilzunehmen. Nunmehr wird der KfQK 
eine Teilnahme vor Ort in Abstimmung mit der Ab-
schlussprüferaufsichtsstelle APAS beim Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (im Folgenden: 
APAS) eröffnet.38 Der Gesetzgeber verfolgt mit die-
ser Änderung des Qualitätskontrollverfahrens den 
Zweck, die Ordnungsmäßigkeit von Qualitätskon-
trollen vor Ort zu gewährleisten. Regelmäßig, aber 
nicht nur, wird dies durch Teilnahme an Schluss-
besprechungen erfolgen.39 Das Recht der KfQK zur 
Teilnahme soll die Qualität von Qualitätskontrollen 
verbessern, ohne das System der Qualitätskontrolle 
grundlegend ändern zu müssen.40 Es ist auch als ein 
Element der nunmehr der KfQK obliegenden Auf-
sicht über die PfQK zu verstehen.

IV. Durchführung von Qualitätskontrollen

Die Grundsätze für die Durchführung von Qualitäts-
kontrollen waren bisher nicht in der SaQK geregelt. 
Mit dem APAReG wurde die WPK ermächtigt, ent-
sprechende Regelungen über Inhalt und Umfang ei-
ner Qualitätskontrolle in der SaQK zu regeln.41 Dies 
ist in dem neu gefassten Teil 4 der SaQK (§§ 16 bis 
24 SaQK) erfolgt. 

1. Prüfungsgegenstand einer Qualitätskontrolle 

Gegenstand einer Qualitätskontrolle ist unverändert 
die Angemessenheit und Wirksamkeit des Qualitäts-
sicherungssystems.42 Allerdings wird die Qualitäts-
kontrolle bezüglich der Auftragsarten auf gesetzli-
che Abschlussprüfungen nach § 316 HGB und auf 
betriebswirtschaftliche Prüfungen, die von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
beauftragt werden, beschränkt.43 Damit wird die auf-
tragsbezogene Funktionsprüfung, abgesehen von den 
Prüfungen der BaFin, auf den Umfang der EU-RL be-
schränkt. 

Das bisherige Abgrenzungsmerkmal „Siegelfüh-
rung“ ist damit entfallen. Freiwillige Abschlussprü-
fungen oder andere betriebswirtschaftliche Prüfun-
gen, bei denen das Berufssiegel geführt wurde, und 
damit auch Qualitätskontrollen, zählen somit nicht 
mehr zur Grundgesamtheit einer Qualitätskontrol-
le. Die Grundgesamtheit zur Prüfung der Regelungen 
der Auftragsabwicklung kann sich damit, in Abhän-
gigkeit von der Anzahl der bisher in eine Qualitäts-
kontrolle einzubeziehenden betriebswirtschaftlichen 
Prüfungen mit Siegelführung, deutlich reduzieren. 
Inwiefern sich dies auch darauf auswirkt, dass sich 
die aus dieser Grundgesamtheit zu ermittelnde Stich-
probe reduziert, ist offen. Bereits vor dieser Ände-
rung haben PfQK bei der Ermittlung der Stichprobe 
den Schwerpunkt auf gesetzliche Abschlussprüfun-
gen gelegt, so dass auch bereits in der Vergangenheit 
andere betriebswirtschaftliche Prüfungen in deutlich 

	32	 §	57a	Abs.	6	Satz	5	SaQK,	§	9	SaQK.
	33	 §	57a	Abs.	6	Satz	3	WPO,	§	8	Abs.	3	und	4	SaQK.	
	34	 §	57a	Abs.	4	Satz	1	WPO.	
	35	 §	57a	Abs.	6	Satz	2	WPO,	Anlage	zu	§	11	SaQK.	
	36	 §	57a	Abs.	6	Satz	5	WPO.
	37	 §§	57a	Abs.	4,	49	WPO,	§	10	SaQK.
	38	 §	57e	Abs.	1	Satz	6	WPO.
	39	 §	15	Abs.	1	SaQK.	
	40	 Gesetzesbegründung	zu	§	57e.	
	41	 §	57c	Abs.	2	Nr.	6	WPO.
	42	 §	57a	Abs.	2	Satz	1	und	3	WPO.
	43	 §	57a	Abs.	2	Satz	2	WPO,	siehe	dazu	auch	den	Hinweis	der	KfQK	„Grundgesamtheit		

von	Qualitätskontrollen	nach	APAReG“	vom	3.	Mai	2016,	abrufbar	unter		
www.wpk.de/mitglieder/praxishinweise/kfqk/#c7367.
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geringerem Umfang oder auch gar nicht Gegenstand 
der Stichprobe waren. 

2. Prüfungsansatz 

Die WPO enthält auch weiterhin unmittelbar keine 
Ausführungen zum Prüfungsansatz. Mittelbar erfolgt 
dies nur durch die Formulierung des Prüfungsurteils 
in § 57a Abs. 5 Satz 4 WPO. Danach ist vom PfQK, 
wenn er keine wesentlichen Mängel festgestellt hat, 
zu erklären, dass ihm keine Sachverhalte bekannt ge-
worden sind, die gegen die Annahme sprechen, dass 
das Qualitätssicherungssystem der geprüften Praxis 
in Einklang mit den gesetzlichen und satzungsmä-
ßigen Anforderungen steht und mit hinreichender 
Sicherheit eine ordnungsgemäße Abwicklung von 
Abschlussprüfungen nach § 316 HGB und der BaFin-
Aufträge gewährleistet.

Konkretisiert wird der Prüfungsansatz durch im 
Gesetz genannte Prüfungshandlungen. Danach hat 
auf der Grundlage einer angemessenen Überprüfung 
ausgewählter Prüfungsunterlagen eine Beurteilung 
der Angemessenheit und Wirksamkeit des Qualitäts-
sicherungssystems nach § 55 b WPO zu erfolgen, ins-
besondere bezogen auf 
• die Einhaltung der einschlägigen Berufsausübungs-

regelungen, 
• die Unabhängigkeitsanforderungen, 
• die Quantität und Qualität der eingesetzten Mittel 

und des Personals sowie 
• auf die berechnete Vergütung.44 

Für Praxen, die auch Unternehmen von öffentlichem 
Interesse45 prüfen (sogenannte Mischpraxen), ist vom 
PfQK auf der Grundlage des aktuellen Inspektions-
berichtes ausschließlich die Wirksamkeit der Rege-
lungen des Qualitätssicherungssystems in Bezug auf 
die Prüfung von Unternehmen, die nicht von öffent-
lichem Interesse im Sinne von § 319 a Abs. 1 Satz 1 
HGB sind, zu beurteilen.46 Diese Wirksamkeitsprü-
fung umfasst die Regelungen zur Auftragsabwick-
lung, zur Praxisorganisation und zur Nachschau. 
Die Prüfung und Beurteilung umfasst bei diesen ge-
mischten Praxen selbstverständlich auch die Wirk-
samkeitsprüfung der Regelungen des Qualitätssi-
cherungssystems in Bezug auf die von der BaFin 
beauftragten betriebswirtschaftlichen Prüfungen. 

Der PfQK prüft und beurteilt bei diesen WP/vBP-
Praxen nicht mehr die Angemessenheit der Regelun-
gen des Qualitätssicherungssystems.47 Dies erfolgt 
künftig durch die Inspektoren der APAS.48 Grundla-
ge für die Wirksamkeitsprüfung des PfQK in diesem 
Bereich ist allerdings die Kenntnis der Angemessen-

heit der Regelungen des Qualitätssicherungssystems. 
Diese soll ihm nach der WPO der aktuelle Inspekti-
onsbericht verschaffen.49 Ist dieser jedoch nicht ge-
eignet, dem PfQK die erforderliche Kenntnis zu ver-
schaffen (zum Beispiel: Der Bericht ist nicht aktuell 
oder die Praxis hat seit der letzten Inspektion erheb-
liche Veränderungen erfahren), so muss der PfQK 
durch eigene Prüfungshandlungen die erforderli-
chen Kenntnisse erlangen.

3. Berichterstattung und Prüfungsurteil

Die Regelungen zur Berichterstattung bleiben weit-
gehend unberührt.50 Der Qualitätskontrollbericht hat 
neuerdings auch die Aufgabe, der KfQK die erfor-
derlichen Kenntnisse für die Risikoanalyse und die 
Bemessung der Frist für die nächste Qualitätskon-
trolle zur Verfügung zu stellen.51 Dies dürfte jedoch 
nicht zu wesentlich neuen Berichterstattungspflich-
ten führen, da PfQK bereits gegenwärtig im Quali-
tätskontrollbericht Angaben zur Praxis gemacht ha-
ben, die dann Grundlage für die Risikoanalyse sein 
können. 

Der PfQK hat nunmehr auch bei nicht wesentli-
chen Mängeln Empfehlungen zur Beseitigung die-
ser Mängel zu geben.52 Er hat zudem über Prüfungs-
hemmnisse und deren Wesentlichkeit zu berichten.53 
Ist das Prüfungshemmnis so wesentlich, dass das 
Qualitätssicherungssystem in seiner Gesamtheit 
nicht beurteilt werden kann, ist darauf gesondert 
einzugehen, da die KfQK in diesem Fall über eine 
Löschung als Abschlussprüfer aus dem Berufsregis-
ter entscheiden muss. Wurden alternative Prüfungs-
handlungen durchgeführt, so ist auch darüber zu 
berichten. Dem Wortlaut des Gesetzes nach hat der 
PfQK bei einem wesentlichen Prüfungshemmnis das 
Prüfungsurteil nicht mehr einzuschränken.54 Hier 
hat das BMWi jedoch im Zuge der Genehmigung der 
Neufassung der SaQK klargestellt, dass ein Redak-
tionsversehen vorliegt und eine Einschränkung des 
Prüfungsurteils bei einem wesentlichen Prüfungs-
hemmnis, entgegen § 23 Abs. 2 Satz 2 SaQK, auch 
weiterhin gewollt ist. 

	44	 §	57a	Abs.	2	Satz	3	WPO.
	45	 §	319	a	Abs.	1	Satz	1	HGB.
	46	 §	57a	Abs.	5	a	Satz	3	WPO.
	47	 §	57a	Abs.	5	a	Satz	2	WPO.
	48	 Art.	26	(6)	a)	EU-VO.
	49	 §	57a	Abs.	5	a	Satz	3	WPO
	50	 §	57a	Abs.	5,	5	a	Satz	4	und	5	WPO.
	51	 §	25	Abs.	2	Satz	2	SaQK.	
	52	 §	57a	Abs.	5	Satz	5	WPO.
	53	 §	25	Abs.	4	Satz	1	ff.	SaQK.	
	54	 §	57a	Abs.	5	Satz	5	WPO.
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Neu ist jedoch, dass der PfQK zukünftig auch 
über Einzelfeststellungen (also Nicht-Systemfest-
stellungen) von erheblicher Bedeutung berichten 
muss.55 Diese Berichterstattung ist erforderlich, da 
die Firewall entfallen ist und die KfQK gegebenen-
falls über die Abgabe dieser Feststellung zur berufs-
aufsichtlichen Würdigung entscheiden muss. Eine 
Abgabe kommt immer dann in Betracht, wenn die 
(Einzel-)Feststellung derart erheblich ist, dass eine 
berufsaufsichtliche Sanktion als geboten und ange-
messen erscheint.56 Einzelfeststellungen, die nicht 
von erheblicher Bedeutung sind, hat der PfQK in sei-
nen Arbeitspapieren zu dokumentieren.57 

Der PfQK berichtet unverändert an die Praxis und 
die KfQK. Die APAS erhält den Qualitätskontrollbe-
richt unmittelbar nur bei einer Praxis, die auch Un-
ternehmen von öffentlichem Interesse prüft.58 Nur 
für diese Mischpraxen besteht im Hinblick auf die 
Beurteilung der Angemessenheit des Qualitätssiche-
rungssystems insgesamt eine originäre Zuständig-
keit der APAS.59 Für Praxen, die keine Unternehmen 
von öffentlichem Interesse prüfen, steht der APAS 
weiterhin das Letztentscheidungsrecht zu.60 Hier er-
folgt die Information der APAS unverändert über die 
WPK.61

Vertiefende Ausführungen über die Anforde-
rungen an die Berichterstattung enthält der von der 
KfQK überarbeitete Hinweis zur Berichterstattung.62

Das Prüfungsurteil enthält künftig eine negativ 
formulierte Bestätigungsaussage. Der PfQK muss er-

klären,63 dass ihm keine Sachverhalte bekannt gewor-
den sind, die gegen die Annahme sprechen, dass das 
Qualitätssicherungssystem der Praxis in Einklang mit 
den gesetzlichen und satzungsmäßigen Anforderun-
gen steht und mit hinreichender Sicherheit eine ord-
nungsgemäße Abwicklung von Abschlussprüfungen 
nach § 316 HGB und von betriebswirtschaftlichen 
Prüfungen, die von der BaFin beauftragt wurden, ge-
währleistet. Stellt der PfQK Mängel des Qualitätssi-
cherungssystems oder Prüfungshemmnisse fest, hat 
er diese in seinem Qualitätskontrollbericht zu be-
nennen und Empfehlungen zur Beseitigung der Män-
gel zu geben.64 Stellt der PfQK ein Prüfungshemmnis 
fest, ist über dieses Prüfungshemmnis zu berichten, 
auch wenn alternative Prüfungshandlungen durch-
geführt wurden.

Sind Mängel oder das Prüfungshemmnis wesent-
lich, hat er unverändert sein Prüfungsurteil einzu-
schränken oder zu versagen.65 Im Fall wesentlicher 
Feststellungen (Mängel oder Prüfungshemmnisse) 

	55	 Gesetzesbegründung	zu	§	57a	Abs.	5	WPO,	§	25	Abs.	2	Satz	1	Nr.	7	b	SaQK.
	56	 Gesetzesbegründung	zu	§	57e	Abs.	4	WPO.
	57	 §	22	Abs.	5	Satz	4	SaQK.
	58	 §	57a	Abs.	5	a	Satz	4	WPO.
	59	 Art.	26	(6)	EU-VO.
	60	 §	66	a	Abs.	4	WPO.
	61	 §	66	a	Abs.	3	Satz	2	und	3	WPO.
	62	 www.wpk.de/mitglieder/praxishinweise/kfqk/.
	63	 §	57a	Abs.	5	Satz	4	WPO.
	64	 §	57a	Abs.	5	Satz	5	WPO.
	65	 §	57a	Abs.	5	Satz	5	WPO.
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muss die KfQK über die Löschung der Praxis als ge-
setzlicher Abschlussprüfer nach § 316 HGB aus dem 
Berufsregister entscheiden.66

4. Wegfall der Firewall

Die sogenannte Firewall entfällt.67 Sie ist mit den 
europarechtlichen Vorgaben nicht vereinbar. Künf-
tig dürfen in einer Qualitätskontrolle erlangte Aus-
künfte und Unterlagen/Daten auch in anderen Auf-
sichtsverfahren verwendet werden.68 Sind die 
Unterlagen/Daten für solche Verfahren nicht mehr 
erforderlich, sind sie unverzüglich zurückzugeben 
oder zu löschen. Dies führt im Berufsstand zu der 
Frage, ob nunmehr in einer Qualitätskontrolle alle 
festgestellten Berufsrechtsverstöße, neben präventi-
ven Maßnahmen der KfQK, zu repressiven berufs-
aufsichtlichen Maßnahmen der Vorstandsabteilung 
Berufsaufsicht führen. Diesbezüglich führt der Ge-
setzgeber ausdrücklich aus,69 dass (System)Fest-
stellungen grundsätzlich wie bisher durch präven-
tive Maßnahmen beantwortet und dadurch Mängel 
des Qualitätssicherungssystems (Gefahren) beseitigt 
werden sollen. Folglich soll die KfQK Feststellungen 
nur dann an die Berufsaufsicht im engeren Sinne 
abgeben, wenn die Feststellungen derart erheblich 
sind, dass eine berufsaufsichtliche Sanktion geboten 
und angemessen erscheint. Die Berufsaufsicht ent-
scheidet über die Einleitung eines Berufsaufsichts-
verfahren.70 Damit bringt der Gesetzgeber deutlich 
zum Ausdruck, dass der Schwerpunkt der Qualitäts-
kontrolle eindeutig in dem Bereich der Gefahrenab-
wehr liegt und nicht in der Verfolgung berufsrechtli-
chen Fehlverhaltens. 

Weil die Firewall wegfällt, wird darauf verwie-
sen,71 dass die Berufsangehörigen nicht gezwungen 
sind, Berufspflichtverletzungen zu offenbaren und 
ihre Mitwirkung versagen können. In der seit 2001 
geltenden Fassung von § 57 d WPO wird bereits dar-
auf hingewiesen, dass eine Mitwirkung nicht im Wege 
des Verwaltungszwanges durchgesetzt werden kann.72 
Ein Berufsangehöriger, der seiner Pflicht zur Mitwir-
kung nicht nachkommt, läuft dann allerdings Gefahr, 
dass der PfQK seiner Aufgabenstellung wegen eines 
Prüfungshemmnisses nicht nachkommen kann. Die 
KfQK muss dann entscheiden, ob das Prüfungshemm-
nis so wesentlich ist, dass die Praxis als Abschluss-
prüfer aus dem Berufsregister zu löschen ist. 

Letztlich führt der Verweis auf § 62 Abs. 2 und 
3 WPO auch ins Leere. Nach § 62 Abs. 2 WPO kann 
ein Berufsangehöriger im Berufsaufsichtsverfahren 
die Auskunft und Vorlage von Unterlagen verwei-
gern, wenn er dadurch seine Pflicht zur Verschwie-

genheit verletzen würde oder sich durch Vorlage von 
Unterlagen einer berufsaufsichtlichen Verfolgung 
aussetzen würde. Im Qualitätskontrollverfahren ist 
allerdings die Verschwiegenheitspflicht eines Be-
rufsangehörigen gegenüber dem PfQK und der Wirt-
schaftsprüferkammer aufgehoben,73 so dass ein Ver-
stoß gegen diese Berufspflicht nicht möglich ist. 

Das Recht zur Verweigerung der Auskunft und der 
Vorlage von Unterlagen wird eingeschränkt, wenn 
diese im Zusammenhang mit einer gesetzlichen Ab-
schlussprüfung stehen.74 Gegenstand der auftragsbe-
zogenen Funktionsprüfung der Qualitätskontrolle 
sind künftig nur noch gesetzliche Abschlussprüfun-
gen und die von der BaFin beauftragten Prüfungen. 
Für gesetzliche Abschlussprüfungen ist damit das 
Recht zur Verweigerung der Auskunft und Vorlage 
von Unterlagen aufgehoben. 

5. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Die Ausführungen zum Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz75 wurden zwar neu in die EU-RL aufgenommen, 
stellen aber materiell keine Neuerung des Qualitäts-
kontrollverfahrens dar. 

Zunächst ist festzustellen, dass hier die verhält-
nismäßige Durchführung von Qualitätskontrollen 
durch den PfQK angesprochen ist, nicht das Ver-
fahren im Übrigen. Die Durchführung der Quali-
tätskontrolle muss angesichts des Umfangs und der 
Komplexität der Tätigkeit der Praxis geeignet und 
angemessen sein. Auch aus Art. 29 Abs. 3 EU-RL 
ergibt sich nichts anderes. Dort wird lediglich ver-
langt, dass die „Prüfungsstandards in einer Weise 
angewandt werden sollen, die dem Umfang und der 
Komplexität der Geschäftstätigkeit des geprüften Un-
ternehmens angemessen ist“. 

Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz76 gilt bereits 
seit Einführung des Qualitätskontrollverfahrens. Die 
Verfassungs- und Verhältnismäßigkeit des Qualitäts-
kontrollverfahrens selbst wurde auch mehrfach in 
Gerichtsverfahren, in denen derartige Beschwerden 
vorgetragen wurden, sowie durch die APAK bestä-
tigt. 

	66	 §	57a	Abs.	6	a	Satz	2	Nr.	2	und	3	WPO.
	67	 §	57e	Abs.	5	WPO	in	der	Fassung	vor	dem	APAReG.
	68	 §	57e	Abs.	5	WPO.
	69	 Gesetzesbegründung	zu	§	57e	Abs.	4	und	5	WPO.	
	70	 Gesetzesbegründung	zu	§	57e	Abs.	4	WPO.	
	71	 §	57	d	Satz	2	und	3	WPO	mit	Verweis	auf	§	62	Abs.	2	und	3	WPO.
	72	 §	57	d	Satz	2	WPO	in	der	Fassung	vor	dem	APAReG,	jetzt	Satz	3.
	73	 §	57	b	WPO.
	74	 §	62	Abs.	3	WPO.
	75	 Art.	29	Abs.	(1)	k)	EU-RL.
	76	 Art.	1	Abs.	3,	2	Abs.	1,	20	Abs.	3	GG.
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V. Auswertung von Qualitätskontroll-
berichten

Die KfQK nimmt die Qualitätskontrollberichte entge-
gen und wertet sie aus. Diese Aufgabe ist der KfQK 
seit 2001 übertragen, auch wenn dies bisher nicht ex-
plizit in der WPO genannt war.77 Die nunmehr vor-
genommene Ergänzung dient lediglich der Klarstel-
lung.78

1. Maßnahmen der KfQK 

Die der KfQK zur Verfügung stehenden Maßnahmen 
(Auflage, Sonderprüfung und Löschung der Eintra-
gung aus dem Berufsregister) erfahren keine Verän-
derung. Die Löschung der Eintragung der Tätigkeit 
als Abschlussprüfer aus dem Berufsregister ersetzt 
lediglich den Wegfall der Teilnahmebescheinigung. 
Bisher war Voraussetzung für eine wirksame Bestel-
lung als Abschlussprüfer die Teilnahmebescheini-
gung. 

2. Festsetzung von Zwangsmitteln

Zu den Maßnahmen der KfQK gehört auch, diese mit 
Zwangsmitteln durchsetzen zu können. Hierzu kann 
die KfQK unverändert ein Zwangsgeld festsetzen. 
Dies war in der Vergangenheit selten erforderlich. 
Für das Verfahren zur Festsetzung eines Zwangsmit-
tels gilt unverändert das Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz,79 da es sich bei den Maßnahmen der KfQK um 
verwaltungsverfahrensrechtliche und nicht um re-
pressive Maßnahmen handelt. Bei Streitigkeiten ist, 
wie bei allen Streitigkeiten im Bereich der Qualitäts-
kontrolle, das Verwaltungsgericht zuständig. 

VI. Neuerungen für Prüfer für Qualitäts-
kontrolle 

Die in der WPO getroffenen Regelungen sind im We-
sentlichen mit den gegenwärtig geltenden Registrie-
rungsvoraussetzungen identisch. Insgesamt werden 
die nachfolgend dargestellten Neuerungen nur dazu 
führen, dass registrierte PfQK, die sich nicht fortbil-
den oder auch nicht im Bereich der Abschlussprü-
fung tätig sind, spätestens nach drei Jahren zu dere-
gistrieren sind. Letztlich dürfte dies de facto keine 
wesentlichen Auswirkungen auf das Qualitätskon-
trollverfahren haben, da von den in der Vergangen-
heit 2.600 bis 2.700 registrierten PfQK nur rund 400 
aktiv tätig waren.

1. Spezielle Ausbildung als PfQK 

PfQK müssen vor einer Registrierung nunmehr eine 
spezielle Ausbildung in der Qualitätskontrolle ab-
solviert haben.80 Dieses Tatbestandsmerkmal ersetzt 
den bisher erforderlichen Nachweis der „Kenntnisse 
in der Qualitätssicherung“. Die vom Richtlinienge-
ber verwendete Formulierung81 zeigt, dass Kenntnis-
se in der Qualitätssicherung allein nicht mehr aus-
reichen, sondern eine spezielle Ausbildung gefordert 
wird. Diese Ausbildung soll künftig durch die Teil-
nahme an einer Ausbildungsveranstaltung vermittelt 
werden.82 Umfang und Inhalt der Ausbildungsveran-
staltung sollen im Wesentlichen dem bekannten, je-
doch bisher nicht obligatorischen Schulungskurs83 
entsprechen. Faktisch wird sich wenig ändern, da 
bereits bisher fast alle WP/vBP, die sich als PfQK re-
gistrieren ließen, zuvor an dem freiwilligen Schu-
lungskurs teilnahmen. 

Die Ausbildungsveranstaltungen können weiter-
hin von gewerblichen Anbietern, aber neuerdings 
auch von der WPK durchgeführt werden. 

2. Widerrufsgründe 

Neu ist, dass die Gründe für einen Widerruf der Re-
gistrierung als PfQK nunmehr unmittelbar in der 
WPO geregelt sind.84 Die bisher in der SaQK gere-
gelten Widerrufsgründe85 sind dabei im Wesentli-
chen in die WPO übernommen worden. Neu hinzu-
gekommen ist allerdings der Widerrufsgrund einer 
fehlenden Tätigkeit des PfQK im Bereich der Ab-
schlussprüfung.86 Bisher war dies nicht Vorausset-
zung für die Aufrechterhaltung der Registrierung, so 
dass auch WP/vBP Qualitätskontrollen durchführ-
ten, die selber, teilweise auch über einen längeren 
Zeitraum, keine gesetzlichen Abschlussprüfungen 
durchführen. Die Erfüllung dieser Registrierungsvo-
raussetzung ist von den PfQK alle drei Jahre nach-
zuweisen. Eine Tätigkeit als verantwortlicher WP/
vBP wie auch eine überwiegende oder ausschließli-
che Tätigkeit im Bereich der Abschlussprüfung wird 
nicht gefordert. 

	77	 §	57e	Abs.	1	Satz	5	Nr.	3	WPO	in	der	Fassung	vor	dem	APAReG.
	78	 §	57e	Abs.	1	Satz	5	Nr.	3	WPO.
	79	 BT-Drucks.	14/3649,	S.	28.
	80	 §	57a	Abs.	3	Satz	2	Nr.	2	WPO.
	81	 Art.	29	(1)	d)	und	(2)	a)	EU-RL.
	82	 §	2	SaQK.	
	83	 §	2	Abs.	2	SaQK	in	der	Fassung	vor	dem	8.	September	2016.
	84	 §	57a	Abs.	3	a	WPO.
	85	 §	5	Abs.	1	SaQK	in	der	Fassung	vor	dem	8.	September	2016.
	86	 §	57a	Abs.	3	a	Satz	2	Nr.	2	WPO.
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Unverändert muss ein PfQK die spezielle Fortbil-
dung erbringen.87 Neu ist allerdings, dass jeder PfQK, 
also auch ein nicht aktiv als PfQK Tätiger, diese Fort-
bildungsverpflichtung zu erfüllen hat. Die bisherige 
Regelung hat dazu geführt, dass es ca. 2.600 PfQK 
gab, von denen allerdings nur wenige als PfQK ak-
tiv tätig sind. Diese hohe Zahl an registrierten PfQK 
folgt daraus, dass zu Beginn des Qualitätskontroll-
verfahrens die Anforderungen für eine Registrierung 
als PfQK sehr gering waren und sich somit sehr viele 
WP/vBP als PfQK registrieren ließen. Es ist zu erwar-
ten, dass sich über die nächsten Jahre die Anzahl der 
registrierten PfQK deutlich verringern wird. 

3. Aufsicht der KfQK über PfQK 

Die KfQK untersucht bei PfQK, ob diese bei den Qua-
litätskontrollen die gesetzlichen Anforderungen und 
die Berufsausübungsregelungen eingehalten haben.88 
Zu Beginn des Gesetzgebungsverfahrens sollte diese 
Aufsicht über die PfQK noch von der APAS wahrge-
nommen werden.89 

Mit dieser Regelung soll die Qualität von Qua-
litätskontrollen und die Glaubwürdigkeit des Qua-
litätskontrollverfahrens, auch in der öffentlichen 
Wahrnehmung, erhöht werden.90 Ohne diese Auf-
sicht unterliegt die Tätigkeit der PfQK nur einer ein-
geschränkten Kontrolle. Bisher gehörten Qualitäts-
kontrollen als betriebswirtschaftliche Prüfungen, bei 
denen das Berufssiegel zu führen ist, zur Grundge-
samtheit einer Qualitätskontrolle und wurden da-
her in diesem Rahmen geprüft. Mit der Änderung 
der Grundgesamtheit sind Qualitätskontrollen nicht 
mehr in ihr enthalten. Die Aufsicht wird auch damit 
begründet, dass die Wahrnehmung staatlicher Auf-
sichtsaufgaben durch Private (PfQK) eine wirksame 
Kontrolle der eingesetzten PfQK verlangt. 

Der Wechsel der Zuständigkeit für die Aufsicht 
über die PfQK von der APAS auf die KfQK wird als 
Stärkung der Selbstverwaltung des Berufsstandes 
verstanden. Die KfQK erarbeitet gegenwärtig einen 
Hinweis zu dem Verfahren der Aufsicht über PfQK. 
Die Aufsicht über PfQK soll risikoorientiert wahrge-
nommen werden. 

VII. Fazit

Die Änderungen des Qualitätskontrollverfahrens 
durch das APAReG sind überschaubar. Dies liegt 
auch daran, dass Art. 29 EU-RL nur marginale mate-
rielle Anpassungen erfahren hat, die in Teilen schon 
im Qualitätskontrollverfahren implementiert waren. 

• Die KfQK hat den Zeitpunkt der nächsten Quali-
tätskontrolle nach einer Risikoanalyse zu ermit-
teln.91

• Qualitätskontrollen folgen in der Regel unverän-
dert einem Turnus von sechs Jahren. Gegenstand 
der Qualitätskontrolle ist weiterhin die Angemes-
senheit und Wirksamkeit des Qualitätssicherungs-
systems, so dass auch dieses im Mittelpunkt der 
Risikoanalyse steht. Eine Praxis, die regelmäßig er-
folgreich ohne Beanstandungen eine Qualitätskon-
trolle absolviert hat, stellt unter diesem Gesichts-
punkt ein geringes Risiko für die Öffentlichkeit 
dar, so dass kein Grund für die vorzeitige Anord-
nung einer Qualitätskontrolle erkennbar ist. Der 
Turnus beträgt bei Neueinsteigern drei Jahre. 

• Der Grundsatz, dass sich eine Qualitätskontrolle an 
den konkreten Gegebenheiten einer Praxis zu ori-
entieren hat, ist neu in die EU-RL aufgenommen 
worden.92 Dies ist jedoch für das Qualitätskon-
trollverfahren nicht neu, da dies bei einer fachlich 
zutreffenden Anwendung des risikoorientierten 
Prüfungsansatzes durch den PfQK bereits bisher 
umgesetzt wurde. Für das hoheitliche Handeln der 
KfQK gilt der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz auf-
grund Verfassungsrechts seit Beginn des Verfah-
rens im Jahr 2001. 

• Ausschlussgründe für eine Beauftragung eines 
PfQK dürfen in den letzten drei Jahren nicht be-
standen haben. Dies muss in der Unabhängigkeits-
bestätigung erklärt werden. 

• PfQK müssen künftig neben der auch bisher erfor-
derlichen fachlichen Ausbildung (WP/vBP-Exa-
men) und Erfahrung in der Abschlussprüfung und 
Rechnungslegung neuerdings eine Ausbildung in 
der Qualitätskontrolle erhalten.93 Auch dies ist aber 
dem Grunde nach nichts Neues, da PfQK bereits 
bisher an dem, bislang freiwilligen, Schulungskurs 
teilnahmen. 

Erleichterungen ergeben sich für die Praxen durch 
die Beschränkung der auftragsbezogenen Grundge-
samtheit auf gesetzliche Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB und von der BaFin beauftragte Prüfun-
gen. Für Praxen, die auch Jahresabschlüsse von Un-
ternehmen von öffentlichem Interesse (§ 319 a Abs. 1 
Satz 1 HGB) prüfen, ergibt sich eine Verlängerung 

	87	 §	57a	Abs.	3	a	Satz	2	Nr.	4	WPO.
	88	 §	57e	Abs.	7	WPO.
	89	 Referentenentwurf	zu	§	66	a	Abs.	6	Satz	4	WPO-E.	
	90	 Gesetzesbegründung	des	Referentenentwurfes	zu	§	66	a	Abs.	6	WPO.
	91	 Art.	29	(1)	h)	EU-RL.
	92	 Art.	29	Abs.	(1)	k)	und	Abs.	3	EU-RL.
	93	 Art.	29	Abs.	2	EU-RL.
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des Qualitätskontrollturnus für deren gesetzliche 
Abschlussprüfungen nach § 316 HGB von drei auf 
sechs Jahre. 

Unverändert wird das Qualitätskontrollverfahren 
durch eine Fachaufsicht überwacht. Zu Beginn des 
Verfahrens war dies der Qualitätskontrollbeirat, ab 
2005 dann die APAK und nunmehr seit 17. Juni 2016 
die APAS bei dem Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle. Die APAS kann, wie ihre Vorgän-
ger, an Sitzungen der KfQK teilnehmen, hat ein Infor-
mations- und Einsichtsrecht und kann Qualitätskon-
trollen vor Ort begleiten.94 Ihr steht unverändert das 
Recht zur Zweitprüfung und, in letzter Konsequenz, 
auch das Letztentscheidungsrecht zu.95 Zur Ausfüh-
rung ihrer Aufgaben kann sie Vertreter der WPK, Be-
rufsangehörige und Dritte als Sachverständige im 
Einzelfall hinzuziehen.96 Auch dies ist nicht neu.97 
Die Aufsicht über das Qualitätskontrollverfahren hat 
sich durch die Neuregelungen materiell kaum ver-
ändert. Für gemischte Praxen, die auch § 319 a HGB-
Mandate prüfen, wird sich verstärkt Abstimmungs-
bedarf zwischen APAS und KfQK ergeben. 

In der Summe werden sich für sogenannte 
Nicht-§ 319 a HGB-Praxen kaum Veränderungen er-

geben. Allerdings werden der KfQK nunmehr ergän-
zende Instrumente zur Verfügung gestellt, um wirk-
same Qualitätskontrollen durchzusetzen, aber auch 
Umgehungs- und Missbrauchsversuchen entgegen-
zutreten. WP/vBP-Praxen sowie PfQK, die die ge-
setzlichen Vorgaben beachten, werden feststellen, 
dass sich für sie wenig ändern wird.

	94	 §	66	a	Abs.	3	Satz	2	WPO.
	95	 §	66	a	Abs.	4	Satz	1	und	2	WPO.
	96	 §	66	a	Abs.	3	Satz	6	WPO.
	97	 §	15	Abs.	3	SaQK	in	der	Fassung	vor	dem	8.	September	2016.

Gegenüberstellung der Satzung für Qualitätskontrolle alt/neu abrufbar unter  
www.wpk.de/link/mags11601/ 
www.wpk.de/magazin/s1-2016/

WPK-Praxishinweise www.wpk.de/mitglieder/praxishinweise/

In der Rubrik Praxishinweise stellt die Wirtschaftsprüferkammer Informationen zu unterschiedlichen, 
für die Berufspraxis der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer relevanten Themen zusammen.

• Bestechungsbekämpfung (OECD-Empfehlung)
• Datenschutz
• Durchsuchung/Beschlagnahme
• Erstellung Jahresabschluss
• Geldwäschebekämpfung
• Hinweise der Kommission für Qualitätskontrolle
• Honorare Prüfung kommunale Eigenbetriebe
• Honorarumfrage der WPK
• Informationspflichten (E-Mails/Internet/AGB)

• Kundmachung/Werbung
• Offenlegung/Hinterlegung
• PartGmbB
• Siegelführung
• Skalierte Prüfungsdurchführung
• Transparenzberichte
• Vergabeverfahren
• Versicherung
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Veränderungen der Rahmenbedingungen für die 
Berufsausübung
WP/StB Dipl.-Ökon. Andreas Dörschell, RA FAVerwR Dr. Peter Uhlmann LL.M.

 I. Vorbemerkungen
 II.  Art der beruflichen Tätigkeit
 III. Gleichstellung von Gesellschaft bürgerlichen Rechts  
  und Partnerschaftsgesellschaft
 IV. Ausnahmegenehmigung für vergleichbare Tätigkeiten
 V. Beurlaubung
 VI. Berufshaftpflichtversicherung
 VII. Praxis, berufliche Niederlassung, Hauptniederlassung  
  und Zweigniederlassung
  1. Praxis
  2. Berufliche Niederlassung 
  3. Hauptniederlassung
  4. Zweigniederlassung
 VIII. Rechtsformöffnung für WPG/BPG

Der Beitrag liefert einen Überblick über die nach 
dem APAReG erweiterten Möglichkeiten der Be-
rufsausübung und die neuen Betätigungsfelder – 
eine deutliche Liberalisierung des Berufsrechts.

I. Vorbemerkungen

Die beruflichen Rahmenbedingungen für die Berufs-
ausübung sind durch das Abschlussprüferaufsichts-
reformgesetzes (APAReG) auch in Bereichen erheb-
lich verändert worden, die weniger im Zentrum 
der berufspolitischen Diskussionen stehen. Betrof-
fen sind zentrale Begriffe wie die eigene Praxis, die 
berufliche Niederlassung und Zweigniederlassun-
gen, die Art der beruflichen Tätigkeit, die Versiche-
rungspflicht, aber auch die Möglichkeit, bisher un-
vereinbare Tätigkeiten mit Genehmigung der WPK 
auszuüben. Der Gesetzgeber hat schon bestehende 
Möglichkeiten der Berufsausübung erheblich erwei-
tert sowie neue Betätigungsfelder eröffnet und das 
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Dies hat sich durch das APAReG grundlegend ge-
ändert.

Seit dem 17. Juni 2016 können WP/vBP ihren Be-
ruf auch ausschließlich aus einer Organisationsein-
heit heraus ausüben, die nicht zur Durchführung ge-
setzlicher Abschlussprüfungen berechtigt ist (siehe 
Tabelle). Der Gesetzgeber begründet diese weitrei-
chende Veränderung damit, dass das Berufsbild an 
die tatsächlichen Entwicklungen und praktischen 
Verhältnisse anknüpfend modernisiert werden soll 
(BT-Drucks. 18/6282, Seite 57). 

Berufsrecht damit deutlich liberalisiert. Die nachfol-
genden Ausführungen informieren über die wesent-
lichen Veränderungen und zeigen verschiedene Ge-
staltungsmöglichkeiten auf. 

II. Art der beruflichen Tätigkeit

Das Berufsbild des Wirtschaftsprüfers wird maßgeb-
lich durch den in § 2 WPO seit dem Jahr 1975 unver-
ändert beschriebenen Inhalt und die gesetzlich zu-
lässigen Arten der Tätigkeit bestimmt.

Inhaltlich haben WP/vBP die berufliche Aufga-
be, betriebswirtschaftliche Prüfungen, insbesondere 
solche von Jahresabschlüssen wirtschaftlicher Un-
ternehmen, durchzuführen und Bestätigungsvermer-
ke über die Vornahme und das Ergebnis solcher Prü-
fungen zu erteilen (§ 2 Abs. 1 WPO). Hinsichtlich 
gesetzlicher Abschlussprüfungen ist diese berufliche 
Aufgabe eine Vorbehaltsaufgabe.

Neben ihrer beruflichen Aufgabe sind WP/vBP 
unter anderem befugt, ihre Auftraggeber in steuerli-
chen Angelegenheiten zu beraten und zu vertreten, 
auf den Gebieten der wirtschaftlichen Betriebsfüh-
rung als Sachverständige aufzutreten und in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten zu beraten (§ 2 Abs. 2, 
3 WPO).

Die berufliche Aufgabe, betriebswirtschaftliche 
Prüfungen durchzuführen, findet ihren Ausdruck 
auch in der Berufsbezeichnung Wirtschaftsprüfer.

Dieser Fokussierung des Berufsbildes auf die 
Durchführung betriebswirtschaftlicher Prüfungen 
entsprachen bisher auch die zugelassenen originä-
ren Arten der Tätigkeit (§ 43 a Abs. 1 WPO). Bis zum 
Inkrafttreten des APAReG musste jeder WP/vBP sei-
nen Beruf in mindestens einer Organisationseinheit 
– einer WP-Praxis, einer Berufsgesellschaft, einem 
genossenschaftlichen Prüfungsverband oder einer 
Prüfungsstelle der Sparkassen – ausüben, die zur 
Durchführung gesetzlicher Abschlussprüfungen be-
rechtigt ist. Nur daneben konnte ein WP/vBP in an-
deren Organisationseinheiten tätig sein, aus denen 
heraus er die weiteren Befugnisse eines Wirtschafts-
prüfers wahrnehmen konnte (zum Beispiel in einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts, einer Partnerschaft 
ohne die Anerkennung als Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft oder einer anerkannten Rechts- oder Steu-
erberatungsgesellschaft). Viele Wirtschaftsprüfer, 
die im Alltag tatsächlich allein im Rahmen einer So-
zietät, einer einfachen Partnerschaft oder einer Steu-
erberatungsgesellschaft wirtschafts- oder steuerbera-
tend tätig waren, mussten deshalb formal eine eigene 
Praxis (genannt Formalpraxis) unterhalten.

Übersicht über die neuen originären Tätigkeiten von  
Wirtschaftsprüfern (§ 43 a Abs. 1 WPO)

Tätigkeit in gemeinsamer Berufsausübung ge-
mäß § 44 b (zum Beispiel Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts, Partnerschaft ohne die Anerkennung als  
Berufsgesellschaft)

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 1 WPO

Tätigkeit als zeichnungsberechtigte Vertreter oder 
zeichnungsberechtigte Angestellte bei Personen-
gesellschaften nach § 44 b Absatz 1 (zum Bei-
spiel Gesellschaft bürgerlichen Rechts, Partnerschaft 
ohne die Anerkennung als Berufsgesellschaft soweit 
mindestens ein WP-Sozius/Partner beteiligt ist)

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 3 WPO

Tätigkeit als zeichnungsberechtigte Vertreter  
oder zeichnungsberechtigte Angestellte bei  
EU- oder EWR-Abschlussprüfern, EU- oder  
EWR-Abschlussprüfungsgesellschaften

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 3 WPO

Tätigkeit als gesetzlicher Vertreter einer Buchprü-
fungsgesellschaft, einer Rechtsanwaltsgesell-
schaft oder einer Steuerberatungsgesellschaft

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 4 WPO

Tätigkeit als zeichnungsberechtigte Vertreter oder 
zeichnungsberechtigte Angestellte bei einem  
Angehörigen eines ausländischen Prüferberufs 
oder einer ausländischen Prüfungsgesellschaft 
oder als gesetzliche Vertreter einer ausländischen 
Prüfungsgesellschaft, wenn die Voraussetzungen  
für deren Berufsausübung den Vorschriften dieses 
Gesetzes im Wesentlichen entsprechen

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 5 WPO

Tätigkeit als gesetzlicher Vertreter einer aus-
ländischen Rechtsberatungsgesellschaft oder 
Steuerberatungsgesellschaft, wenn die Vor-
aussetzungen für deren Berufsausübung den Vor-
schriften der Bundesrechtsanwaltsordnung oder  
des Steuerberatungsgesetzes im Wesentlichen  
entsprechen

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 6 WPO

Tätigkeit als Angestellte der Wirtschaftsprüfer-
kammer

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 7 WPO

Tätigkeit als Angestellte des Bundesamts für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle, soweit es sich um eine 
Tätigkeit bei der Abschlussprüferaufsichtsstelle 
handelt

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 8 WPO

Tätigkeit als Angestellte einer nach § 342 Ab-
satz 1 des Handelsgesetzbuchs vom Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
durch Vertrag anerkannten Einrichtung (DRSC)

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 9 a) WPO
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Seit dem 17. Juni 2016 kann also ein WP/vBP seinen 
Beruf zum Beispiel auch ausschließlich als Sozius 
einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts, Partner einer 
Partnerschaft ohne die Anerkennung als Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft oder als gesetzlicher Vertreter 
einer anerkannten Rechtsanwalts- oder Steuerbera-
tungsgesellschaft ausüben. 

Der Gesetzgeber verpflichtet WP/vBP damit nicht 
mehr, sich dauerhaft organisatorisch für die Durch-
führung betriebswirtschaftliche Prüfungen bereitzu-
halten. Mit dieser Loslösung von der Fokussierung 
des Berufsbildes auf die Durchführung betriebswirt-
schaftlicher Prüfungen ermöglicht der Gesetzgeber 
WP/vBP sich inhaltlich und jetzt auch organisato-
risch zum Beispiel auf die Beratung und Vertretung 
in steuerlichen Angelegenheiten oder die Beratung in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten zu beschränken. 

WP/vBP, die aus den genannten Gründen eine ei-
gene Praxis unterhalten, ohne dass in dieser im ei-
genen Namen, auf eigene Rechnung und im eigenen 
Risiko Mandate betreut werden, können diese For-
malpraxis nun durch eine entsprechende Meldung 
zum Berufsregister beenden. 

Insbesondere vor dem Hintergrund, dass mit der 
Beendigung einer Formalpraxis die dazugehörige 

Versicherungspflicht entfällt (siehe unter VI.) und 
ein WP/vBP ohne eigene Praxis seine berufliche Nie-
derlassung in die Praxis verlegen kann, von der aus 
er überwiegend tätig ist (siehe unter VII. 2.), haben 
seit dem 17. Juni 2016 bereits viele WP/vBP von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, ihre eigene Praxis 
beim Berufsregister abzumelden. Die WPK unter-
stützt ihre Mitglieder hierbei mit Formularen. 

Tätigkeit als Angestellte einer nach § 342 b Ab-
satz 1 des Handelsgesetzbuchs vom Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
durch Vertrag anerkannten Prüfstelle (DPR)

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 9 b) WPO

Tätigkeit als Angestellte einer nicht gewerblich 
tätigen Personenvereinigung,
• deren ordentliche Mitglieder Berufsangehörige,  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, vereidigte  
Buchprüfer oder Buchprüfungsgesellschaften 
oder Personen oder Personengesellschaften sind, 
die die Voraussetzungen des § 44 b Absatz 2 
Satz 1 erfüllen,

• deren ausschließlicher Zweck die Vertretung der 
beruflichen Belange der Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigten Buchprüfer ist und

• in der Berufsangehörige, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften, vereidigte Buchprüfer oder  
Buchprüfungsgesellschaften die Mehrheit haben 
(zum Beispiel IDW, IFAC, WPV)

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 9 c) WPO

Tätigkeit als Angestellte der BAFin, wenn es sich 
um eine Tätigkeit
• nach Abschnitt 11 des Wertpapierhandelsgeset-

zes oder
• zur Vorbereitung, Durchführung und Analyse von 

Prüfungen bei einem von einer Aufsichtsbehörde 
beaufsichtigten Unternehmen handelt

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 10 WPO

Tätigkeit als Angestellte eines Prüfungs-
verbands nach dem Kreditwesengesetz

§ 43 a Abs. 1 
Nr. 11 WPO

III. Gleichstellung von Gesellschaft  
bürgerlichen Rechts und Partnerschafts-
gesellschaft

WP/vBP können ihren Beruf seit je her gemeinsam 
auch mit Angehörigen anderer freier Berufe in ei-
ner Gesellschaft bürgerlichen Rechts und seit dem 
Jahr 1994 auch in einer Partnerschaftsgesellschaft 
ausüben. Zunächst waren die gemeinsame Berufs-
ausübung in einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
und einer Partnerschaftsgesellschaft als originäre Tä-
tigkeiten durch eine einheitliche Regelung in § 44 b 
WPO gleichgestellt. Seit dem Jahr 2000 gingen die 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts und die Partner-
schaft berufsrechtlich dann getrennte Wege. Wäh-
rend die Tätigkeit in einer Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts eine originäre Tätigkeit blieb, setzte die Tätig-
keit in einer Partnerschaftsgesellschaft nun daneben 
eine originäre Tätigkeit voraus. Die Gesetzesbegrün-
dung, nach der die nicht als Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft anerkannte Partnerschaftsgesellschaft 
nicht selbst die Vorbehaltsaufgaben der WP/vBP 
durchführen dürfe (BT-Drucks. 14/3649, Seite 24), 
war jedoch widersprüchlich, da auch eine Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts kein gesetzlicher Ab-
schlussprüfer gemäß § 319 Abs. 1 Satz 1, 2 HGB sein 
kann. Allerdings besteht für die Gesellschaft bürger-
lichen Rechts ungeachtet der Feststellung ihrer Teil-
rechtsfähigkeit durch den Bundesgerichtshof im Jahr 
2001 (BGH-II ZR 331/00) – anders als für die Part-
nerschaftsgesellschaft – die Möglichkeit, eine auf die 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts lautenden Wahl 
und Beauftragung als gesetzlicher Abschlussprü-
fer in eine Wahl und Beauftragung der WP-Gesell-
schafter umzudeuten (Schnepel, in: Hense/Ulrich, 
WPO, § 44 b, Rn. 17). Soll die Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts selbst als Abschlussprüfer tätig werden, 
besteht heute auch für diese die Möglichkeit einer 
Anerkennung als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(siehe unter VIII.).

www.wpk.de/service-center/berufsregister/aenderungsmitteilungen/
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Gesellschaften bürgerlichen Rechts und Part-
nerschaftsgesellschaften ohne Anerkennung als 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft werden nach dem 
APAReG durch eine einheitliche Regelung in § 44 b 
WPO wieder gleichgestellt. Die Tätigkeit als Gesell-
schafter einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts und 
Partner einer Partnerschaftsgesellschaft stellen da-
mit jeweils originäre Tätigkeiten dar, die nun auch 
ohne die zusätzliche Unterhaltung einer eigenen Pra-
xis ausgeübt werden können (siehe unter II.). Ob an 
der unterschiedlichen Behandlung bei der Umdeu-
tung von auf eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
oder eine Partnerschaftsgesellschaft lautenden Be-
schlüssen über die Bestellung als gesetzlicher Ab-
schlussprüfer weiter festgehalten werden kann, ist 
fraglich, insbesondere wenn der Gesellschafter einer 
Gesellschaft bürgerlichen Recht seinen Beruf nicht 
mehr zugleich auch in eigener Praxis ausübt.

Letztlich wirft die offene Formulierung von § 44 b 
Abs. 1 WPO, nach der WP/vBP ihren Beruf in Per-
sonengesellschaften gemeinsam ausüben dürfen, die 
Frage auf, ob hiervon – neben der Tätigkeit als Ge-
sellschafter einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
oder einer Partnerschaftsgesellschaft – auch die Tä-
tigkeit als Gesellschafter einer offenen Handelsge-
sellschaft oder einer Kommanditgesellschaft jeweils 
ohne die Anerkennung als Berufsgesellschaft erfasst 
ist. Die Antwort auf diese Frage wird maßgeblich 
vom gesellschaftsrechtlichen Streit um die Freiberuf-
ler-OHG mitbestimmt werden (vgl. Henssler/Mark-
worth, NZG 2015, Seite 1 ff.)

IV. Ausnahmegenehmigung für vergleich-
bare Tätigkeiten

Weitere Veränderung kann das Berufsbild durch die 
Öffnung für bisher mit dem Beruf unvereinbare Tä-
tigkeiten erfahren. 

Bisher waren Wirtschaftsprüfern gewerbliche Tä-
tigkeiten, außerberufliche Anstellungsverhältnis-
se und Beamtenverhältnisse ausnahmslos verboten. 
Gerechtfertigt wurde diese Beschränkung der Berufs-
freiheit mit dem Schutz des Vertrauens in die Un-
abhängigkeit und Eigenverantwortlichkeit der Be-
rufsangehörigen, insbesondere bei der dem Beruf 
als Vorbehaltsaufgabe übertragenen Durchführung 
gesetzlicher Abschlussprüfungen. Wollte ein WP/
vBP eine solche verbotene Tätigkeit wahrnehmen, 
blieb ihm bisher nur die Beurlaubung. Während ei-
ner Beurlaubung darf ein WP/vBP aber seine Berufs-
bezeichnung nicht führen und den Beruf nicht aus-
üben. 

Seit dem 17. Juni 2016 kann die Wirtschaftsprü-
ferkammer Wirtschaftsprüfern auf Antrag genehmi-
gen, eine unvereinbare Tätigkeit auszuüben, wenn 
diese 
1. einer originären Tätigkeiten oder einer mit dem 

Beruf vereinbaren Tätigkeit vergleichbar ist und
2. durch die Tätigkeit das Vertrauen in die Einhaltung 

der Berufspflichten nicht gefährdet werden kann.

Die unvereinbare Tätigkeit muss dabei einer beruf-
lichen Tätigkeit nach Inhalt und Form vergleichbar 
sein (BT-Drucks. 18/6282, Seite 74). Die inhaltli-
che und die formale Vergleichbarkeit sind getrennt 
voneinander zu prüfen. Dabei bedarf es für die Ver-
gleichbarkeit insgesamt jeweils eines Mindestmaßes 
an Vergleichbarkeit. 

Für die formale Vergleichbarkeit sind sowohl die 
Organisationsformen des Arbeitgebers als auch die 
dahinterliegenden Strukturen des außerberuflichen 
Arbeitgebers zu berücksichtigen. Ausgeschlossen 
ist nach der Gesetzesbegründung eine Genehmigung 
für die Tätigkeit eines sogenannten Syndikus-Wirt-
schaftsprüfers, zum Beispiel als Leiter des Rech-
nungswesens eines gewerblichen Unternehmens. 

Eine inhaltliche Vergleichbarkeit besteht, wenn 
die Tätigkeit durch praktische berufliche Aufgaben 
im Sinne des § 2 WPO geprägt wird. Ist eine Tätig-
keit formal oder inhaltlich nicht vergleichbar, schei-
det die Vergleichbarkeit insgesamt aus. 

Zugleich muss aber auch insgesamt ein Mindest-
maß an Vergleichbarkeit gegeben sein.

Für die Beurteilung der Gefährdung von Berufs-
pflichten lässt sich kein genereller abstrakter Maß-
stab festlegen. Tatsächlich begründen Tätigkeiten in 
öffentlich-rechtlichen Einrichtungen – zumindest im 
Bereich der Aufsicht – tendenziell wohl weniger den 
Anschein einer Gefährdung von Berufspflichten als 
Tätigkeiten in zivilrechtlichen Einrichtungen. Die 
WPK lässt sich in jedem Fall von außerberuflichen 
Arbeitgebern eines WP/vBP bestätigen, dass die Be-
rufspflichten der WP/vBP bei der Ausübung des Di-
rektionsrechts gewahrt werden.

Genehmigungsfähig sind vor diesem Hintergrund 
zum Beispiel Tätigkeiten als,
• Prüfer beim Bundes- oder Landesrechnungshof 

oder einer kommunalen Prüfungseinrichtung,
• Leiter Rechnungswesen einer Steuerberaterkammer,
• Prüfer bei einer ausländischen Finanzmarktaufsicht,
• Geschäftsführer einer Gesellschaft zur Fortbildung 

des Berufsstandes, die die zentralen Anerkennungs-
voraussetzungen als Berufsgesellschaft erfüllt,

• Angestellter einer Rechtsanwalts- oder Steuerbera-
tersozietät.
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Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen 
verbunden werden. Insbesondere kommt eine Befris-
tung in Betracht, wenn die genehmigte unvereinbare 
Tätigkeit weniger berufsnah ist und hinter der origi-
nären Berufsausübung vollständig zurücktritt. Da-
mit soll der Gleichklang mit der Wiederbestellung 
gewahrt bleiben, die nach mehrjähriger außerberuf-
licher Tätigkeit unter Umständen von der Ablegung 
einer Prüfung abhängig sein kann.

Anders als bei der Beurlaubung setzt die Ausnah-
megenehmigung voraus, dass der Antragsteller sei-
nen Beruf weiterhin in einer originären Form der 
Berufsausübung, also in eigener Praxis (dann mit ei-
gener Berufshaftpflichtversicherung) oder im Anstel-
lungsverhältnis bei einem WP/vBP oder einer Prü-
fungsgesellschaft ausüben kann.

Weitere Einzelheiten zur Ausnahmegenehmigung 
für vergleichbare Tätigkeiten mit Verfahrenshinwei-
sen und einzelnen Beispielen hat die WPK in einem 
Merkblatt zusammengefasst.

tung. Für WP/vBP knüpft die Versicherungspflicht 
nicht mehr an die in der WPO nicht definierte selbst-
ständige Tätigkeit an, einem insgesamt wenig kon-
turierten Begriff, sondern unmissverständlich an die 
in der WPO definierte Art der beruflichen Tätigkeit. 
Versicherungspflichtig sind sämtliche Tätigkeiten 
nach § 43 a Abs. 1 Nr. 1 WPO.

Versicherungspflichtig sind damit Wirtschafts-
prüfer
• in eigener Praxis und 
• in gemeinsamer Berufsausübung in einer Perso-

nengesellschaft (§ 44 b WPO), also
 ◗ als (Schein-)Gesellschafter einer Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts, die nicht als Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft anerkannt ist;

 ◗ als (Schein-)Partner einer Partnerschaft, die we-
der als Berufsgesellschaft (also als WPG, BPG, 
StBG oder RAG) anerkannt noch in ihrer Berufs-
haftung beschränkt ist (sogenannte einfache Part-
nerschaft);

 ◗ als (Schein-)Gesellschafter einer Personenhan-
delsgesellschaft, die nicht als Berufsgesellschaft 
(also WPG, StBG oder RAG) anerkannt ist, und 

 ◗ als (Schein-)Gesellschafter einer ausländischen 
Personengesellschaft (zum Beispiel LLP, LLC).

Die Versicherungspflicht entfällt, wenn die Perso-
nengesellschaft als anerkannte Berufsgesellschaft 
oder als Partnerschaft mit beschränkter Berufshaf-
tung selbst versicherungspflichtig ist. Die Versiche-
rungspflicht entfällt jedoch nicht bei einer Tätigkeit 
als Partner einer einfachen Partnerschaft, welche 

RA FAVerwR Dr. Peter 
Uhlmann LL.M. ist Leiter 
der Mitglieder- und Bei-
tragsabteilung der WPK.

WP/StB Dipl.-Ökon.  
Andreas Dörschell ist 
Mitglied des Vorstandes 
der WPK und Vorsitzender 
der Vorstandsabteilung  
Bestellungen und Widerruf, 
Register- und Beitragsan-
gelegenheiten der WPK.

V. Beurlaubung

Neue Möglichkeiten und mehr Flexibilität ergeben 
sich auch bei der Beurlaubung. Diese kann nicht 
mehr wie bisher nur für maximal drei Jahre, son-
dern für nunmehr insgesamt fünf Jahre gewährt wer-
den. Darüber hinaus kann die Beurlaubung seit dem 
17. Juni 2016 auch dazu dienen, sich vorübergehend 
aus familiären Gründen, etwa für die Kindererzie-
hung, die Pflege von Angehörigen oder bei einer nur 
zeitweisen Berufsunfähigkeit, aus der aktiven Be-
rufstätigkeit zurückziehen zu können (BT-Drucks. 
18/6282, Seite 75).

Weitere Einzelheiten zur Beurlaubung mit Ver-
fahrenshinweisen und einem Antragsformular hat 
die WPK in einem Merkblatt zusammengefasst. 

www.wpk.de/service-center/berufsregister/ausnahmegenehmigung/

www.wpk.de/service-center/berufsregister/beurlaubung/

VI. Berufshaftpflichtversicherung

§ 54 WPO, der die Versicherungspflicht regelt, wur-
de durch das APAReG vollständig neu gefasst. In-
haltlich unverändert ist die Versicherungspflicht 
für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Partner-
schaftsgesellschaften mit beschränkter Berufshaf-
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bei Beteiligung von Steuerberatern nach § 51 DVStB 
selbst versicherungspflichtig ist. Die Einhaltung die-
ser Versicherungspflicht ist – anders als bei einer an-
erkannten Steuerberatungsgesellschaft – nicht un-
mittelbar durch Vorschriften über den Widerruf der 
Anerkennung sichergestellt.

Weiter hat der Gesetzgeber eine Vielzahl von Re-
gelungen aus der durch das Berufsaufsichtsreformge-
setz bereits im Jahr 2007 aufgehobenen Wirtschafts-
prüfer-Berufshaftpflichtversicherungsverordnung 
(WPBHV) in die Wirtschaftsprüferordnung über-
nommen. Andere Regelungen der WPBHV wurden 
in die Berufssatzung überführt (siehe Tabelle).

VII. Praxis, berufliche Niederlassung, 
Hauptniederlassung und Zweignieder-
lassung

1. Praxis

Der Begriff der Praxis wird in der WPO vorausgesetzt 
und nicht definiert. Aus einer Gesamtschau aller 
Praxis-bezogenen Vorschriften in der WPO und dem 
Satzungswerk der WPK folgt, dass unter Praxis eine 
wirtschaftliche und rechtliche Organisationseinheit 
zu verstehen ist, aus der Berufsangehörige ihre be-
ruflichen Aufgaben nach § 2 WPO im Einklang mit 
dem Berufsrecht heraus ausüben können. Dies kann 
zum Beispiel eine eigene Praxis, eine Partnerschaft, 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Rechts-
anwaltsgesellschaft, ein genossenschaftlicher Prü-
fungsverband oder auch die WPK sein. 

Wird ein WP/vBP als Einzelunternehmen im ei-
genen Namen, auf eigene Rechnung und auf eige-
nes Risiko tätig, übt er seinen Beruf in eigener Pra-
xis aus. 

Wird ein WP/vBP als Partner, Sozius, gesetzli-
cher Vertreter, Angestellter usw. unter fremden Na-
men, auf fremde Rechnung und fremdes Risiko, zum 
Beispiel aus einer Partnerschaft oder einer Berufsge-
sellschaft heraus tätig, übt er seinen Beruf nicht aus 
seiner eigenen Praxis heraus, sondern aus einer an-
deren Praxis heraus aus.

Übt ein WP/vBP seinen Beruf nicht (mehr) aus ei-
ner fremden Praxis heraus und auch nicht aktiv als 
Einzelunternehmen aus seiner eigenen Praxis heraus 
aus, etwa weil er sich aus dem aktiven Berufsleben 
vorübergehend oder endgültig zurückgezogen hat, 
ohne auf die Bestellung zu verzichten, gilt er den-
noch mit allen Rechten und Pflichten, insbesondere 
der Versicherungspflicht, als in eigener Praxis tätig 
(sogenannte Formalpraxis).

Regelung in der WPBHV (alt) Regelung in der WPO/der  
Berufssatzung (BS) (neu)

Tätigkeit i. § 1 Abs. 1 –  
Versicherungsplicht 

§ 54 Abs. 1 WPO – inhaltlich 
teilw. verändert

§ 1 Abs. 2 – BHV bei inländ.  
Versicherer

§ 23 Abs. 1 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 1 Abs. 3 – BHV bei ausländ. 
Versicherer

§ 23 Abs. 2 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 1 Abs. 4 – Nachweispflichten 
bei ausländ. Versicherer

§ 23 Abs. 3 BS – inhaltlich teilw. 
verändert

§ 2 Abs. 1 – Mindest-
versicherungssumme

§ 54 Abs. 4 Satz 1 WPO –  
inhaltlich unverändert

§ 2 Abs. 2 – Selbstbehalt § 54 Abs. 4 Satz 2 WPO –  
inhaltlich unverändert

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 – Vertragsinhalt 
– keine Maximierung

§ 54 Abs. 2 Satz 1 – inhaltlich 
unverändert

§ 3 Abs. 1 Nr. 2 – Vertragsinhalt 
– Berufs-/Tätigkeitsverbote

§ 24 Nr. 1 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 3 Abs. 1 Nr. 3 – Vertragsinhalt 
– Auslandsrisiko in DM

§ 24 Nr. 2 BS – jetzt Auslands-
risiko in Euro

§ 3 Abs. 2 – Begrenzungen des 
Versicherungsschutzes

§ 54 Abs. 2 Satz 2 WPO –  
inhaltlich teilw. verändert

§ 4 Abs. 1 – Versicherungs-
ausschlüsse nach Ansprüchen

§ 54 Abs. 3 Nr. 1- 3 – inhaltlich 
unverändert

§ 4 Abs. 2 – Versicherungs-
ausschlüsse Ausland

§ 54 Abs. 3 Nr. 4 – inhaltlich  
unverändert

§ 5 Abs. 1 – Nachweis BHV bei 
Bestellung

§ 25 Abs. 1 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 5 Abs. 2 – Nachweis BHV bei 
Anerkennung

§ 25 Abs. 2 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 6 – Anzeigepflichten des  
Versicherers

§ 26 Abs. 3 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 7 – Überwachungspflicht der 
WPK

ersatzlos gestrichen – die Über-
wachungspflicht ist gesetzlicher  
Auftrag der WPK aus §§ 20 
Abs. 2 Nr. 4, 34 Abs. 1 Nr. 2 WPO

§ 7a Abs. 1 – Nachweisverfahren 
zu § 44 b Abs. 4 WPO

§ 26 Abs. 2 Satz 1 WPO –  
inhaltlich unverändert

§ 7a Abs. 2 – Nachweisverfahren 
zu § 44 b Abs. 4 WPO

§ 26 Abs. 2 Satz 2 WPO –  
inhaltlich unverändert

§ 7a Abs. 3 – Verpflichtung des 
Versicherers

§ 26 Abs. 3 BS – inhaltlich  
unverändert

§ 8 – entsprechende Geltung 
für vBP

für Regelungen in BS – BS 
spricht immer von WP/vBP
für WPO – § 130 Abs. 1 WPO

§ 9 – Übergangsregelung für 
1999

ersatzlos entfallen

§ 10 – Inkrafttreten, Außerkraft-
treten

ersatzlos entfallen
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2. Berufliche Niederlassung 

Jeder WP/vBP muss eine berufliche Niederlassung 
unterhalten (§ 3 Abs. 1 Satz 1 WPO). An dieser muss 
er, wie sich aus § 38 Nr. 1 c) WPO („… Begründung 
der beruflichen Niederlassung, deren Anschrift …“) 
ergibt, zumindest postalisch erreichbar sein.

Berufliche Niederlassung und Berufsausübung 
werden für WP/vBP durch § 3 Abs. 1 Satz 2 WPO 
verknüpft. Danach ist die berufliche Niederlassung 
eines WP/vBP die Praxis, von der aus er seinen Be-
ruf überwiegend ausübt. Übt ein WP/vBP seinen Be-
ruf in mehreren Praxen aus – zum Beispiel in eigener 
Praxis, als gesetzlicher Vertreter oder Angestellter in 
einer WPG und in der WPK – muss er sich zu sei-
ner beruflichen Niederlassung erklären. Dabei ist zu 
beachten, dass WP/vBP, die auch in eigener Praxis 
tätig sind, bei der Wahl des Ortes ihrer beruflichen 
Niederlassung beschränkt sind. Wie der Vergleich zu 
§ 28 Abs. 1 Satz 4 WPO und § 47 Satz 1 WPO zeigt, 
muss der Inhaber einer eigenen Praxis seine berufli-
che Niederlassung am Ort, das heißt der politischen 
Gemeinde seiner eigenen Praxis haben, um die Ein-
haltung der Berufspflichten bei der Berufsausübung 
sicherzustellen. 

3. Hauptniederlassung

Für WPG/BPG tritt an die Stelle der beruflichen Nie-
derlassung die Hauptniederlassung. 

Jede WPG/BPG muss eine Hauptniederlassung 
unterhalten, an der sie für Mandanten und Dritte 
erreichbar ist [§ 38 Nr. 2 c) WPO „… Anschrift der 
Hauptniederlassung, Kontaktmöglichkeiten …“].

Hauptniederlassung und Berufsausübung werden 
für WPG/BPG miteinander durch § 3 Abs. 2 WPO ver-
bunden. Die Hauptniederlassung einer WPG/BPG ist 
der Verwaltungssitz der Gesellschaft. Verwaltungs-
sitz ist der Ort, von dem aus ständig und tatsächlich 
die Geschäfte der Gesellschaft geführt werden, WPG/
BPG also bei der Berufsausübung verantwortlich ge-
führt werden. Der Verwaltungssitz muss nicht mit 
dem Satzungssitz identisch sein. Der Verwaltungs-
sitz ergibt sich selbst nicht aus dem Handelsregister, 
stimmt aber im Zweifel mit der in das Handelsregis-
ter eingetragenen inländischen Geschäftsanschrift 
überein.

4. Zweigniederlassung

Hervorzuheben ist, dass jede eigene Praxis und jede 
WPG/BPG mindestens einen kontakt- und publikums-
fähigen Standort, namentlich die berufliche Niederlas-

sung des Praxisinhabers beziehungsweise die Haupt-
niederlassung, unterhalten muss. Das gilt auch für die 
oben genannte sogenannte Formal praxis. Hintergrund 
sind die auftraggeberorientierten Dienstleistungsauf-
gaben des Berufs, die eine Berufsausübung ohne tat-
sächliche Erreichbarkeit im Grunde ausschließen.

Daneben kann jede eigene Praxis und jede WPG/
BPG noch weitere berufliche Standorte unterhalten. 
Der sehr formale Ansatz in der Berufssatzung, jede 
Kundmachung einer beruflichen Anschrift würde 
eine beitragspflichtige Niederlassung, eine Zweig-
niederlassung oder gegebenenfalls eine weitere be-
rufliche Anschrift begründen (§ 19 Abs. 1 BS WP/
vBP a. F.), wurde bei der Neufassung der Berufssat-
zung ersatzlos gestrichen.

Die weiteren beruflichen Standorte sind zu unter-
scheiden in selbstständige Standorte (Zweignieder-
lassungen) und unselbstständige Standorte: 
• Zweigniederlassungen müssen jeweils von we-

nigstens einem Berufsangehörigen oder EU oder 
EWR-Abschlussprüfer geleitet werden, der seine 
berufliche Niederlassung am Ort (politische Ge-
meinde) der Zweigniederlassung hat (§ 47 Satz 1 
WPO). Zweigniederlassung ist ein Standort daher 
dann, wenn er aufgrund seiner Lage, der wahrge-
nommenen Aufgaben oder der Praxisorganisation 
nicht durch den Praxisinhaber beziehungsweise 
einen Berufsangehörigen am Ort der Hauptnie-
derlassung einer WPG/BPG verantwortlich mitge-
führt, das heißt einheitlich geleitet werden kann, 
sondern der weitere berufliche Standort einer ei-
genen Leitung durch einen Berufsangehörigen vor 
Ort bedarf. Zweigniederlassungen sind ungeachtet 
ihrer Organisation auch solche Standorte, die aus-
drücklich als Zweigniederlassung kundgemacht 
werden. Dies gilt ausnahmsweise nicht, wenn sich 
die Kundmachung eines Standortes als Zweignie-
derlassung bei einer WPG/BPG auf die Eintragung 
als (handelsrechtliche) Zweigniederlassung in das 
Handelsregister beschränkt und die Gesellschaft, 
zum Beispiel durch die Bezeichnung als „weiteres 
Büro“, klarstellt, dass es sich berufsrechtlich um 
einen unselbstständigen Standort handelt.

• Unselbstständige Standorte (zum Beispiel das Büro 
im Nachbarort oder das repräsentativere Büro in 
der Innenstadt) können sowohl aus der beruflichen 
Niederlassung des Praxisinhabers beziehungswei-
se dem Hauptsitz einer WPG/BPG als auch aus ei-
ner Zweigniederlassung heraus verantwortlich 
mitgeführt, das heißt einheitlich geleitet werden.

Für die Abgrenzung von selbstständigen und un-
selbstständigen Standorten entwickelt die WPK der-
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zeit geeignete Kriterien. Maßgeblich muss dabei sein, 
ob der jeweilige Standort wegen der wahrgenomme-
nen Aufgabe, seiner Größe (Zahl der Monate, Zahl 
der [berufsangehörigen] Mitarbeiter) seiner Organi-
sation oder seiner Lage der Leitung durch einen Be-
rufsangehörigen vor Ort bedarf. 

VIII. Rechtsformöffnung für WPG/BPG

Durch die Neufassung von § 27 Abs. 1 WPO kön-
nen nun alle Gesellschaften in europäischen, deut-
schen oder in einem Mitgliedstaats der Europäischen 
Union oder eines Vertragsstaats des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelasse-
nen Rechtsformen als WPG/BPG anerkannt werden. 

Möglich wird damit etwa eine GbR WPG nach deut-
schem Recht oder eine S.A.R.L. WPG nach französi-
schem Recht.

Aber auch ohne die Anerkennung als WPG/BPG 
darf eine in ihrem Heimatland als EU- oder EWR-Ab-
schlussprüfungsgesellschaft anerkannte Gesellschaft, 
in Deutschland gesetzliche Abschlussprüfungen nur 
dann durchführen, wenn sie im Berufsregister regis-
triert ist und der WPK die Tätigkeit als Abschluss-
prüfer angezeigt hat (§ 131 ff. WPO).

WPK-Service Center www.wpk.de/service-center/

Im Service Center stehen unseren Mitgliedern Formulare, Muster und Merkblätter zu den  
Themenbereichen Berufsregister, Qualitätskontrolle und Sonstiges zur Verfügung.

BERUFSREGISTER
• Änderungsmitteilungen zum Berufsregister
• Anzeige der Aufnahme der Tätigkeit als gesetzlicher  

Abschlussprüfer
• Ausnahmegenehmigung für die Tätigkeit als gesetzlicher  

Vertreter einer WPG
• Ausnahmegenehmigung für eine unvereinbare Tätigkeit
• Berufshaftpflichtversicherung (BHV)
• Bestellung/Wiederbestellung
• Beurlaubung
• Entsendung ins Ausland
• Erteilung einer Bescheinigung
• Gründung von Berufsgesellschaften
• Kontaktdaten/Netzwerk
• Mitgliedschaft in einem Netzwerk
• Notgeschäftsführung
• Trennung der Berufe
• Verzicht auf die Bestellung
• Weiterführung der Berufsbezeichnung
• Widerspruch Veröffentlichung/Weitergabe von Daten
• Zugehörigkeit zu einem ausländischen Prüferberuf

QUALITÄTSKONTROLLE
• Anbieter von Fortbildungsveranstaltungen
• Anzeige der Aufnahme der Tätigkeit als gesetzlicher  

Abschlussprüfer
• Beispiele für Mängel des Qualitätssicherungssystems
• Fortbildungsnachweis
• Hinweise der Kommission für Qualitätskontrolle
• Mitteilung nach § 14 Satzung für Qualitätskontrolle
• Registrierungsverfahren
• Unabhängigkeitsbestätigung

SONSTIGES
• Bezug WPK Magazin und Jahresbericht als PDF
• Logo der WPK
• SEPA-Lastschriftverfahren
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Der Aufsatz als PDF:

http://www.wpk.de/service-center/


Änderungen in der Berufsaufsicht
WP/RA Dr. Hans-Friedrich Gelhausen, WP/StB/RA/CPA Dipl.-Kfm.  
Rudolf Krauß

Die europäischen Vorgaben machten Änderungen 
im deutschen System der öffentlichen Aufsicht über 
Abschlussprüfer notwendig, die durch das APAReG 
umgesetzt wurden. Die Autoren erläutern die Neu-
erungen in der Berufsaufsicht, die auch eine Ver-
einheitlichung und Ausweitung des (gerichtlichen) 
Rechtsschutzes der Berufsangehörigen umfassen. 

 I. Vorbemerkungen
 II.  Änderungen in der Zuständigkeit
  1. Abschlussprüfungen bei Unternehmen von  
   öffentlichem Interesse
   a) APAS als „zuständige Behörde“
   b) Anlassbezogene Ermittlungen
   c) Inspektionen
   d) Erweiterung des Kreises der Unternehmen von  
    öffentlichem Interesse
  2. Fälle schwerer Schuld
 III. Berufsaufsichtliche Ermittlungen, Informationsaustausch  
  mit anderen Stellen
  1. Berufsaufsichtliche Ermittlungen
   a) Erweiterte Mitwirkungspflicht des  
    Qualitätskontrollprüfers
   b) Abschaffung der sogenannten Firewall
   c) Verwertung der Ermittlungsergebnisse in anderen  
    Aufsichtsverfahren
   d) Unterrichtung der Staatsanwaltschaft

  2. Zusätzliche Ermittlungsmöglichkeiten der APAS
   a) Auskunftspflicht von Nichtkammerangehörigen
   b) Informationsaustausch mit anderen Stellen
  3. Unterrichtung des Arbeitgebers
 IV. Präventive und repressive Maßnahmen der Berufsaufsicht
  1. Berufsaufsichtliche Maßnahmen
   a) Erweiterung des Maßnahmenkatalogs
   b) Konkretisierende Vorschriften zur Sanktionsfindung
  2. Vorläufige Untersagungsverfügung
  3. Präventive Maßnahmen der APAS
  4. Berufsaufsichtliche Maßnahmen gegen Berufs- 
   gesellschaften
 V. Bekanntmachung von Maßnahmen, Unterrichtung des  
  Beschwerdeführers
  1. Veröffentlichung berufsaufsichtlicher Maßnahmen im  
   Internet
  2. Zusätzliche Veröffentlichungs- und Mitteilungs- 
   pflichten der APAS
  3. Unterrichtung des Beschwerdeführers
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I. Vorbemerkungen

Aufgrund entsprechender Vorgaben in der EU-Ab-
schlussprüferrichtlinie1 (EU-RL) und der EU-Ab-
schlussprüferverordnung2 (EU-VO) wurden Än-
derungen im deutschen System der öffentlichen 
Aufsicht über Abschlussprüfer notwendig. Dies 
betrifft insbesondere die Einrichtung einer eigen-
ständigen, berufsstandsunabhängigen Aufsicht für 
Abschlussprüfungen bei Unternehmen von öffentli-
chem Interesse sowie auch einige inhaltliche Ände-
rungen wie die Möglichkeit, im Falle von Verstößen 
neben den verantwortlichen natürlichen Personen 
auch Berufsgesellschaften zu sanktionieren, und die 
Pflicht von Wirtschaftsprüferkammer (WPK) und 
Abschlussprüferaufsichtsstelle, unanfechtbare be-
rufsaufsichtliche Maßnahmen im Internet zu veröf-
fentlichen. Diese Vorgaben wurden durch das Ab-
schlussprüferaufsichtsreformgesetz3 (APAReG) mit 
Wirkung zum 17. Juni 2016 umgesetzt. In diesem Zu-
sammenhang hat der Gesetzgeber den (gerichtlichen) 
Rechtsschutz der Berufsangehörigen vereinheitlicht 
und ausgeweitet. 

II. Änderungen in der Zuständigkeit

Zentraler Punkt des APAReG ist die Einrichtung der 
Abschlussprüferaufsichtsstelle (APAS) als eigen-
ständige, vom Berufsstand unabhängige Behörde. 
Die APAS führt die öffentliche fachbezogene Auf-
sicht über die WPK (§ 66 a Abs. 1 Satz 1 WPO). Au-
ßerdem ist sie nach § 66 a Abs. 6 WPO (erstverant-
wortlich) zuständig für die Berufsaufsicht in Bezug 
auf gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen 
bei Unternehmen von öffentlichem Interesse nach 
§ 319 a Abs. 1 Satz 1 HGB. 

Eine weitere wesentliche Änderung betrifft die 
Zuständigkeit für berufsaufsichtliche Ermittlungen 

und Maßnahmen in den Fällen schwerer Schuld; 
hierfür waren bisher die Generalstaatsanwaltschaft 
(GStA) und die Berufsgerichte primär zuständig. 
Nunmehr liegen auch diese Fälle zunächst in der Zu-
ständigkeit der WPK oder (für § 319 a HGB-Prüfun-
gen) der APAS. Die Berufsgerichte werden nur noch 
dann befasst, wenn ein Berufsangehöriger (oder eine 
Berufsgesellschaft) die gerichtliche Überprüfung ei-
ner von der WPK oder der APAS verhängten berufs-
aufsichtlichen Maßnahme begehrt und einen ent-
sprechenden Antrag stellt (§§ 71 a ff. WPO).

1. Abschlussprüfungen bei Unternehmen von 
öffentlichem Interesse

Die ausschließliche und unmittelbare Zuständigkeit 
für Ermittlungen bei Berufsangehörigen und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften, die gesetzlich vorge-
schriebene Abschlussprüfungen bei Unternehmen 
von öffentlichem Interesse nach § 319 a Abs. 1 Satz 1 
HGB durchgeführt haben, wurde durch das APAReG 
auf die APAS übertragen. Dies gilt sowohl für anlass-
bezogene Ermittlungen bei Vorliegen eines Anfangs-
verdachts als auch für Ermittlungen, die ohne beson-
deren Anlass durchgeführt werden (Inspektionen).

Bisher war die WPK uneingeschränkt für alle an-
lassbezogen und anlassunabhängigen berufsaufsicht-
lichen Ermittlungen zuständig. Nach § 61 a Satz 1 
WPO i. d. F. des APAReG ist sie dies nur noch „un-
beschadet des § 66 a“ WPO, das heißt soweit nicht 
die APAS zuständig ist. Dort sind in § 66 a Abs. 6 
Satz 1 WPO nunmehr eigene Ermittlungszuständig-
keiten der „Abschlussprüferaufsicht“ (so die unver-
änderte Überschrift des § 66 a WPO) geregelt. Über 
die Verhängung entsprechender Sanktionen wird 
ebenfalls von der APAS entschieden (§ 66 a Abs. 6 
Satz 3 WPO). Die Zuständigkeit der Abschlussprü-
feraufsichtskommission (APAK) war demgegenüber 
ausschließlich auf die Fachaufsicht beschränkt. 

Hervorzuheben ist, dass sich die Zuständigkeit 
der APAS nur auf solche Sachverhalte bezieht, die 
sich bei der Prüfung von Unternehmen von öffentli-
chem Interesse ergeben haben. Für andere Prüfungen 
von Praxen, die sowohl Unternehmen von öffentli-

 VI. Vereinheitlichung des Rechtsweges und Ausweitung des  
  Rechtsschutzes
  1. Mehrstufige (außergerichtliche und gerichtliche)  
   Überprüfung möglich
  2. Kostenerstattung bei erfolgreichem Einspruch
 VII. Änderungen im berufsgerichtlichen Verfahren
  1. Sachentscheidung nach mündlicher Verhandlung
  2. Verfahrenseinstellung aus Opportunitätsgründen nur  
   mit Zustimmung der APAS
 VIII. Ausblick

1	 Richtlinie	2014/56/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	16.	April	2014	zur	
Änderung	der	Richtlinie	2006/43/EG	über	Abschlussprüfungen	von	Jahresabschlüssen	und	
konsolidierten	Abschlüssen.

2	 Verordnung	(EU)	Nr.	537/2014	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	16.	April	
2014	über	spezifische	Anforderungen	an	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	
öffentlichem	Interesse	und	zur	Aufhebung	des	Beschlusses	2005/909/EG	der	Kommission.

3	 Gesetz	zur	Umsetzung	der	aufsichts-	und	berufsrechtlichen	Regelungen	der	Richtlinie	
2014/56/EU	sowie	zur	Ausführung	der	entsprechenden	Vorgaben	der	Verordnung	(EU)	
Nr.	537/2014	im	Hinblick	auf	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	öffentlichem	
Interesse.
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chem Interesse als auch andere Unternehmen prü-
fen, und für die Aufsicht über sonstige Berufspflich-
ten ist weiterhin die WPK zuständig.

a) APAS als „zuständige Behörde“
Grund für die Errichtung der APAS ist, dass die 
WPK als Berufsorganisation nach den Vorgaben der 
EU nicht als für die öffentliche Aufsicht „zuständi-
ge Behörde“ benannt werden kann (vgl. Art. 32 EU-
RL sowie Art. 20, 21 EU-VO) und für die Aufsicht 
über Abschlussprüfungen bei Unternehmen von öf-
fentlichem Interesse – anders als für den übrigen Be-
reich der Aufsicht über Abschlussprüfer (vgl. Art. 32 
Abs. 4 b EU-RL) – auch keine Übertragung auf eine 
andere Stelle möglich ist (vgl. Art. 24 Abs. 1 EU-VO). 
Die bisherige (Erst-)Zuständigkeit der WPK auch für 
diesen Bereich konnte somit nicht aufrechterhalten 
werden.

b) Anlassbezogene Ermittlungen
Für die anlassbezogene Berufsaufsicht bedeutet dies, 
dass Verdachtsmomente in Bezug auf Abschlussprü-
fungen bei Unternehmen von öffentlichem Interes-
se, die sich aus den – bisher nach § 61 a Satz 2 Nr. 2 
WPO a. F. und jetzt nach Art. 26 EU-VO durchzufüh-
renden – Inspektionen oder sonstigen Umständen 
ergeben, nicht mehr von der WPK, sondern von der 
APAS aufzugreifen sind (§ 66 a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 
WPO). Solche sonstigen Umstände können etwa 
Presseberichte über mögliche Bilanzmanipulationen 
oder -berichtigungen sowie Beschwerden sein. Eben-
so in die Zuständigkeit der APAS fallen ausdrück-
lich anlassbezogene Ermittlungen, welche aufgrund 
von Mitteilungen der DPR oder der BaFin aus dem 
sogenannten Enforcement-Verfahren einzuleiten 
sind (§ 66 a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 WPO). Des Weiteren 
können Mitteilungen anderer nationaler oder inter-
nationaler Stellen Anlass für die Einleitung eines Be-
rufsaufsichtsverfahrens sein (ebenda). Als Hinweis-
geber kommen hier Staatsanwaltschaften, Gerichte 
oder die BaFin (in ihrer Funktion als Banken- oder 
Versicherungsaufsicht4) sowie ausländische Prüfer-
aufsichten in Betracht. Auch in diesen Fällen wird 
künftig die APAS tätig, soweit es um Abschlussprü-
fungen bei Unternehmen von öffentlichem Interesse 
geht.

c) Inspektionen
Eine weitere wesentliche Zuständigkeitsverschie-
bung ist in Bezug auf die anlassunabhängigen Er-
mittlungen (Inspektionen) erfolgt. Schon bisher wur-
den die anlassunabhängigen Sonderuntersuchungen 
(§ 61 a Satz 2 Nr. 2 WPO a. F.) nach den operativen 

Vorgaben der Abschlussprüferaufsichtskommission 
durchgeführt. In § 66 a Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 WPO ist 
nun die unmittelbare Zuständigkeit der öffentlichen 
Aufsicht (APAS) geregelt.

d) Erweiterung des Kreises der Unternehmen von  
öffentlichem Interesse
Parallel zu den Änderungen durch das APAReG 
wurde durch das Abschlussprüfungsreformgesetz5 
(AReG) der Kreis der von § 319 a Abs. 1 Satz 1 HGB 
erfassten Unternehmen von öffentlichem Interesse 
um bestimmte Kreditinstitute und Versicherungs-
unternehmen erweitert. Dadurch vergrößert sich die 
Zahl der Abschlussprüfer, die nunmehr – anlassbe-
zogen oder anlassunabhängig – unmittelbar der Auf-
sicht der APAS unterliegen.

2. Fälle schwerer Schuld

Die bisherige Zuständigkeit der Berufsgerichtsbar-
keit (GStA Berlin, Landgericht Berlin) für die Ver-
folgung und Ahndung von Fällen schwerer Schuld 
wurde aufgehoben und auf die WPK beziehungswei-
se die APAS übertragen. Diesen obliegt daher künftig 
die Untersuchung und Ahndung sämtlicher Berufs-
pflichtverletzungen in ihrem jeweiligen sachlichen 
Zuständigkeitsbereich. Ein berufsgerichtliches Ver-

4	 Aufgrund	einer	entsprechenden	Änderung	durch	das	Abschlussprüfungsreformgesetz	
(AReG,	siehe	Fn.	5)	sind	nun	auch	bestimmte	Kreditinstitute	und	Versicherungsunterneh-
men	von	der	Definition	des	§	319	a	Abs.	1	Satz	1	HGB	erfasst,	so	dass	auch	außerhalb	
des	sogenannten	Enforcement-Verfahrens	Hinweise	der	BaFin	denkbar	sind.

5	 Gesetz	zur	Umsetzung	der	prüfungsbezogenen	Regelungen	der	Richtlinie	2014/56/EU	
sowie	zur	Ausführung	der	entsprechenden	Vorgaben	der	Verordnung	(EU)	Nr.	537/2014	
im	Hinblick	auf	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	öffentlichem	Interesse,	in	Kraft	
getreten	am	17.	Juni	2016.

WP/StB/RA/CPA  
Dipl.-Kfm. Rudolf Krauß 
ist Leiter der Abteilung 
Berufsaufsicht der WPK.

WP/RA Dr. Hans-Friedrich 
Gelhausen ist Vizepräsi-
dent der WPK und Vorsit-
zender der Vorstandsab-
teilung Berufsaufsicht der 
WPK.
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fahren wird künftig nur noch eingeleitet, wenn ein 
Berufsangehöriger (oder eine Berufsgesellschaft) die 
gerichtliche Überprüfung einer von der WPK oder 
der APAS verhängten berufsaufsichtlichen Maßnah-
me begehrt und einen entsprechenden Antrag stellt 
(§§ 71 a ff. WPO, siehe unten).

III. Berufsaufsichtliche Ermittlungen, In-
formationsaustausch mit anderen Stellen

Die Ermittlungsmöglichkeiten der Berufsaufsicht 
wurden unter anderem durch den Wegfall der soge-
nannten Firewall erweitert. Für die APAS ist zudem 
ein Informationsaustausch mit anderen nationalen 
Aufsichtsstellen geregelt.

1. Berufsaufsichtliche Ermittlungen

Eine wesentliche Erkenntnisquelle für die Berufsauf-
sicht sind die Arbeitspapiere beziehungsweise Hand-
akten des Berufsangehörigen, insbesondere bei ge-
setzlichen Abschlussprüfungen (vgl. § 62 Abs. 1 und 
3 WPO). Insofern ist es zu begrüßen, dass die Doku-
mentationsanforderungen für gesetzliche Abschluss-
prüfungen gesetzlich präzisiert wurden und zugleich 
klargestellt wurde, dass alle Informationen und Un-
terlagen aufzubewahren sind, die zur Kon trol le der 
Einhaltung von Berufspflichten von Bedeutung sind 
(§ 51 b Abs. 5 WPO).

Neben dieser die Berufsaufsicht nur mittelbar be-
treffenden Neuregelung zur Hand- beziehungsweise 
Prüfungsakte haben sich für das berufsaufsichtliche 
Ermittlungsverfahren durch das APAReG vor allem 
Änderungen ergeben, die durch einen Wegfall von 
Informationsbeschaffungs- beziehungsweise Verwer-
tungsbeschränkungen gekennzeichnet sind.

a) Erweiterte Mitwirkungspflicht des Qualitätskontroll-
prüfers
Die bisher nur für gesetzliche Abschlussprüfungen 
vorgesehene Durchbrechung der Verschwiegenheits-
pflicht bei einem Vorlageverlangen der WPK gilt jetzt 
auch für den Qualitätskontrollprüfer (§ 62 Abs. 3 
Satz 2 WPO). Bei Verdacht einer nicht gewissenhaft 
durchgeführten Qualitätskontrollprüfung konnte be-
ziehungsweise musste sich dieser bisher – ganz oder 
teilweise – auf seine Verschwiegenheitspflicht beru-
fen, da die geprüfte Praxis in der Regel kein Inter-
esse daran hatte, ihn von dieser zu entbinden. Der 
Wegfall dieser Beschränkung dient – ebenso wie die 
neu eingeführte präventive Untersuchungsbefugnis 
der Kommission für Qualitätskontrolle (§ 57e Abs. 7 

WPO) – der Sicherung der Qualität des Qualitätskon-
trollverfahrens und damit auch der gesetzlichen Ab-
schlussprüfungen. Die durch beide Neuregelungen 
verstärkte Aufsicht über den Prüfer für Qualitäts-
kontrolle trägt letztlich der Tatsache Rechnung, dass 
der Qualitätskontrollprüfer eine staatliche Aufgabe 
im Rahmen der beruflichen Selbstverwaltung ausübt 
(vgl. RegBegr.6).

b) Abschaffung der sogenannten Firewall
Im Gesetzgebungsverfahren umstritten war die 
Aufhebung der sogenannten Firewall, die für Be-
rufspflichtverletzungen der geprüften Praxis (be-
ziehungsweise ihrer Kammerangehörigen), die im 
Qualitätskontrollverfahren festgestellt wurden, bis-
lang ein Verwertungsverbot in der Berufsaufsicht 
vorsah. Dies sollte die Bereitschaft der Praxen zur 
Mitwirkung an den Qualitätskontrollen fördern. 
Eine solche Beschränkung der Ermittlungs- bezie-
hungsweise Sanktionsmöglichkeiten lässt die EU-
RL nicht mehr zu (Art. 30 ff.). Demgemäß dürfen die 
im Rahmen des Qualitätskontrollverfahrens erteilten 
Auskünfte und übermittelten Unterlagen und Daten 
nunmehr ausdrücklich auch in anderen Aufsichts-
verfahren der WPK oder der APAS verwendet wer-
den (§ 57e Abs. 5 WPO). Ist die Einleitung eines Be-
rufsaufsichtsverfahrens in Betracht zu ziehen, hat 
die Kommission für Qualitätskontrolle den Vorstand 
der WPK entsprechend zu unterrichten (§ 57e Abs. 4 
WPO). 

c) Verwertung der Ermittlungsergebnisse in anderen  
Aufsichtsverfahren
Das Verwertungsverbot für Informationen aus der 
Berufsaufsicht wurde aufgehoben und durch die 
Klarstellung ersetzt, dass die Verwertung der in ei-
nem Aufsichtsverfahren gewonnenen Erkenntnisse 
in einem anderen Aufsichtsverfahren der WPK oder 
der APAS zulässig ist (§ 62 Abs. 5 WPO). Die bis-
herige – in Bezug auf andere Verfahren der WPK 
möglicherweise zu eng gefasste – Regelung sah da-
gegen ein striktes Verwertungsverbot für außerhalb 
der Berufsaufsicht über Wirtschaftsprüfer liegen-
de Zwecke vor. Dieses Verwertungsverbot galt im 
berufsgerichtlichen Verfahren entsprechend (§ 81 
WPO a. F.) und war nach der Abgabe eines Falles 
auch von der GStA Berlin zu beachten (§ 84 a Abs. 1 
Satz 3 WPO a. F.). Im Rahmen von Ermittlungen 
nach § 62 WPO gewonnene Erkenntnisse durften 
von der GStA Berlin daher nicht an die zuständi-
ge Staatsanwaltschaft weitergeleitet werden, selbst 

6	 BT-Drucks.	18/6282,	Seite	88.
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wenn sich aus ihnen der Verdacht einer Straftat er-
gab. Auch für Zivilprozesse oder Verfahren anderer 
Berufsgerichtsbarkeiten bestand das Verwertungs-
verbot, so dass entsprechende Anträge auf Akten-
einsicht oder Vernehmung von WPK-Mitarbeitern 
als Zeugen stets abzulehnen waren. Eine Geneh-
migung kam insoweit nicht in Betracht (vgl. § 64 
Abs. 2 und 3 WPO).

d) Unterrichtung der Staatsanwaltschaft
Stattdessen besteht nun für die WPK und die APAS 
eine ausdrückliche Pflicht, die Staatsanwaltschaft 
zu unterrichten, sofern ihnen Tatsachen zur Kennt-
nis gelangen, die den Verdacht begründen, dass Be-
rufsangehörige Straftaten im Zusammenhang mit der 
Berufsausübung begangen haben (§ 65 Abs. 1 WPO). 
Zwar war die WPK auch bisher schon zu einer sol-
chen Unterrichtung der GStA Berlin verpflichtet 
(§ 84 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WPO a. F.). Jedoch durf-
te die GStA diese Informationen wegen des auch für 
sie geltenden Verwertungsverbots (siehe oben) nur 
zur Einleitung eines berufsgerichtlichen Verfahrens 
verwenden. Eine Pflicht der Abschlussprüferauf-
sichts stelle(n), die Strafverfolgungsbehörden zu in-
formieren, ist auch europarechtlich vorgegeben, al-
lerdings nur für die Aufsicht über Unternehmen von 
öffentlichem Interesse (Art. 23 Abs. 3 Unterabs. 1 
Buchst. d EU-VO). So gesehen ist der deutsche Ge-
setzgeber „über das Ziel hinausgeschossen“. Eine be-
sondere praktische Relevanz dieser (zumindest ihrer 
Zielrichtung nach neuen) Unterrichtungspflicht ist 
jedoch nicht zu erwarten, da insbesondere in Bezug 
auf fachliche Fehler in aller Regel lediglich (gegebe-
nenfalls auch grobe) Fahrlässigkeit feststellbar ist, 
während berufsbezogene Straftaten eine vorsätzliche 
Begehung voraussetzen.

Zudem gilt im Berufsaufsichtsverfahren weiter-
hin der Grundsatz, dass ein Berufsangehöriger nicht 
verpflichtet ist, sich durch Auskünfte selbst zu be-
lasten.7 Durch den Wegfall des Verwertungsverbots 
erlangt dieser „nemo tenetur“-Grundsatz im Hin-
blick auf ein mögliches Strafverfahren wieder Be-
deutung.8

Die umgekehrte Unterrichtung durch die Staats-
anwaltschaft über Tatsachen, die den Verdacht einer 
Berufspflichtverletzung begründen, erfolgt zunächst 
einheitlich an die APAS, die diese Information, je 
nach Zuständigkeit, an die WPK weiterleitet (§ 65 
Abs. 2 WPO). Sofern das mitgeteilte Verhalten zu-
gleich einen Straftatbestand erfüllt und im Straf-
verfahren bereits sanktioniert wurde, ist – wie bis-
her – ein sogenannter berufsrechtlicher Überhang zu 
prüfen (§ 69 a Abs. 1 WPO).

2. Zusätzliche Ermittlungsmöglichkeiten der 
APAS

Gerechtfertigt durch das besondere öffentliche Inte-
resse an einer effektiven Prüferaufsicht hat der Ge-
setzgeber der APAS – den EU-Vorgaben folgend – zu-
sätzliche Ermittlungsmöglichkeiten eingeräumt.

a) Auskunftspflicht von Nichtkammerangehörigen
Sofern sich die Auskunft auf gesetzliche Abschluss-
prüfungen bei Unternehmen von öffentlichem Inte-
resse nach § 319 a Abs. 1 Satz 1 HGB bezieht, sind 
jetzt auch bestimmte Nichtkammerangehörige zur 
Auskunft verpflichtet (§ 64 Abs. 4 Satz 2 WPO). Die-
se Neuregelung ermöglicht es der APAS, sich ins-
besondere an das – nun zur Auskunft verpflichtete 
– geprüfte Unternehmen zu wenden, um aufzuklä-
ren, ob ein festgestellter Mangel bei der Prüfung die-
ses Unternehmens zur Nichtaufdeckung eines Feh-
lers in der Rechnungslegung geführt hat. Letzteres 
ist in der Regel für die Sanktionsfindung von Bedeu-
tung. Relevant sein dürfte diese verbesserte Ermitt-
lungsmöglichkeit der APAS vor allem in den Fäl-
len, in denen noch keine Fehlerfeststellung der DPR 
oder der BaFin vorliegt und hiermit auch nicht mehr 
zu rechnen ist (zum Beispiel weil es sich nicht um 
den zuletzt festgestellten oder gebilligten Abschluss 
handelt und die Prüfungskompetenz der DPR daher 
entfallen ist).

b) Informationsaustausch mit anderen Stellen
Der zulässige Informationsaustausch der APAS mit 
anderen, für die Beaufsichtigung von Unternehmen 
von öffentlichem Interesse zuständigen Stellen wur-
de im Vergleich zur bisherigen (für die WPK und 
APAK geltenden) Rechtslage erheblich ausgewei-
tet (§ 66 c Abs. 1 WPO). Von besonderer Bedeutung 
dürfte insoweit sein, dass nunmehr eine ungehin-
derte Zusammenarbeit zwischen der Prüferaufsicht 
(APAS) und den für das Enforcement der Rechnungs-
legung zuständigen Stellen (DPR, BaFin) möglich ist. 
Bisher war nur ein Informationsfluss hin zur Prüfer-
aufsicht möglich. Künftig ist jedoch auch eine umge-
kehrte Information zulässig. Wenn also zum Beispiel 
im Rahmen einer Inspektion nicht nur Prüfungsmän-
gel festgestellt werden, sondern sich auch konkrete 
Anhaltspunkte für Fehler in der Rechnungslegung 

7	 Siehe	die	unveränderte	Regelung	in	§	62	Abs.	2	Satz	2	WPO.
8	 Solange	das	durch	die	7.	WPO-Novelle	2007	eingeführte	Verwertungsverbot	galt	(§	62	

Abs.	5	WPO	a.	F.),	konnte	sich	durch	Auskünfte,	die	im	Rahmen	eines	Auskunftsverlan-
gens	nach	§	62	WPO	gegeben	wurden,	nicht	die	Gefahr	ergeben,	wegen	einer	Straftat	
(oder	Ordnungswidrigkeit)	verfolgt	zu	werden,	da	diese	Auskünfte	nur	in	Aufsichts-	und	
Beschwerdesachen	(und	auch	nur	solchen	der	WPK!)	verwertet	werden	durften,	also	
insbesondere	nicht	in	einem	Strafverfahren.	Dies	hat	sich	nun	wieder	geändert.
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ergeben, darf die APAS dies der DPR und der BaFin 
mitteilen.

3. Unterrichtung des Arbeitgebers

Wie schon bisher von der WPK praktiziert, lässt § 64 
Abs. 5 WPO nun auch ausdrücklich eine Information 
des Arbeitgebers beziehungsweise des Vertretenen 
über ein Berufsaufsichtsverfahren zu, welches ge-
gen ein Kammermitglied wegen einer Berufspflicht-
verletzung geführt wird, die das Kammermitglied 
im Rahmen eines Vertretungsverhältnisses (Anstel-
lungsverhältnis, Beauftragung als freier Mitarbeiter) 
begangen hat. Nach Auffassung der WPK ist eine In-
formation nicht erst dann zulässig, wenn eine Be-
rufspflichtverletzung feststeht, sondern bereits dann, 
wenn ein Verfahren eingeleitet wird. Der Arbeitgeber 
hat ein Interesse an einer zeitnahen Information, um 
möglichst frühzeitig die für das Qualitätssicherungs-
system gegebenenfalls erforderlichen Konsequenzen 
ziehen zu können. Außerhalb eines Vertretungsver-
hältnisses begangene Pflichtverletzungen von ange-
stellten Mitarbeitern einer Berufsgesellschaft, wie 
zum Beispiel berufsunwürdiges Verhalten, werden 
von dieser Ausnahme von der Verschwiegenheits-
pflicht nicht erfasst.

IV. Präventive und repressive  
Maßnahmen der Berufsaufsicht

1. Berufsaufsichtliche Maßnahmen

Der Katalog der Maßnahmen, die in der Berufsauf-
sicht getroffen werden können, blieb weitgehend 
unverändert. Die bisherigen berufsgerichtlichen 
Maßnahmen, die vor allem für gravierende Berufs-
pflichtverletzungen vorgesehen waren, können nun 
– bezeichnet als berufsaufsichtliche Maßnahmen – 
von der WPK und von der APAS verhängt werden 
(§§ 68 Abs. 1, 66 a Abs. 6 Satz 3 WPO). Dies korres-
pondiert mit der durch das APAReG erfolgten Zu-
ständigkeitsübertragung auf die WPK und die APAS 
für Fälle schwerer Schuld. Die Rüge als mildes-
te Maßnahme blieb erhalten. Der Geldbußerahmen 
wurde auf die bisher der Berufsgerichtsbarkeit zur 
Verfügung stehende Höhe von bis zu 500.000 Euro 
angepasst.

a) Erweiterung des Maßnahmenkatalogs
Zusätzlich in den Maßnahmenkatalog aufgenom-
men wurde die Feststellung, dass der Bestätigungs-
vermerk nicht die gesetzlichen Anforderungen er-

füllt (§ 68 Abs. 1 Nr. 7 WPO); diese Ergänzung geht 
auf eine entsprechende Vorgabe in der EU-RL zu-
rück (Art. 30 a Abs. 1 Buchst. d). Hierbei handelt es 
sich nicht um eine rein sachbezogene (objektive) 
Feststellung, wie die Formulierung sowie ein Ver-
gleich mit dem sogenannten Enforcement-Verfah-
ren nahelegen könnten; vielmehr ist auch für diese 
Maßnahme eine schuldhafte Pflichtverletzung er-
forderlich (§ 67 Abs. 1 WPO). Bei Vorliegen eines 
solchen Verstoßes konnte selbstverständlich auch 
bisher schon eine Sanktion erteilt werden. Die Auf-
nahme in den Maßnahmenkatalog führt dazu, dass 
die Feststellung dieses Mangels nicht mehr nur in 
der Begründung des (Rüge-)Bescheides enthalten 
ist, sondern nunmehr ausdrücklich in den Tenor 
aufzunehmen ist. 

Außerdem wurde – ebenfalls zur Umsetzung der 
EU-RL (Art. 30 a Abs. 1 Buchst. e) – ein befristetes 
Tätigkeitsverbot bei Unternehmen von öffentlichem 
Interesse eingeführt (§ 68 Abs. 1 Nr. 4 WPO). Die-
ses Verbot setzt gewichtige Verfehlungen bei der 
Prüfung eines solchen Unternehmens voraus und 
kommt daher nur als eine von der APAS zu verhän-
gende Maßnahme in Betracht. 

b) Konkretisierende Vorschriften zur Sanktionsfindung
Die berufsaufsichtlichen Maßnahmen können – so-
weit sinnvoll und verhältnismäßig – auch nebenein-
ander verhängt werden (§ 68 Abs. 2 Satz 1 WPO). 
Dabei ist der von der Rechtsprechung des BGH ge-
prägte Grundsatz der Einheitlichkeit der Berufs-
pflichtverletzung zu beachten, der besagt, dass alle 
Berufspflichtverletzungen in die Entscheidung ein-
bezogen werden sollen, die zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung bekannt sind (§ 68 Abs. 2 Satz 2 WPO). 
Allerdings gilt dies nur, wenn und soweit eine sol-
che Gesamtschau für eine sachgerechte Beurteilung 
des Verhaltens des Berufsangehörigen und der gebo-
tenen Einwirkung auf ihn erforderlich ist. Das ist re-
gelmäßig nur dann der Fall, wenn ein sachlicher und 
zeitlicher Zusammenhang zwischen den Verfehlun-
gen besteht.

Im Gesetz wird nunmehr ausdrücklich klarge-
stellt, dass bei der Festlegung der Art und der Höhe 
der Maßnahme alle relevanten Umstände zu berück-
sichtigen sind (§ 68 Abs. 3 Satz 1 WPO). Dies war 
bisher schon gängige Spruchpraxis der WPK und der 
Berufsgerichte. Beispielhaft aufgezählt werden inso-
weit unter anderem der durch die Pflichtverletzung 
erzielte Mehrerlös sowie die Finanzkraft der Berufs-
angehörigen. Insbesondere die Art, Schwere und 
Dauer der Pflichtverletzung sowie die Verantwor-
tung der Berufsangehörigen dürften aber auch wei-
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terhin im Fokus der Sanktionsfindung stehen (§ 68 
Abs. 3 Satz 2 WPO). Zugunsten der Berufsangehö-
rigen soll berücksichtigt werden, wenn sie an der 
Aufklärung der Pflichtverletzung mitgewirkt haben 
(§ 68 Abs. 3 Satz 3 WPO). Zur Betonung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit wird schließlich her-
vorgehoben, dass eine Rüge für einen fahrlässig be-
gangenen fachlichen Fehler in der Regel nur dann 
verhängt werden kann, wenn der Fehler von einigem 
Gewicht ist (§ 68 Abs. 3 Satz 4 WPO). Diese Klarstel-
lung geht auf die Rechtsprechung des Landgerichts 
Berlin zurück.

2. Vorläufige Untersagungsverfügung

Schon bisher bestand – auch für die WPK – die Mög-
lichkeit, Berufsangehörigen nicht nur wegen einer in 
der Vergangenheit liegenden Pflichtverletzung eine 
Sanktion zu erteilen oder sie zu belehren, sondern 
ihnen erforderlichenfalls auch die Fortsetzung be-
ziehungsweise Aufrechterhaltung oder eine Wieder-
holung des pflichtwidrigen Verhaltens zu untersa-
gen (§ 68 a WPO). In dringenden Fällen können WPK 
und APAS jetzt auch eine vorläufige Untersagungs-
verfügung erlassen (§ 68 b WPO)9, die im Gegensatz 
zur (endgültigen) Untersagungsverfügung bereits mit 
ihrer Zustellung wirksam wird (§ 68 b Satz 3 WPO). 
Für die Entscheidung der WPK ist eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen des Vorstandes er-
forderlich (§ 68 b Satz 2 WPO). Gegen die Maßnah-
me kann innerhalb eines Monats nach Zustellung die 
Entscheidung des Gerichts beantragt werden (§ 68 b 
Satz 4 in Verbindung mit § 62 a Abs. 3 WPO). Durch 
die Stellung des Antrags wird die Wirksamkeit der 
Maßnahme nicht gehemmt. Das Gericht kann jedoch 
die Aussetzung der Vollziehung anordnen (§ 62 a 
Abs. 3 Satz 4 in Verbindung mit § 307 StPO).

Ein Ordnungsgeld kann nun auch bei wissentli-
chen Zuwiderhandlungen gegen ein Tätigkeits- oder 
Berufsverbot oder eine vorläufige Untersagungsver-
fügung verhängt werden (§ 68 c WPO); bisher war 
diese Möglichkeit nur bei Zuwiderhandlungen gegen 
eine Untersagungsverfügung gegeben. Gegen die Ver-
hängung eines Ordnungsgeldes kann die Entschei-
dung des Gerichts beantragt werden.

3. Präventive Maßnahmen der APAS

Eine Neuerung, die nur die APAS und die von ihr be-
aufsichtigten § 319 a HGB-Praxen betrifft, ist die Be-
fugnis der APAS, bei festgestellten Verletzungen des 
Berufsrechts, die im Zusammenhang mit gesetzlich 
vorgeschriebenen Abschlussprüfungen bei Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse stehen, Auflagen 
zur Beseitigung der Mängel zu erteilen oder eine Son-
derprüfung anzuordnen (§ 66 a Abs. 6 Satz 2 WPO). 
Diese – bisher nur aus dem Qualitätskontrollverfah-
ren bekannten – Maßnahmen kommen auch als Er-
gebnis einer anlassbezogenen Ermittlung in Betracht. 
Vor Erlass einer (repressiven) berufsaufsichtlichen 
Maßnahme wird daher zu prüfen sein, ob nicht die 
Erteilung/Anordnung einer der oben genannten prä-
ventiven Maßnahmen zunächst ausreichend ist (Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz).10

4. Berufsaufsichtliche Maßnahmen gegen  
Berufsgesellschaften

Neu eingeführt wurde die Möglichkeit, berufsauf-
sichtliche Maßnahmen nicht nur gegen pflichtwid-
rig handelnde natürliche Personen, sondern auch 
gegen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (WPG) zu 
verhängen. Voraussetzung ist allerdings auch hier, 
dass eine für die WPG verantwortlich handelnde 
Person (zum Beispiel als verantwortlicher Prüfungs-
partner oder als Mitglied des Leitungsorgans) Berufs-
pflichten der WPG betreffend die Durchführung von 
gesetzlichen Abschlussprüfungen verletzt hat (§ 71 
Abs. 2 Satz 1 WPO). Andere Tätigkeitsbereiche oder 
Berufspflichten sind von der Regelung, mit der eine 
Umsetzung entsprechender EU-Vorgaben erfolgte, 
nicht erfasst. Da bei richtlinienkonformer Auslegung 
der WPO eine als Abschlussprüfer beauftragte WPG 
nicht nur organisatorische Pflichten hat, sondern 
sämtliche Pflichten eines Abschlussprüfers (vgl. § 56 
Abs. 1 WPO), liegt bei einer nicht gewissenhaften 
Auftragsdurchführung seitens des verantwortlichen 
Prüfungspartners zugleich auch eine Verletzung von 
Berufspflichten der WPG vor. 

In einem solchen Fall kommt zusätzlich zur Sank-
tionierung der handelnden natürlichen Person auch 
die Verhängung einer berufsaufsichtlichen Maßnah-
me gegen die WPG in Betracht. Bei der gebotenen Ab-
wägung sind neben dem allgemeinen Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz insbesondere die Gleichförmigkeit 
und Häufigkeit von Pflichtverletzungen innerhalb 
der WPG und der Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit 
zu berücksichtigen (§ 71 Abs. 2 Satz 3 WPO). Hier-
aus wird deutlich, dass Maßnahmen gegen die WPG 
grundsätzlich nur dann sachgerecht sind, wenn die 
Ursachen der Pflichtverletzung in der Organisation 

	 9	 Zu	den	vorläufigen	Maßnahmen	des	Gerichts	siehe	die	bisher	schon	existierenden	Rege-
lungen	in	§§	111	ff.	und	§	121a	WPO.

	10	 Eine	solche	Abwägung	hat	gegebenenfalls	auch	die	WPK	vorzunehmen,	nur	dass	bei	ihr	
die	Zuständigkeit	für	die	Verhängung	präventiver	Maßnahmen	(Kommission	für	Qualitäts-
kontrolle)	und	für	die	Verhängung	repressiver	Maßnahmen	(Vorstand)	auseinanderfällt.
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der Praxis, insbesondere im Qualitätssicherungssys-
tem, begründet sind und damit der Schwerpunkt der 
Vorwerfbarkeit auf der WPG insgesamt und weniger 
auf dem Verhalten des einzelnen Berufsangehörigen 
liegt (vgl. RegBegr.11).

V. Bekanntmachung von Maßnahmen, 
Unterrichtung des Beschwerdeführers

Bisher schrieb das Gesetz lediglich eine mindestens 
jährliche Veröffentlichung zusammengefasster An-
gaben über die verhängten Sanktionsmaßnahmen 
vor (§ 63 Abs. 6 WPO a. F.). Dieser Verpflichtung ist 
die WPK durch die Veröffentlichung ihres jährlichen 
Berichts zur Berufsaufsicht nachgekommen. In Um-
setzung der EU-RL hat nun eine – gegebenenfalls an-
onymisierte – unverzügliche Veröffentlichung jeder 
einzelnen berufsaufsichtlichen Maßnahme zu erfol-
gen, sobald sie unanfechtbar geworden ist. Sofern 
das Verfahren durch eine Beschwerde angestoßen 
wurde, ist zudem eine Unterrichtung des Beschwer-
deführers vorgesehen.

1. Veröffentlichung berufsaufsichtlicher  
Maßnahmen im Internet

Mit der neu eingeführten Pflicht der WPK und der 
APAS, jede ihrer unanfechtbaren berufsaufsichtli-
chen Maßnahmen unverzüglich auf ihren Internetsei-
ten öffentlich bekannt zu machen (§ 69 Abs. 1 WPO), 
wird eine entsprechende EU-Vorgabe umgesetzt, die 
eine solche öffentliche Erklärung oder Bekanntma-
chung selbst als Sanktion einordnet (Art. 30 a Abs. 1 
Buchst. b EU-RL; zu Einzelheiten siehe Art. 30 c EU-
RL). Grundsätzlich ist also nicht nur eine Informa-
tion der Öffentlichkeit, sondern auch eine (abschre-
ckende) Prangerwirkung beabsichtigt. Allerdings 
wird dies aus Gründen der Verhältnismäßigkeit be-
ziehungsweise zum Schutz des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts der Betroffenen dahingehend 
eingeschränkt, dass die Bekanntmachung keine per-
sonenbezogenen Daten enthalten darf (§ 69 Abs. 1 
Satz 2 WPO). Darunter sind alle Informationen über 
eine bestimmte oder bestimmbare, das heißt direkt 
oder indirekt identifizierbare, natürliche Person zu 
verstehen. Für Berufsgesellschaften (juristische Per-
sonen) kommt eine anonymisierte Bekanntmachung 
dagegen nur in Ausnahmefällen in Betracht (§ 69 
Abs. 2 WPO). Neben der Maßnahme als solcher und 
(gegebenenfalls) der Identität der juristischen Per-
son, gegen die die Maßnahme verhängt wurde, sind 
auch Informationen zu Art und Charakter des Versto-

ßes mitzuteilen (§ 69 Abs. 1 Satz 1 WPO). Um eine 
Vorverurteilung zu vermeiden, sind nur unanfecht-
bare Maßnahmen zu veröffentlichen. Die Veröffent-
lichung hat unverzüglich und für die Dauer von fünf 
Jahren zu erfolgen (§ 69 Abs. 3 WPO).

2. Zusätzliche Veröffentlichungs- und  
Mitteilungspflichten der APAS 

Die APAS ist darüber hinaus in gleicher Weise dazu 
verpflichtet, alle rechtkräftigen Bußgeldentscheidun-
gen und strafgerichtlichen Verurteilungen wegen 
Verstößen gegen Vorschriften zum Schutz der Un-
abhängigkeit des gesetzlichen Abschlussprüfers, die 
durch den Abschlussprüfer selbst oder ein Mitglied 
des Aufsichtsrats oder eines Prüfungsausschusses 
begangen wurden, auf ihrer Internetseite bekannt zu 
machen (§ 69 Abs. 1 a WPO).

Außerdem hat die APAS die vorgenannten Infor-
mationen – teils unverzüglich, teils jährlich in aggre-
gierter Form – dem Ausschuss der Aufsichtsstellen12 
zu übermitteln (§ 69 Abs. 4 WPO).

3. Unterrichtung des Beschwerdeführers

In Berufsaufsichtsverfahren, die auf eine Beschwer-
de zurückgehen, ist – parallel zur Veröffentlichung 
der berufsaufsichtlichen Maßnahme – eine Mittei-
lung an den Beschwerdeführer vorgesehen (§ 69 
Abs. 5 WPO). Damit soll seinem schützenswerten In-
teresse13 an einer Information über den Verfahrens-
ausgang Rechnung getragen werden. Anders als die 
Veröffentlichung (Abs. 1 Satz 2) wird diese Mittei-
lung zumindest insoweit personenbezogene Daten 
enthalten, als dies zur Zuordnung zur Beschwerde 
erforderlich ist. Weitergehende Informationen, etwa 
über die wesentlichen Entscheidungsgründe, sind 
im Hinblick auf die Verschwiegenheitspflicht un-
zulässig (§§ 64, 66 b WPO).14 Im Falle des Verfah-
rensabschlusses mit einer Belehrung darf der Be-
schwerdeführer ebenfalls nicht informiert werden. 
Auch insoweit gilt unverändert die Verschwiegen-
heitspflicht. Der Beschwerdeführer wird daher ledig-
lich über den Verfahrensabschluss als solchen infor-

	11	 BT-Drucks.	18/6282,	Seite	101.
	12	 Die	Einsetzung	eines	solchen	Ausschusses	ist	in	Art.	30	Abs.	1	EU-VO	vorgesehen.	In	ihm	

wird	die	Zusammenarbeit	zwischen	den	Europäischen	Aufsichtsstellen	für	Abschlussprüfer	
organisiert.

	13	 Ein	solches	setzt	voraus,	dass	der	Beschwerdeführer	selbst	unmittelbar	von	dem	bean-
standeten	Verhalten	des	Berufsangehörigen	betroffen	ist.	Dritte,	die	bei	der	WPK	Anzeige	
erstatten,	sind	daher	nicht	als	Beschwerdeführer	in	diesem	Sinne	anzusehen.

	14	 Dies	ergibt	sich	auch	im	Umkehrschluss	aus	§	73	Abs.	3	Satz	2	BRAO,	wo	für	die	
Mitteilung	des	Vorstandes	der	Rechtsanwaltskammer	an	den	Beschwerdeführer	eine	kurze	
Darstellung	der	wesentlichen	Gründe	für	die	Entscheidung	vorgeschrieben	ist.
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miert, verbunden mit dem neutralen Hinweis, dass 
das berufsrechtlich Erforderliche veranlasst wurde.

VI. Vereinheitlichung des Rechtsweges 
und Ausweitung des Rechtsschutzes

1. Mehrstufige (außergerichtliche und gericht-
liche) Überprüfung möglich

Zusammen mit der Vereinheitlichung der Zustän-
digkeit für die Verfolgung und Ahndung von Berufs-
pflichtverletzungen durch Abschaffung der primä-
ren Zuständigkeit der Berufsgerichtsbarkeit für Fälle 
schwerer Schuld wurde auch eine Vereinheitlichung 
des Rechtsweges und zugleich deutliche Auswei-
tung des Rechtsschutzes vorgenommen. Letzteres 
gilt insbesondere für den hinsichtlich der Fallzah-
len größten Bereich der Rügebescheide: Während es 
hiergegen nach erfolglosem Einspruch bisher nur ein 
einziges Rechtsmittel gab, nämlich den Antrag auf 
berufsgerichtliche Entscheidung durch das Land-
gericht (§ 63 a WPO a. F.), steht zukünftig der allge-
meine Rechtsweg und Instanzenzug – Landgericht, 
Oberlandesgericht, Bundesgerichtshof – zur Ver-
fügung. Umgekehrt ist für die gravierenderen Fälle 
und Maßnahmen, die bisher in primärer Zuständig-
keit vom Landgericht verhängt wurden, nunmehr ein 
außergerichtliches Verfahren (inklusive Selbstüber-
prüfung im Einspruchsverfahren) der WPK oder der 
APAS vorgeschaltet. Auch hierdurch wird letztlich 
eine Ausweitung des Rechtsschutzes erreicht. 

Im Ergebnis können Berufsangehörige und Be-
rufsgesellschaften eine gegen sie verhängte berufs-
aufsichtliche Maßnahme also dreimal überprüfen 
lassen (§§ 68 Abs. 5, 71 a, 105 WPO), in Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung sogar noch ein viertes 
Mal durch den BGH (§ 107 WPO).

2. Kostenerstattung bei erfolgreichem  
Einspruch

Eine Verbesserung des Rechtsschutzes dürfte zu-
dem darin liegen, dass die Aufwendungen des Be-
rufsangehörigen (oder der Berufsgesellschaft) für die 
notwendige Zuziehung eines Rechtsanwalts oder 
sonstigen Bevollmächtigten im Fall eines erfolgrei-
chen Einspruchs – außer gegen eine (einfache) Rüge 
– künftig erstattungsfähig sind (§ 68 Abs. 6 WPO).15 
Über die Notwendigkeit und Höhe der zu erstatten-
den Auslagen entscheidet die WPK (beziehungswei-
se die APAS). Für diese Entscheidung kann eine ge-
richtliche Überprüfung beantragt werden.

VII. Änderungen im berufsgerichtlichen 
Verfahren

Korrespondierend mit der Ausweitung des Rechts-
schutzes wurden die Regelungen des Verfahrens 
nach § 63 a WPO a. F. und des bisherigen berufsge-
richtlichen Verfahrens nach §§ 81 ff. WPO a. F. quasi 
miteinander kombiniert.

1. Sachentscheidung nach mündlicher  
Verhandlung

Im Gegensatz zum bisherigen Antragsverfahren nach 
§ 63 a WPO a. F., in welchem auch ohne mündliche 
Verhandlung entschieden werden konnte, ist eine 
Sachentscheidung jetzt nur noch nach einer Haupt-
verhandlung möglich (§ 86 Abs. 2 WPO). Das schließt 
allerdings nicht aus, dass das Verfahren bereits im 
Vorfeld einer solchen Hauptverhandlung aus Oppor-
tunitätsgründen eingestellt wird (zum Beispiel we-
gen geringer Schuld oder gegen Zahlung einer Geld-
auflage, §§ 153, 153 a StPO).

Anders als bisher wird ein berufsgerichtliches 
Verfahren nun nicht mehr durch die GStA Berlin 
mittels Einreichung einer Anschuldigungsschrift 
eingeleitet, sondern dadurch, dass der Berufsange-
hörige beim Landgericht Berlin schriftlich einen An-
trag nach § 71 a WPO stellt (§ 85 WPO). An die Stel-
le der Anschuldigungsschrift tritt die angefochtene 
Entscheidung über die Verhängung der berufsauf-
sichtlichen Maßnahme, deren Tenor in der Haupt-
verhandlung verlesen wird (§ 94 WPO). Der zu ver-
handelnde Verfahrensstoff wird also nicht mehr 
durch die GStA, sondern durch das vorangegangene 
(Einspruchs-)Verfahren bestimmt.

Ein weiterer Unterschied zum bisherigen berufs-
gerichtlichen Verfahren besteht darin, dass das Land-
gericht Berlin nicht mehr erstmals über ein gegebe-
nenfalls pflichtwidriges Verhalten beziehungsweise 
eine dafür zu verhängende Sanktion entscheidet, 
sondern dass – wie bisher im Verfahren nach § 63 a 
WPO a. F. – bereits eine Entscheidung der WPK (oder 
der APAS) existiert, die das Landgericht Berlin zu 
überprüfen hat.

Das Gericht ist allerdings nicht auf die Überprü-
fung der Rechtsmäßigkeit der von der WPK (oder 
APAS) verhängten Maßnahme beschränkt, sondern 
es entscheidet in der Sache selbst über alle Berufs-
pflichtverletzungen, die Gegenstand der angefochte-
nen berufsaufsichtlichen Entscheidung sind (§ 103 
Abs. 2 Satz 1 WPO). Auch eine sogenannte „Verbö-

	15	 Im	gerichtlichen	Verfahren	gilt	§	124	Abs.	4	WPO.
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serung“ ist möglich, das heißt das Gericht kann auch 
eine schärfere (als die bisherige) Maßnahme verhän-
gen. Da es sich bei dem berufsgerichtlichen Verfah-
ren aber – wie bei dem Verfahren nach § 63 a WPO 
a. F. – um ein vom Berufsangehörigen initiiertes 
Rechtsschutzverfahren handelt, kann er diese für ihn 
negative Folge durch rechtzeitige Zurücknahme sei-
nes Antrags nach § 71a WPO vermeiden (vgl. § 124 
Abs. 1 Satz 1 WPO).16

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft (GStA Ber-
lin) in dem nach § 71a WPO eingeleiteten Verfahren 
sind weitgehend unverändert. Sie verliest (anstel-
le des Anklagesatzes) den Tenor der angefochtenen 
Entscheidung und stellt in der Hauptverhandlung 
die Anträge etc. (§§ 84, 86 Abs. 2, 94 ff. WPO). Nur 
sie ist – neben dem Berufsangehörigen – dazu befugt, 
Rechtmittel gegen die Entscheidungen des Gerichts 
einzulegen. 

2. Verfahrenseinstellung aus Opportunitäts-
gründen nur mit Zustimmung der APAS

Die Vertreter der WPK und der APAS haben in der 
Hauptverhandlung lediglich das Recht, das Wort zu 
ergreifen. Eine Verfahrenseinstellung aus Opportuni-
tätsgründen oder eine Beschränkung der Verfolgung 
auf einen Teil der Tat ist jedoch nur mit Zustimmung 
der APAS möglich. In der Hauptverhandlung gilt 
dies nur, wenn ein Vertreter der APAS anwesend ist 
(§ 82 b Abs. 2 WPO).

VIII. Ausblick

Da die europarechtlichen Vorgaben zur öffentlichen 
Aufsicht über Abschlussprüfer durch das APAReG 

vollständig umgesetzt wurden, bleibt zu hoffen, dass 
es in näherer Zukunft keine weiteren Eingriffe in die 
berufliche Selbstverwaltung geben wird.

Positiv ist, dass die verfahrensrechtlichen Vor-
schriften in der Berufsaufsicht trotz getrennter Zu-
ständigkeiten bis auf wenige Sonderregelungen für 
Verfahren in der Zuständigkeit der APAS einheitlich 
sind (§ 66 a Abs. 6 Satz 2 ff., Abs. 7 WPO). Dies und 
die sich schon aus der Fachaufsicht der APAS über 
die WPK ergebenden Abstimmungsprozesse wer-
den sicherstellen, dass die Berufsaufsichtsverfahren 
auch bei unterschiedlichen zuständigen Behörden 
nach einheitlichen Verfahrens- und Bewertungskri-
terien durchgeführt werden.

Außerdem ist zu begrüßen, dass nunmehr alle 
Entscheidungen des Landgerichts Berlin einer ge-
richtlichen Überprüfung zugänglich sind.

	16	 Fraglich	könnte	allerdings	sein,	ob	für	eine	solche	Zurücknahme	die	Vorschriften	der	StPO	
für	die	Zurücknahme	eines	Rechtsmittels	entsprechend	gelten.	Dann	wäre	die	Zurücknah-
me	des	Antrags	nach	Beginn	der	Hauptverhandlung	nur	mit	Zustimmung	der	GStA	Berlin	
möglich	(vgl.	§§	86	Abs.	2	Satz	2,	127	WPO	in	Verbindung	mit	§	303	Satz	1	StPO).
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I. Historische Entwicklung

1961 wurde mit Verabschiedung der Wirtschaftsprü-
ferordnung (WPO) der Zugang zum Beruf des ver-
eidigten Buchprüfers geschlossen. Alle vereidigten 
Buchprüfer und vereidigten Buchprüferinnen (vBP) 
erhielten eine bis 1968 befristete Möglichkeit zur Ab-
legung einer Übergangsprüfung zum Wirtschaftsprü-
fer (WP).

Mit dem Bilanzrichtlinien-Gesetz vom 19. De-
zember 19851 wurde der Zugang zum vBP-Beruf wie-

Der Beitrag stellt die Einzelheiten der verkürzten 
Prüfung nach § 13 a WPO dar, die durch das Ab-
schlussprüferaufsichtsreformgesetz wieder ein-
geführt worden ist. Die Autoren beschreiben ins-
besondere die Prüfungsgebiete, den Umfang der 
Prüfung sowie Besonderheiten bei der Ermittlung 
des Prüfungsergebnisses und der Anrechnung  
vorangegangener Prüfungsversuche.

Die Wiedereinführung der verkürzten Prüfung 
zum Wirtschaftsprüfer für vereidigte Buchprüfer
vBP/StB Gerhard Albrecht, RA Henning Tüffers

1	 Gesetz	zur	Durchführung	der	Vierten,	Siebenten	und	Achten	Richtlinie	des	Rates	der	
Europäischen	Gemeinschaften	zur	Koordinierung	des	Gesellschaftsrechts	(BGBl.	I	S.	2355).
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der eröffnet. Zusätzlich wurde eine verkürzte Prü-
fung zur Erreichung der WP-Qualifikation geschaffen 
(§ 13 a WPO).

Die erneute Schließung des Zugangs zum Beruf 
des vBP erfolgte durch das Wirtschaftsprüfungsex-
amens-Reformgesetz2. vBP konnten übergangsweise 
die verkürzte Prüfung zum WP noch bis zum 31. De-
zember 2009 ablegen. Danach mussten sie zur Errei-
chung der WP-Qualifikation das „reguläre“ WP-Exa-
men ablegen.

II. Aktuelle Entwicklung

Das Abschlussprüferaufsichtsreformgesetz3 hat die 
verkürzte Prüfung zum WP für vBP wieder einge-
führt. § 13 a WPO regelt die grundsätzliche Wieder-
einführung dieser verkürzten Prüfung und legt fest, 
dass die schriftliche und mündliche Prüfung 
• in „Angewandter Betriebswirtschaftslehre, Volks-

wirtschaftslehre“ und 
• in den Bereichen der Prüfungsgebiete „Wirtschaft-

liches Prüfungswesen, Unternehmensbewertung 
und Berufsrecht“ sowie „Wirtschaftsrecht“, die be-
reits Gegenstand der Prüfung zum vBP waren,

entfällt. vBP, die Steuerberater oder Steuerberaterin-
nen sind, müssen darüber hinaus keine Prüfung im 
„Steuerrecht“ ablegen. Für vBP, die Rechtsanwälte 
oder Rechtsanwältinnen sind, entfällt die Prüfung 
im „Wirtschaftsrecht“ vollständig.

Die Einzelheiten der verkürzten Prüfung – ins-
besondere die Prüfungsinhalte, den Umfang der 
schriftlichen und mündlichen Prüfung, die Beste-
hensvoraussetzungen und die Anrechnung von vor-
angegangenen Prüfungsversuchen – hat das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie als 
Verordnungsgeber in der Wirtschaftsprüferprü-
fungsverordnung (WiPrPrüfV) geregelt.4 Es konn-
te hierbei zum Teil an Regelungen anschließen, die 
diese Verordnung für die bis Ende des Jahres 2009 
durchgeführte „alte“ Prüfung nach § 13 a WPO noch 
enthielt.

Eine Besonderheit der „neuen“ verkürzten Prü-
fung besteht darin, dass bei der Auswahl und der Ge-
wichtung der Prüfungsaufgaben die praktische Be-
rufsarbeit der vereidigten Buchprüfer besonders zu 
berücksichtigen ist (§ 4 a Abs. 5 WiPrPrüfV). Was 
der Verordnungsgeber hiermit meint, erschließt sich 
aus der im Bundesanzeiger veröffentlichten Begrün-
dung der Verordnung.5 Danach sollten Prüfungs-
gebiete, die den vBP typischerweise nicht schwer-
punktmäßig in seiner zukünftigen Prüfungstätigkeit 
(als Wirtschaftsprüfer, Anmerkung der Autoren) be-

treffen werden, wie etwa internationale Rechnungs-
legungsstandards, nach denen die von vBP überwie-
gend geprüften kleinen und mittleren Unternehmen 
selten bilanzieren, allenfalls am Rande geprüft wer-
den. Damit hat der Verordnungsgeber ein Anliegen 
der vBP zumindest teilweise aufgegriffen, das auch 
die WPK sich zu eigen gemacht hatte. Die eigentliche 
Anregung sah vor, die Prüfung internationaler Rech-
nungslegungsstandards auf die mündliche Prüfung 
zu beschränken.

III. Prüfungsgebiete

Die Prüfungsgebiete der Prüfung sind gemäß § 4 a 
WiPrPrüfV
• „Wirtschaftliches Prüfungswesen und Unterneh-

mensbewertung“,
• „Wirtschaftsrecht“ und
• „Steuerrecht“.

Sie gliedern sich im Einzelnen wie folgt:

Wirtschaftliches Prüfungswesen und Unterneh-
mensbewertung

1. Rechnungslegung
 a) Konzernabschluss und Konzernlagebericht, 

Bericht über die Beziehungen zu verbundenen 
Unternehmen,

 b) international anerkannte Rechnungslegungs-
grundsätze,

 c) Rechnungslegung in besonderen Fällen;
2. Prüfung
 a) Prüfung der Rechnungslegung, soweit von 

der Pflichtprüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung abweichend: rechtliche 
Vorschriften und Prüfungsstandards, insbe-
sondere Prüfungsgegenstand und Prüfungsauf-
trag, Prüfungsansatz und Prüfungsdurchfüh-
rung, Bestätigungsvermerk, Prüfungsbericht 
und Bescheinigungen, andere Reporting-Auf-
träge,

2	 Gesetz	zur	Reform	des	Zulassungs-	und	Prüfungsverfahrens	des	Wirtschaftsprüfungsexa-
mens	vom	1.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2446).

3	 Gesetz	zur	Umsetzung	der	aufsichts-	und	berufsrechtlichen	Regelungen	der	Richtlinie	
2014/56/EU	sowie	zur	Ausführung	der	entsprechenden	Vorgaben	der	Verordnung	(EU)	
Nr.	537/2014	im	Hinblick	auf	die	Abschlussprüfung	bei	Unternehmen	von	öffentlichem	
Interesse	vom	31.	März	2016	(BGBl.	I	S.	518).

4	 Artikel	2	der	Verordnung	zur	Einführung	einer	Verordnung	über	Gebühren	der	Ab-
schlussprüferaufsichtsstelle	beim	Bundesamt	für	Wirtschaft	und	Ausfuhrkontrolle	und	zur	
Änderung	der	Wirtschaftsprüferprüfungsverordnung	vom	6.	Juli	2016	(BGBl.	I	S.	1615).

5	 BAnz	AT	14.	Juli	2016	B2.
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 b) sonstige gesetzlich vorgeschriebene Prüfun-
gen, insbesondere aktienrechtliche Sonderprü-
fungen, Prüfung von Risikofrüherkennungs-
systemen, Geschäftsführungsprüfungen,

 c) andere betriebswirtschaftliche Prüfungen, ins-
besondere Due-Diligence-Prüfungen, Kredit-
würdigkeitsprüfungen, Unterschlagungsprü-
fungen, Wirtschaftlichkeitsprüfungen, Prüfung 
von Sanierungskonzepten;

3. Bewertung von Unternehmen und Unternehmens- 
 anteilen

Wirtschaftsrecht

1. Grundzüge des internationalen Privatrechts, 
 insbesondere Recht der Schuldverhältnisse;
2. Gesellschaftsrecht (Personengesellschaften und 

Kapitalgesellschaften ohne Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung, Recht der verbundenen Un-
ternehmen), Corporate Governance und Grundzü-
ge des Kapitalmarktrechts;

3. Umwandlungsrecht;
4. Grundzüge des Europarechts

Steuerrecht 

1. Abgabenordnung und Nebengesetze, Finanzge-
richtsordnung;

2. Recht der Steuerarten, insbesondere
 a) Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteu-

er,
 b) Bewertungsgesetz, Erbschaftsteuer, Grundsteu-

er,
 c) Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer,
 d) Umwandlungssteuerrecht;
3. Grundzüge des Internationalen Steuerrechts

IV. Umfang und Dauer der schriftlichen 
Prüfung

Die schriftliche Prüfung besteht aus (bis zu) fünf 
Klausuren:
• 1 Klausur aus dem Gebiet „Wirtschaftliches Prü-

fungswesen und Unternehmensbewertung“ – Teil-
gebiet „Rechnungslegung“ (WPW I),

• 1 Klausur aus dem Gebiet „Wirtschaftliches Prü-
fungswesen und Unternehmensbewertung“ – Teil-
gebiete „Prüfung“ und „Bewertung von Unterneh-
men und Unternehmensanteilen“ (WPW II),

• 1 Klausur aus dem Gebiet „Wirtschaftsrecht“ (WR) 
und

• 2 Klausuren aus dem Gebiet „Steuerrecht“ (StR).

Die Klausuren aus dem Prüfungsgebiet „Steuerrecht“ 
sind dieselben, die auch im nicht nach § 13 a WPO 
verkürzten („regulären“) Wirtschaftsprüfungsexa-
men geschrieben werden, während die übrigen Auf-
sichtsarbeiten aufgrund der Unterschiedlichkeit der 
Prüfungsgebiete speziell für die verkürzte Prüfung 
entwickelt werden. 

In Abhängigkeit von der Zugehörigkeit zu den 
Berufen Steuerberater oder Steuerberaterin sowie 
Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin sind die Klausu-
ren wie in der Tabelle zu schreiben.

WPW I 
(1 Klausur)

WPW II 
(1 Klausur)

WR 
(1 Klausur)

StR 
(2 Klausuren)

vBP ✔ ✔ ✔ ✔

vBP/StB ✔ ✔ ✔ —

vBP/RA ✔ ✔ — ✔

vBP/StB/
RA

✔ ✔ — —

Die Bearbeitungszeit der Klausuren WPW I, WPW II 
und WR beträgt jeweils 2 Stunden, die der StR-Klau-
suren jeweils 4 bis 6 Stunden.

V. Zulassung zur mündlichen Prüfung

Die Teilnahme an der mündlichen Prüfung des Wirt-
schaftsprüfungsexamens setzt das Erreichen von be-
stimmten Mindestnoten in der schriftlichen Prüfung 
voraus. Ansonsten ist die Prüfung nicht bestanden.

Das gilt auch für die verkürzte Prüfung gemäß 
§ 13 a WPO. Von der mündlichen Prüfung ist aus-
geschlossen, wer in der schriftlichen Prüfung nicht 
mindestens die Gesamtnote 5,00 erhalten hat. Die 
Gesamtnote errechnet sich aus der Summe der ein-
zelnen Klausurnoten, geteilt durch deren Zahl. Zu ei-
nem Ausschluss von der mündlichen Prüfung führt 
es auch, wenn die beiden Aufsichtsarbeiten aus dem 
Gebiet „Wirtschaftliches Prüfungswesen und Unter-
nehmensbewertung“ im Durchschnitt nicht mindes-
tens mit der Note 5,00 bewertet worden sind.

VI. Umfang und Dauer der mündlichen 
Prüfung

Die mündliche Prüfung beginnt mit einem kurzen 
Vortrag. Aus jedem der drei Prüfungsgebiete wird ein 
Thema zur Wahl gestellt. Entfallen in der verkürzten 
Prüfung aufgrund der Zugehörigkeit zu den Berufen 
Steuerberater oder Steuerberaterin sowie Rechtsan-
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walt oder Rechtsanwältin die Gebiete „Steuerrecht“ 
und/oder „Wirtschaftsrecht“, erhöht sich die Zahl 
der Themen aus dem Gebiet „Wirtschaftliches Prü-
fungswesen und Unternehmensbewertung“ entspre-
chend.

An den kurzen Vortrag schließen sich zwei Prü-
fungsabschnitte aus dem Gebiet „Wirtschaftliches 
Prüfungswesen und Unternehmensbewertung“ so-
wie – in Abhängigkeit von der weiteren beruflichen 
Qualifikation des vBP – jeweils ein Prüfungsab-
schnitt aus den Gebieten „Steuerrecht“ und „Wirt-
schaftsrecht“ an.

Der kurze Vortrag und die einzelnen Prüfungsab-
schnitte werden jeweils gesondert bewertet. Aus den 
Einzelnoten wird eine Gesamtnote für die mündli-
che Prüfung errechnet.

Die Prüfung soll für den einzelnen Kandidaten 
nicht länger als eine Stunde dauern. Der kurze Vor-
trag, dessen Dauer zehn Minuten nicht überschreiten 
soll, wird bei der Gesamtdauer der Prüfung mitbe-
rücksichtigt.

VII. Prüfungsentscheidung

Die Prüfung ist bei einer Gesamtnote von mindestens 
4,00 bestanden. Es ist nicht erforderlich, wie im „re-
gulären“ Wirtschaftsprüfungsexamen auf jedem Prü-
fungsgebiet eine Gesamtnote von mindestens 4,00 zu 
erreichen.

Die Prüfungsgesamtnote wird aus der Gesamt-
note der schriftlichen Prüfung und der Gesamtnote 
der mündlichen Prüfung gebildet. Die Gesamtnote 
der schriftlichen Prüfung wird mit 6, die der münd-
lichen Prüfung mit 4 vervielfältigt und sodann die 
Summe durch 10 geteilt.

Da nicht auf die Bewertung der einzelnen Prü-
fungsgebiete, sondern auf die Prüfungsgesamtnote 
abgestellt wird, kann die Prüfungsentscheidung nur 
„bestanden“ oder „nicht bestanden“ lauten. Die Ab-
legung einer Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen. 

VIII. Prüfungsdurchführung

Die verkürzte Prüfung gemäß § 13 a WPO wird – 
beginnend im Jahr 2017 – als eine Form des Wirt-
schaftsprüfungsexamens jeweils im 1. und 2. Halb-
jahr durchgeführt werden.

Die Prüfungsstelle für das Wirtschaftsprüfungs-
examen bei der Wirtschaftsprüferkammer (Prüfungs-
stelle) wird die verkürzte Prüfung erstmals in dem 
Prüfungstermin I/2017 des Wirtschaftsprüfungs-

examens anbieten. In diesem Prüfungstermin wer-
den die schriftliche Prüfung im Februar 2017 und 
die mündliche Prüfung voraussichtlich im Zeitraum 
Mai/Juni 2017 stattfinden.

Die Prüfungsstelle wird die schriftliche Prüfung 
für vBP im jeweiligen Prüfungstermin zeitlich ent-
zerren und über die jeweils drei Prüfungswochen 
verteilen.

Für den Prüfungstermin I/2017 bedeutet das, dass 
am
• 1. Februar 2017 die Klausur WPW I,
• 7. Februar 2017 die Klausur WPW II,
• 14. Februar 2017 die Klausur WR sowie
• 14. und 15. Februar 2017 die Klausuren StR – für 

die vBP, die Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin 
und nicht Steuerberater oder Steuerberaterin sind – 
geschrieben werden.

vBP, die weder Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin 
noch Steuerberater oder Steuerberaterin sind und 
alle Klausuren schreiben müssen, schreiben die ers-
ten drei Klausuren – WPW I, WPW II und WR – an 
den vorstehend genannten Tagen im Februar 2017 
und setzen die schriftliche Prüfung im Prüfungster-
min II/2017 fort. Die StR-Klausuren werden in die-
sem Termin am 16. und 17. August 2017 geschrieben 
werden. 

Die Prüfung – das gilt sowohl für die schriftli-
che als auch die mündliche Prüfung – findet bei der 
Landesgeschäftsstelle der WPK (Berlin, Düsseldorf, 
Frankfurt am Main, Hamburg, München, Stuttgart) 
statt, bei der die Prüfungszulassung beantragt wor-
den ist.

IX. Zulassungsanträge

Anträge auf Zulassung zu dem Prüfungstermin 
I/2017 hätten der Prüfungsstelle bis zum 31. August 
2016 vorliegen müssen. Da die Änderung der Wirt-
schaftsprüferprüfungsverordnung mit den Regelun-
gen zu der „neuen“ verkürzten Prüfung gemäß § 13 a 
WPO erst am 15. Juli 2016 in Kraft getreten ist, gilt 
für Anträge auf Zulassung zu der verkürzten Prü-
fung im Termin I/2017 eine einmalig um zwei Mo-
nate verlängerte Antragsfrist. Zulassungsanträge 
für die verkürzte Prüfung gemäß § 13 a WPO für den 
Prüfungstermin I/2017 können daher noch bis zum 
31. Oktober 2016 – eingehend bei der Prüfungsstelle 
oder einer der Landesgeschäftsstellen der WPK – ge-
stellt werden.

Danach werden auch für die Antragstellung auf 
Zulassung zu der verkürzten Prüfung nach § 13 a 
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WPO die üblichen Fristen gelten: Bis zum 28. (29.) Fe-
bruar eines Jahres kann die Zulassung zur Prüfung im 
2. Halbjahr und bis zum 31. August die Zulassung 
zur Prüfung im 1. Halbjahr des Folgejahres beantragt 
werden. Eine Verschiebung des Antrags auf einen 
späteren Prüfungstermin ist nicht möglich. 

Dem Zulassungsantrag sind die in § 1 WiPrPrüfV 
genannten Unterlagen beizufügen. Kandidaten, die 
seit dem Übergang der Zuständigkeit für die Durch-
führung der Berufsexamina auf die WPK am 1. Januar 
2004 schon einmal von der Prüfungsstelle zum Wirt-
schaftsprüfungsexamen zugelassen worden sind, 
müssen ihrem Zulassungsantrag nicht mehr alle 
Unterlagen beifügen; es genügen die in § 22 Abs. 2 
WiPrPrüfV genannten Unterlagen und Erklärungen. 

X. Wiederholung des Wirtschafts-
prüfungsexamens/Prüfungsversuche

Das Wirtschaftsprüfungsexamen kann zweimal wie-
derholt werden. Das gilt unabhängig davon, in wel-
cher Form die Prüfung – als Vollprüfung oder in 
Form einer der verkürzten Prüfungen – abgelegt wor-
den ist. Insgesamt stehen drei Versuche zur Verfü-
gung.

Eine Ausnahme gilt für Prüfungsversuche, die 
vBP bis zum 31. Dezember 2009 auf Grundlage des 
„alten“ § 13 a WPO abgelegt haben. Diese Prüfungs-
versuche bleiben unberücksichtigt. Wer beispiels-
weise einmal ohne Erfolg an der verkürzten Prüfung 
nach § 13 WPO (für Steuerberater und Steuerberate-
rinnen) teilgenommen, dann die Prüfung zum vBP 
bestanden und danach zweimal als vBP die verkürz-
te Prüfung gemäß dem „alten“ § 13 a WPO nicht be-
standen hat, kann das Wirtschaftsprüfungsexamen 
jetzt noch zweimal wiederholen.

XI. Fazit

Das für den Berufsstand als Rechtsaufsicht zustän-
dige Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 
die politisch Verantwortlichen in Bundestag und 
Bundesrat und die Wirtschaftsprüfer haben in Ge-
sprächen mit Vertretern der vereidigten Buchprüfern 
immer wieder verdeutlicht, dass Qualitätseinbußen 
beim Examen zum Wirtschaftsprüfer nicht hinge-
nommen werden.

Mit den im Abschlussprüferaufsichtsreformge-
setz und der geänderten Wirtschaftsprüferprüfungs-

verordnung gefundenen Regelungen wird einerseits 
deutlich, dass die Erlangung der Wirtschaftsprüfer-
qualifikation einen entsprechenden Qualitätsnach-
weis der Kandidaten erfordert. Andererseits wur-
den für alle vereidigten Buchprüfer noch erträgliche 
Vor aussetzungen für den Übergang zum Wirtschafts-
prüfer geschaffen. Es ist nun Aufgabe aller für das 
Wirtschaftsprüfungsexamen Verantwortlichen, die 
Vorgaben in diesem Sinne umsetzen.

XII. Weiterführende Hinweise

Weitere (allgemeine) Hinweise und Informationen 
zum Zulassungs- und Prüfungsverfahren hält die 
WPK auf ihrer Internetseite bereit, insbesondere das 
allgemeine „Merkblatt der Prüfungsstelle für die Prü-
fung als Wirtschaftsprüfer“.

Bei Fragen zur Zulassung zur Prüfung oder zu de-
ren Durchführung stehen die Landesgeschäftsstel-
len der WPK und die Prüfungsstelle gerne zur Ver-
fügung.

RA Henning Tüffers ist 
Leiter der Prüfungsstel-
le für das Wirtschaftsprü-
fungsexamen bei der WPK.

vBP/StB Gerhard Albrecht  
ist Vizepräsident der WPK.

Informationen zum Zulassungs- und Prüfungsverfahren und Merkblatt  
abrufbar unter
www.wpk.de/nachwuchs/pruefungsstelle/

Der Aufsatz als PDF:
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http://www.wpk.de/nachwuchs/pruefungsstelle/


Suchen Sie rechtzeitig 
nach qualifiziertem 
Nachwuchs.

Bieten Sie über das 
WPK-Portal Praktika 
an und finden Sie 
geeignete Bewerber 
und junge Talente.

Die Praktikumsbörse der WPK

www.wpk.de/praktikumsboerse/
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Der Prüfungsansatz: auf Risiken fokussiert.

Mit Software von DATEV.

Das Ergebnis: wirtschaftlich geprüft.

Der Erfolg einer wirtschaftlichen Abschlussprüfung hängt von der risikoorientierten Prüfungsplanung 

und der skalierten Prüfungsdurchführung ab. DATEV Abschlussprüfung comfort führt Sie dabei 

zielgerichtet und zügig durch alle Aufgaben. Die Software bietet vollkommen transparente Prozesse 

für höchste Prüfungsqualität. So prüfen Sie schnell, sicher und zukunftsorientiert – mit DATEV.

Informieren Sie sich auf www.datev.de/wirtschaftspruefer 
oder unter 0800 1001119.

http://www.datev.de/wirtschaftspruefer


EINMALIG ...

… ist unsere Kompetenz in der Versicherung von 
Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern.
Berufshaftpfl ichtversicherung für Wirtschaftsprüfer und Steuerberater ist unser Geschäft. Ihre Ansprechpartner sind sehr erfahren und 

hoch kompetent. In der Beratung passen wir den Versicherungsschutz an Ihre Bedürfnisse und das individuelle Risiko aus Ihrer Praxis 

an. Bei allen Fragen zum Risiko und zum bestehenden Versicherungsumfang stehen wir Ihnen fl exibel und pragmatisch mit unserem 

Wissen zur Verfügung. In der Schadensbearbeitung treffen Sie auf unsere hoch motivierten und spezialisierten Juristen, die Sie bei der 

Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche unterstützen und bei berechtigten Schadensersatzansprüchen mit Ihnen zusammen 

Lösungen mit Ihrem Mandanten suchen und fi nden. Damit kennen wir uns aus. Seit mehr als 75 Jahren tun wir nichts anderes.

Versicherergemeinschaft für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen
Allianz · AXA · ERGO 

Dotzheimer Str. 23 · 65185 Wiesbaden 

Tel.: +49 (0)6 11 / 3 96 06 - 0 

Fax: +49 (0)6 11 / 3 96 06 - 26 

E-Mail: vwi@versicherungsstelle-wiesbaden.de 

www.versicherungsstelle-wiesbaden.de

mailto:vwi@versicherungsstelle-wiesbaden.de
http://www.versicherungsstelle-wiesbaden.de

